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A Problem  
 
Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) wurde sichergestellt, dass auch unter den 
erschwerten Bedingungen während der COVID-19-Pandemie Planungs- und Genehmigungs-
verfahren sowie besondere Entscheidungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung ordnungs-
gemäß durchgeführt werden konnten. Die Regelungen des PlanSiG ermöglichten aus Anlass 
der Pandemie verstärkt die digitale Durchführung notwendiger Verfahrensschritte, setzen für 
ihre Anwendung jedoch keine konkrete pandemische Lage voraus. Die Befristung des PlanSiG 
ist seitens des Bundestages letztmalig bis zum 31. Dezember 2024 verlängert worden. 
 
Nach Abschluss der Evaluierung des PlanSiG durch das Deutsche Forschungsinstitut für öf-
fentliche Verwaltung im Herbst 2022 leitet sich daraus der Auftrag ab, bewährte Regelungen 
in Dauerrecht zu überführen. Vor allem haben sich danach digitale Instrumente im Rahmen 
der Öffentlichkeitsbeteiligung bewährt, insbesondere digitale Möglichkeiten der Bekanntma-
chung, der Auslegung von Dokumenten und der in verschiedenen Verfahrensstadien erforder-
lichen Erörterung. Diese Instrumente sollen außerhalb der Krisensituation zur dauerhaften, 
rechtssicheren Nutzung zur Verfügung stehen. 
 
Mit der fortschreitenden Digitalisierung ist zunehmend das Bedürfnis nach weiteren Möglich-
keiten des elektronischen Schriftformersatzes in Verwaltungsverfahren entstanden. Soweit in 
Verwaltungsverfahren Schriftformerfordernisse für Behörden gelten, wird beklagt, dass die 
Ausstattung mit qualifizierten elektronischen Signaturzertifikaten und den Signatureinrichtun-
gen für die einzelnen zeichnungsbefugten Beschäftigten einen zu hohen Kosten- und Res-
sourceneinsatz erfordere. Von Seiten der Anwaltschaft wird gefordert, schriftformersetzende 
elektronische Kommunikation auch in Verwaltungsverfahren über das besondere elektroni-
sche Anwaltspostfach zuzulassen, dessen Nutzung für die elektronische Kommunikation mit 
den Gerichten zwingend vorgeschrieben ist. 
 
Ferner hat sich aus dem „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleuni-
gung zwischen Bund und Ländern“ das Erfordernis ergeben, die frühe Öffentlichkeitsbeteili-
gung stärker zu konturieren. 
 
Des Weiteren ergeben sich aufgrund der Änderungen im Postrecht Änderungsbedarfe im Ver-
waltungsverfahrens- und -zustellungsrecht. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

2 

Im Verwaltungsvollstreckungsrecht bestehen im Hinblick auf die weitere Digitalisierung des 
Verfahren noch Unzulänglichkeiten. Weiterhin sind die Vollstreckungsbehörden von digitalen 
Versteigerungsplattformen abgeschnitten. Ferner wurde seitens der Vollstreckungsgläubiger 
moniert, dass der Schuldner für den Kostenbeitrag nicht in Regress genommen werden kann.  
Im Kostenrecht bestehen Änderungsbedarfe, um die bisherige Orientierung an der Abgaben-
ordnung (AO) wiederherzustellen. 
 
B Lösung  
 
Das Verwaltungsverfahrensrecht regeln Bund und Länder grundsätzlich für ihre eigenen Be-
hörden jeweils selbst. Von erheblicher Bedeutung ist aber, dass die Verwaltungsverfahrens-
gesetze des Bundes und der Länder im Wortlaut übereinstimmen (Konkordanzgesetzgebung), 
da für die Bürger und Unternehmen eine einheitliche Verwaltungspraxis bei der Durchführung 
von Verwaltungsverfahren – auch wenn diesen materielles Fachrecht des Bundes zugrunde 
liegt – auch landesseitig gewährleistet werden soll. Nach § 137 Absatz 1 Nummer 2 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO ) ist die Übereinstimmung im Wortlaut zudem Voraussetzung 
für die Revisibilität der Landesverwaltungsverfahrensgesetze und dient damit der einheitlichen 
Auslegung der Vorschriften durch die Gerichte. Der Gesetzentwurf für die Änderung des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) basiert deshalb 
auf einer zwischen Bund und Ländern gemeinsam erarbeiteten Grundlage und bildet die Basis 
für eine einheitliche Änderung der Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder. 
Wesentliche Regelungen des PlanSiG sollen in modifizierter Form daher auch in das VwVfG 
NRW übernommen werden. Aufgrund der Erfahrungen mit dem PlanSiG wird die bislang zu-
sätzlich und als Soll-Vorschrift geregelte öffentliche Bekanntmachung im Internet nunmehr 
zwingend und als Wirksamkeitsvoraussetzung vorgegeben. Zur Einsicht auszulegende Doku-
mente sind vorrangig über das Internet zugänglich zu machen. Zudem werden die Onlinekon-
sultation sowie die Video- und Telefonkonferenz als bewährte Formate der elektronischen Er-
setzung von Erörterungen, mündlichen Verhandlungen und Ähnlichem aus dem PlanSiG in 
das VwVfG NRW überführt. 
 
Im Zuge dieser Änderungen des VwVfG NRW werden im Verwaltungsverfahrensrecht als wei-
tere Möglichkeiten des elektronischen Schriftformersatzes für schriftformbedürftige Erklärun-
gen gegenüber Behörden besondere elektronische Postfächer zugelassen, insbesondere das 
besondere elektronische Anwaltspostfach. Für schriftformbedürftige Erklärungen von Behör-
den wird als zusätzliche Möglichkeit des elektronischen Schriftformersatzes das qualifizierte 
elektronische Siegel zugelassen. 
 
Insofern liegt der Nutzen des Gesetzes insbesondere darin, dass diejenigen Regelungen des 
PlanSiG, die sich bewährt haben, in Dauerrecht übernommen werden und dass weitere Mög-
lichkeiten des elektronischen Schriftformersatzes für Verwaltungsverfahren zugelassen wer-
den. 
 
Zudem erfolgt eine Anpassung der Vorschriften zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung und zur 
Übermittlung des Ergebnisses in digitaler beziehungsweise maschinenlesbarer Form. 
Im VwVfG NRW und im Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LZG NRW) erfolgen die notwendigen Anpassungen aufgrund der aktuellen Änderung des 
Postrechts. 
 
Im Verwaltungsvollstreckungsgesetz wird zum einen noch einmal die Aushändigung des Voll-
streckungsauftrages modifiziert. Daneben erfolgt eine Öffnung von Versteigerungsplattformen 
im Internet für die Vollstreckungsbehörden. Zudem erfolgt eine Regelung zum Kostenbeitrag, 
die künftig eine Überwälzung auf den Schuldner ermöglicht.  
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Im Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) werden die Vorschriften 
zur (Festsetzungs-)Verjährung wieder an die Parallelvorschriften der AO angeglichen. 
Daneben werden redaktionelle Änderungen und Ergänzungen durchgeführt sowie die notwen-
digen Folgeänderungen berücksichtigt. 
 
C Alternativen  
 
Keine. 
 
D Kosten  
 
Keine. 
 
E Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium des Innern. Beteiligt sind alle Ressorts.  
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und  

Gemeindeverbände  
 
Durch die Gesetzesänderungen werden keine nach den Vorgaben des Konnexitätsausfüh-
rungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (KonnexAG NRW) relevanten Auswirkungen bei den 
Haushalten der Gemeinden und Gemeindeverbände erwartet. Es werden keine neuen Aufga-
ben übertragen. Soweit bestehende Aufgaben verändert werden, wie beispielsweise durch die 
Änderungen/Einfügungen der §§ 27a, 27b VwVfG NRW-E oder § 5a Absatz 6 VwVG NRW-E, 
findet insoweit keine wesentliche Erweiterung dieser Aufgaben statt; teilweise führen die ge-
änderten Aufgaben auch zu einer Erleichterung im Verwaltungsvollzug, da Entscheidungs-
wege gestrafft werden. Zudem kann durch die weitere Digitalisierung der Verfahren eine wei-
tere Rationalisierung und im Ergebnis eine Effizienzsteigerung eintreten. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Für die Unternehmen und die privaten Haushalte entstehen weder zusätzliche Belastungen 
noch Entlastungen. 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Die beabsichtigten Änderungen bzw. Ergänzungen haben keine Auswirkungen auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern. Die Wirkungen treten unabhängig vom Geschlecht der Be-
troffenen ein. Auswirkungen auf die unterschiedlichen Lebenssituationen von Frauen und 
Männern sind nicht zu erwarten. 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Das Gesetz hat keine mittel- oder langfristigen Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 
im Land Nordrhein-Westfalen. Konflikte in anderen Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie des 
Landes Nordrhein-Westfalen bestehen nicht. 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Das Gesetz hat keine spezifischen Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung. 
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K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-
tung (E-Government-Check) 

 
Es sind positive Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und 
Verwaltung durch die geänderten Verfahrensvorschriften zu erwarten: Alle geänderten Verfah-
rensvorschriften führen bereits bestehende Regelungen in Dauerrecht fort oder erweitern 
diese. Zusätzliche Aufwände sind damit jedoch nicht verbunden, da bereits bestehende Sys-
teme wie zum Beispiel die auf der EGVP-Struktur basierenden besonderen elektronischen 
Postfächer für weitere Anwendungsfälle geöffnet werden. Auch durch das als neue Möglichkeit 
eingeführte qualifizierte elektronische Siegel (für Behörden) ist langfristig eher mit Effizienzge-
winnen zu rechnen, da die personengebundene Ausstattung mit qualifizierten elektronischen 
Signaturen künftig entfallen kann. 
Gleiches gilt für die neuen Möglichkeiten im Rahmen der Verwaltungsvollstreckung betreffend 
die Versteigerung auf Online-Plattformen, auch hier werden bestehende Systeme nutzbar ge-
macht, sodass keine Neuentwicklungen erforderlich sind. 
 
L Befristung 
 
Eine Befristung der in diesem Gesetzentwurf geänderten Gesetze ist nach § 39 Absatz 1 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Nordrhein-Westfalen (GGO) 
nicht erforderlich, da es sich nicht um Entwürfe von neuen Stammgesetzen, sondern um be-
reits bestehende Stammgesetze handelt. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Artikel 1 

Änderung des Verwaltungsverfahrensge-
setzes NRW 

 
Das Verwaltungsverfahrensgesetz NRW in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
25. April 2023 (GV. NRW. S. 230) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Verwaltungsverfahrensgesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
(Verwaltungsverfahrensgesetz NRW – 

VwVfG NRW) 

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 

 
a)  Die Angabe zu § 25 wird durch die 

folgenden Angaben ersetzt: 
 

„§ 25  Beratung, Auskunft 
 
§ 25a  Frühe Öffentlichkeitsbeteili-

gung“. 
 

 Inhaltsübersicht 
 
 
 
 
 
§ 25 Beratung, Auskunft, frühe Öffentlich-

keitsbeteiligung 

b)  Die Angabe zu § 27a wird durch die 
folgenden Angaben ersetzt:  

 
„§ 27a Bekanntmachung im Inter-

net 
 
§ 27b  Zugänglichmachung auszu-

legender Dokumente 
 
§ 27c  Erörterung mit Verfahrens-

beteiligten oder der Öffent-
lichkeit“. 

 
c)  Die Angaben zu Teil VIII bis § 99 

werden durch die folgenden Anga-
ben ersetzt: 

 

  
 
 
§ 27a Öffentliche Bekanntmachung im Inter-

net 

„Teil VIII 
Schlussvorschriften 

 
§ 94  Sonderregelungen für Ver-

teidigungsangelegenheiten 
 
§ 95  Einwohnerzahlen 
 
§ 96  Verwaltungsvorschriften 

 Teil VIII 
Schlußvorschriften 

 
§ 94  Sonderregelung für Verteidigungsan-

gelegenheiten 
 
§ 95 aufgehoben 
 
§ 96 Einwohnerzahlen 
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§ 97  Übergangsvorschriften 
 
§ 98  Inkrafttreten“. 

 

 
§ 97 gegenstandslos; Änderungsvorschrif-

ten 
 
§ 98 Verwaltungsvorschriften 
 
§ 99 Inkrafttreten 
 

2.  § 3a wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „die 
Homepage“ durch die An-
gabe „deren Internetseite“ er-
setzt. 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Abweichend von Satz 2 und 

3 gilt im Fall des Absatzes 3 
Nummer 2 Buchstabe a bis c 
der Zugang als eröffnet, wenn 
die Behörde in ein sicheres 
elektronisches Verzeichnis 
nach § 6 Absatz 1 Nummer 3 
der Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung vom 24. 
November 2017 (BGBl. I S. 
3803) in der jeweils geltenden 
Fassung eingetragen ist.“ 

 

 § 3a 
Elektronische Kommunikation 

 
(1) Die Übermittlung elektronischer Doku-
mente ist zulässig, soweit der Empfänger 
hierfür einen Zugang eröffnet. Bei Behörden 
erfolgt die Eröffnung des Zugangs durch Be-
kanntmachung über die Homepage. Die 
technischen und organisatorischen Rah-
menbedingungen sind anzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Absatz 2 Satz 4 und Satz 5 wird 

aufgehoben. 
 

 (2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete 
Schriftform kann, soweit nicht durch Rechts-
vorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch 
die elektronische Form ersetzt werden. Der 
elektronischen Form genügt ein elektroni-
sches Dokument, das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen ist. Die 
Signierung mit einem Pseudonym, das die 
Identifizierung der Person des Signatur-
schlüsselinhabers nicht unmittelbar durch 
die Behörde ermöglicht, ist nicht zulässig. 
Die Schriftform kann auch ersetzt werden 
 
1.  durch unmittelbare Abgabe der Erklä-

rung in einem elektronischen Formular, 
das von der Behörde in einem 
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Eingabegerät oder über öffentlich zu-
gängliche Netze zur Verfügung gestellt 
wird; 

2.  bei Anträgen und Anzeigen durch Ver-
sendung eines elektronischen Doku-
ments an die Behörde mit der Ver-
sandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-
Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. S. 
666), das durch Artikel 3 Absatz 8 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I 
S. 3154) geändert worden ist; 

3.  bei elektronischen Verwaltungsakten 
oder sonstigen elektronischen Doku-
menten der Behörden durch Versen-
dung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 
Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der 
die Bestätigung des akkreditierten 
Diensteanbieters die erlassende Be-
hörde als Nutzer des De-Mail-Kontos er-
kennen lässt; 

4.  durch sonstige sichere Verfahren, die 
durch Rechtsverordnung im Sinne von § 
3a Absatz 2 Satz 4 Nummer 4 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes vom 23. 
Januar 2003 (BGBl. I S. 102) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) festgelegt wer-
den, welche den Datenübermittler (Ab-
sender der Daten) authentifizieren und 
die Integrität des elektronisch übermit-
telten Datensatzes sowie die Barriere-
freiheit gewährleisten; der IT-Planungs-
rat gibt Empfehlungen zu geeigneten 
Verfahren ab. 

 
In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss 
bei einer Eingabe über öffentlich zugängliche 
Netze ein elektronischer Identitätsnachweis 
nach § 18 des Personalausweisgesetzes 
vom 18. Juni 2009 (BGBl. I S. 1346), nach § 
12 des eID-Karte-Gesetzes vom 21. Juni 
2019 (BGBl. I S. 846) oder nach § 78 Absatz 
5 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162), jeweils in der jeweils gelten-
den Fassung, erfolgen. 

 
c) Absatz 3 wird durch die folgenden 

Absätze 3 bis 5 ersetzt: 
 

„(3) Die Schriftform kann auch er-
setzt werden 

 

  
 
 
(3) Ist ein der Behörde übermitteltes elektro-
nisches Dokument für sie zur Bearbeitung 
nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender 
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1.  durch unmittelbare Abgabe der 
Erklärung in einem elektroni-
schen Formular, das von der 
Behörde in einem Eingabege-
rät oder über öffentlich zugäng-
liche Netze zur Verfügung ge-
stellt wird; bei einer Eingabe 
über öffentlich zugängliche 
Netze muss ein elektronischer 
Identitätsnachweis nach § 18 
des Personalausweisgesetzes 
vom 18. Juni 2009 (BGBl. I S. 
1346), nach § 12 des eID-
Karte-Gesetzes vom 21. Juni 
2019 (BGBl. I S. 846) oder 
nach § 78 Absatz 5 des Aufent-
haltsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. 
Februar 2008 (BGBl. I S. 162), 
jeweils in der jeweils geltenden 
Fassung, erfolgen; 

2.  durch Übermittlung einer von 
dem Erklärenden elektronisch 
signierten Erklärung an die Be-
hörde 

 
a)  aus einem besonderen 

elektronischen Anwalts-
postfach nach den §§ 31a 
und 31b der Bundes-
rechtsanwaltsordnung in 
der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnum-
mer 303-8, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung in 
der jeweils geltenden Fas-
sung oder aus einem ent-
sprechenden, auf gesetzli-
cher Grundlage errichte-
ten elektronischen Post-
fach; 

b)  aus einem elektronischen 
Postfach einer Behörde 
oder einer juristischen 
Person des öffentlichen 
Rechts, das nach Durch-
führung eines Identifizie-
rungsverfahrens nach den 
Regelungen der auf Grund 
des § 130a Absatz 2 Satz 
2 der Zivilprozessordnung 
in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. 

unter Angabe der für sie geltenden techni-
schen Rahmenbedingungen unverzüglich 
mit. Macht ein Empfänger geltend, er könne 
das von der Behörde übermittelte elektroni-
sche Dokument nicht bearbeiten, hat sie es 
ihm erneut in einem geeigneten elektroni-
schen Format oder als Schriftstück zu über-
mitteln. 
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Dezember 2005 (BGBl. I 
S. 3202; 2006 I S. 431; 
2007 I S. 1781) in der je-
weils geltenden Fassung 
erlassenen Rechtsverord-
nung eingerichtet wurde; 

c)  aus einem elektronischen 
Postfach einer natürlichen 
oder juristischen Person 
oder einer sonstigen Ver-
einigung, das nach Durch-
führung eines Identifizie-
rungsverfahrens nach den 
Regelungen der auf Grund 
des § 130a Absatz 2 Satz 
2 der Zivilprozessordnung 
erlassenen Rechtsverord-
nung eingerichtet wurde; 

d)  mit der Versandart nach § 
5 Absatz 5 des De-Mail-
Gesetzes vom 28. April 
2011 (BGBl. I S. 666) in 
der jeweils geltenden Fas-
sung; 

 
3.  bei elektronischen Verwal-

tungsakten oder sonstigen 
elektronischen Dokumenten 
der Behörde, 

 
a) indem diese mit dem qua-

lifizierten elektronischen 
Siegel der Behörde verse-
hen werden; 

b) durch Versendung einer 
De-Mail-Nachricht nach § 
5 Absatz 5 des De-Mail-
Gesetzes, bei der die Be-
stätigung des akkreditier-
ten Diensteanbieters die 
erlassende Behörde als 
Nutzer des De-Mail-Kon-
tos erkennen lässt. 

 
(4) Ist ein der Behörde übermitteltes 
elektronisches Dokument für sie zur 
Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie 
dies dem Absender unter Angabe 
der für sie geltenden technischen 
Rahmenbedingungen unverzüglich 
mit. Macht ein Empfänger geltend, er 
könne das von der Behörde übermit-
telte elektronische Dokument nicht 
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bearbeiten, hat sie es ihm erneut in 
einem geeigneten elektronischen 
Format oder als Schriftstück zu über-
mitteln. 
 
(5) Ermöglicht die Behörde die unmit-
telbare Abgabe einer Erklärung in ei-
nem elektronischen Formular, das 
von der Behörde in einem Eingabe-
gerät oder über öffentlich zugängli-
che Netze zur Verfügung gestellt 
wird, so hat sie dem Erklärenden vor 
Abgabe der Erklärung Gelegenheit 
zu geben, die gesamte Erklärung auf 
Vollständigkeit und Richtigkeit zu 
prüfen. Nach der Abgabe ist dem Er-
klärenden eine Kopie der Erklärung 
zur Verfügung zu stellen.“ 

 
3.  § 25 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 25 

Beratung, Auskunft“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 25 
Beratung, Auskunft, frühe  
Öffentlichkeitsbeteiligung 

 
(1) Die Behörde soll die Abgabe von Erklä-
rungen, die Stellung von Anträgen oder die 
Berichtigung von Erklärungen oder Anträgen 
anregen, wenn diese offensichtlich nur ver-
sehentlich oder aus Unkenntnis unterblieben 
oder unrichtig abgegeben oder gestellt wor-
den sind. Sie erteilt, soweit erforderlich, Aus-
kunft über die den Beteiligten im Verwal-
tungsverfahren zustehenden Rechte und die 
ihnen obliegenden Pflichten. 
 
(2) Die Behörde erörtert, soweit erforderlich, 
bereits vor Stellung eines Antrags mit dem 
zukünftigen Antragsteller, welche Nachweise 
und Unterlagen von ihm zu erbringen sind 
und in welcher Weise das Verfahren be-
schleunigt werden kann. Soweit es der Ver-
fahrensbeschleunigung dient, soll sie dem 
Antragsteller nach Eingang des Antrags un-
verzüglich Auskunft über die voraussichtli-
che Verfahrensdauer und die Vollständigkeit 
der Antragsunterlagen geben. 
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b)  Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
 

(3) Die Behörde wirkt darauf hin, dass der 
Träger bei der Planung von Vorhaben, die 
nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf 
die Belange einer größeren Zahl von Dritten 
haben können, die betroffene Öffentlichkeit 
frühzeitig über die Ziele des Vorhabens, die 
Mittel, es zu verwirklichen, und die voraus-
sichtlichen Auswirkungen des Vorhabens 
unterrichtet (frühe Öffentlichkeitsbeteili-
gung). Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 
soll möglichst bereits vor Stellung eines An-
trags stattfinden. Der betroffenen Öffentlich-
keit soll Gelegenheit zur Äußerung und zur 
Erörterung gegeben werden. Das Ergebnis 
der vor Antragstellung durchgeführten frühen 
Öffentlichkeitsbeteiligung soll der betroffe-
nen Öffentlichkeit und der Behörde spätes-
tens mit der Antragstellung, im Übrigen un-
verzüglich mitgeteilt werden. Satz 1 gilt nicht, 
soweit die betroffene Öffentlichkeit bereits 
nach anderen Rechtsvorschriften vor der An-
tragstellung zu beteiligen ist. Beteiligungs-
rechte nach anderen Rechtsvorschriften blei-
ben unberührt. 
 

4.  Nach § 25 wird folgender § 25a einge-
fügt: 

 
„§ 25a 

Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
 (1) Die Behörde wirkt darauf hin, dass 

der Träger eines Vorhabens, das nicht 
nur unwesentliche Auswirkungen auf 
die Belange einer größeren Zahl von 
Dritten haben kann, die von dem Vorha-
ben betroffene Öffentlichkeit bereits 
frühzeitig vor Stellung des Antrags un-
terrichtet (frühe Öffentlichkeitsbeteili-
gung). Satz 1 gilt nicht, soweit die be-
troffene Öffentlichkeit bereits nach an-
deren Rechtsvorschriften vor der An-
tragstellung zu beteiligen ist. Beteili-
gungsrechte nach anderen Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt. 

 
 (2) Der Vorhabenträger soll die be-

troffene Öffentlichkeit über die Ziele des 
Vorhabens, die Mittel, es zu verwirkli-
chen, und die voraussichtlichen Auswir-
kungen des Vorhabens unterrichten und 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung geben. 
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 (3) Der Vorhabenträger soll Inhalt und 

abschließendes Ergebnis der frühen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung  

 
1.  in einem verkehrsüblichen elektro-

nischen Format unverzüglich, spä-
testens mit der Antragstellung, an 
die Behörde übermitteln und  

2.  der betroffenen Öffentlichkeit mit-
teilen. 

Für die Übermittlung nach Satz 1 Num-
mer 1 soll auch ein maschinenlesbares 
Format verwendet werden, wenn auf 
Seiten des Vorhabenträgers und der 
Behörde die technischen Voraussetzun-
gen vorliegen und kein unverhältnismä-
ßig hoher Aufwand entsteht.“ 

 
5.  § 27a wird durch die folgenden §§ 27a 

bis 27c ersetzt: 
 

„§ 27a 
Bekanntmachung im Internet 

 
(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine öf-
fentliche oder ortsübliche Bekanntma-
chung angeordnet, so ist diese dadurch 
zu bewirken, dass der Inhalt der Be-
kanntmachung auch auf einer Internet-
seite der Behörde oder ihres Verwal-
tungsträgers zugänglich gemacht wird. 
Soweit durch Rechtsvorschrift nichts 
anderes bestimmt ist, ist für die Einhal-
tung einer vorgeschriebenen Frist die 
Zugänglichmachung im Internet nach 
Satz 1 maßgeblich. 
 
 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine Zu-
gänglichmachung im Internet, insbeson-
dere aus technischen Gründen, nicht 
möglich ist. 

 
§ 27b 

Zugänglichmachung auszulegender 
Dokumente 

 
(1) Ist durch Rechtsvorschrift die Ausle-
gung von Dokumenten zur Einsicht an-
geordnet, so ist sie dadurch zu 

  
 
 

§ 27a 
Öffentliche Bekanntmachung im Internet 

 
(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine öffentliche 
oder ortsübliche Bekanntmachung angeord-
net, soll die Behörde deren Inhalt zusätzlich 
im Internet veröffentlichen. Dies wird 
dadurch bewirkt, dass der Inhalt der Be-
kanntmachung auf einer Internetseite der 
Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zu-
gänglich gemacht wird. Bezieht sich die Be-
kanntmachung auf zur Einsicht auszule-
gende Unterlagen, sollen auch diese über 
das Internet zugänglich gemacht werden. 
Soweit durch Rechtsvorschrift nichts ande-
res geregelt ist, ist der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen maßgeblich. 
 
(2) In der öffentlichen oder ortsüblichen Be-
kanntmachung ist die Internetseite anzuge-
ben. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

13 

bewirken, dass die Dokumente zugäng-
lich gemacht werden 

 
1.  auf einer Internetseite der für die 

Auslegung zuständigen Behörde  
oder ihres Verwaltungsträgers und 

2.  auf mindestens eine andere Weise. 
 
Ist eine Veröffentlichung der auszule-
genden Unterlagen im Internet, insbe-
sondere aus technischen Gründen, 
nicht möglich, so wird die angeordnete 
Auslegung zur Einsicht durch die an-
dere Zugangsmöglichkeit nach Satz 1 
Nummer 2 bewirkt. 

 
(2) In der Bekanntmachung der Ausle-
gung sind anzugeben 
 
1.  der Zeitraum der Auslegung, 
2.  die Internetseite, auf der die Zu-

gänglichmachung erfolgt, sowie 
3.  Art und Ort der anderen Zugangs-

möglichkeit. 
 

(3) Die Behörde kann verlangen, dass 
die Dokumente, die für die Auslegung 
einzureichen sind, in einem verkehrsüb-
lichen elektronischen Format einge-
reicht werden. 
 
(4) Sind in den auszulegenden Doku-
menten Geheimnisse nach § 3b enthal-
ten, so ist derjenige, der diese Doku-
mente einreichen muss, verpflichtet, 
 
1.  diese Geheimnisse zu kennzeich-

nen und 
2.  der Behörde zum Zwecke der Aus-

legung zusätzlich eine Darstellung 
vorzulegen, die den Inhalt der be-
treffenden Teile der Dokumente 
ohne Preisgabe der Geheimnisse 
beschreibt. 

 
§ 27c 

Erörterung mit Verfahrensbeteiligten 
oder der Öffentlichkeit 

 
(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine Erör-
terung, insbesondere ein Erörterungs-
termin, eine mündliche Verhandlung  
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oder eine Antragskonferenz angeord-
net, kann sie ersetzt werden 
 
1. durch eine Onlinekonsultation oder 
2.  mit Einwilligung der zur Teilnahme 

Berechtigten durch eine Video-  
oder Telefonkonferenz. 

 
(2) Bei einer Onlinekonsultation ist den 
zur Teilnahme Berechtigten innerhalb 
einer vorher bekannt zu machenden 
Frist Gelegenheit zu geben, sich schrift-
lich oder elektronisch zu äußern. Die 
Frist soll mindestens eine Woche betra-
gen. Werden für die Onlinekonsultation 
Informationen zur Verfügung gestellt, so 
gilt § 27b Absatz 4 entsprechend. 
 
(3) Sonstige Regelungen, die die Durch-
führung einer Erörterung nach Absatz 1 
betreffen, bleiben unberührt.“ 

 
6.  § 33 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 33 
Beglaubigung von Dokumenten 

 
(1) Jede Behörde ist befugt, Abschriften von 
Urkunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu 
beglaubigen. Darüber hinaus sind die von 
der Landesregierung oder - auf Grund einer 
von ihr erteilten Ermächtigung - dem zustän-
digen Landesministerium durch Rechtsver-
ordnung bestimmten Behörden befugt, Ab-
schriften zu beglaubigen, wenn die Urschrift 
von einer Behörde ausgestellt ist oder die 
Abschrift zur Vorlage bei einer Behörde be-
nötigt wird, sofern nicht durch Rechtsvor-
schrift die Erteilung beglaubigter Abschriften 
aus amtlichen Registern und Archiven ande-
ren Behörden ausschließlich vorbehalten ist. 
 
(2) Abschriften dürfen nicht beglaubigt wer-
den, wenn Umstände zu der Annahme be-
rechtigen, dass der ursprüngliche Inhalt des 
Schriftstückes, dessen Abschrift beglaubigt 
werden soll, geändert worden ist, insbeson-
dere wenn dieses Schriftstück Lücken, 
Durchstreichungen, Einschaltungen, Ände-
rungen, unleserliche Wörter, Zahlen oder 
Zeichen, Spuren der Beseitigung von Wör-
tern, Zahlen und Zeichen enthält oder wenn 
der Zusammenhang eines aus mehreren 
Blättern bestehenden Schriftstückes aufge-
hoben ist. 
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a) Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe b 
wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„b) die ein anderes technisches 

Format als das Ausgangsdoku-
ment, das verbunden ist mit ei-
ner qualifizierten elektroni-
schen Signatur oder einem 
qualifizierten elektronischen 
Siegel einer Behörde, erhalten 
haben.“ 

 
b)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) Der Beglaubigungsvermerk 

muss zusätzlich zu den Angaben 
nach Absatz 3 Satz 2 bei der Be-
glaubigung 

 
1.  des Ausdrucks eines elektroni-

schen Dokuments, das mit 

 
(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch ei-
nen Beglaubigungsvermerk, der unter die 
Abschrift zu setzen ist. Der Vermerk muss 
enthalten 
 
1.  die genaue Bezeichnung des Schriftstü-

ckes, dessen Abschrift beglaubigt wird, 
2.  die Feststellung, dass die beglaubigte 

Abschrift mit dem vorgelegten Schrift-
stück übereinstimmt, 

3.  den Hinweis, dass die beglaubigte Ab-
schrift nur zur Vorlage bei der angege-
benen Behördeerteilt wird, wenn die Ur-
schrift nicht von einer Behörde ausge-
stellt worden ist, 

4.  den Ort und den Tag der Beglaubigung, 
die Unterschrift des für die Beglaubi-
gung zuständigen Bediensteten und das 
Dienstsiegel. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für die Beglaubigung von 
 
1.  Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnli-

chen in technischen Verfahren herge-
stellten Vervielfältigungen, 

2.  auf fototechnischem Wege von Schrift-
stücken hergestellten Negativen, die bei 
einer Behörde aufbewahrt werden, 

3. Ausdrucken elektronischer Dokumente, 
4.  elektronischen Dokumenten, 
 

a)  die zur Abbildung eines Schrift-
stücks hergestellt wurden, 

b)  die ein anderes technisches Format 
als das mit einer qualifizierten elekt-
ronischen Signatur verbundene 
Ausgangsdokument erhalten ha-
ben. 

 
 
 
 
 
 
(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätz-
lich zu den Angaben nach Absatz 3 Satz 2 
bei der Beglaubigung 
 
 
1.  des Ausdrucks eines elektronischen Do-

kuments, das mit einer qualifizierten 
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einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur oder einem 
qualifizierten elektronischen 
Siegel einer Behörde verbun-
den ist, die Feststellungen ent-
halten, 

 
a)  wen die Signaturprüfung 

als Inhaber der Signatur 
ausweist oder welche Be-
hörde die Signaturprüfung 
als Inhaber des Siegels 
ausweist, 

b)  welchen Zeitpunkt die Sig-
naturprüfung für die An-
bringung der Signatur oder 
des Siegels ausweist und 

c)  welche Zertifikate mit wel-
chen Daten dieser Signa-
tur oder diesem Siegel zu 
Grunde lagen; 

 
2.  eines elektronischen Doku-

ments den Namen des für die 
Beglaubigung zuständigen Be-
diensteten und die Bezeich-
nung der Behörde, die die Be-
glaubigung vornimmt, enthal-
ten; die Unterschrift des für die 
Beglaubigung zuständigen Be-
diensteten und das Dienstsie-
gel nach Absatz 3 Satz 2 Num-
mer 4 werden durch eine dau-
erhaft überprüfbare qualifi-
zierte elektronische Signatur  
oder durch ein dauerhaft über-
prüfbares qualifiziertes elektro-
nisches Siegel der Behörde er-
setzt. 

 
Wird ein elektronisches Dokument, 
das ein anderes technisches For-
mat erhalten hat als das Ausgangs-
dokument, das mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur oder 
mit einem qualifizierten elektroni-
schen Siegel einer Behörde ver-
bunden ist, nach Satz 1 Nummer 2 
beglaubigt, so muss der Beglaubi-
gungsvermerk zusätzlich die Fest-
stellungen nach Satz 1 Nummer 1 
für das Ausgangsdokument enthal-
ten.“ 

elektronischen Signatur verbunden ist, 
die Feststellungen enthalten, 

 
a)  wen die Signaturprüfung als Inha-

ber der Signatur ausweist, 
b)  welchen Zeitpunkt die Signaturprü-

fung für die Anbringung der Signa-
tur ausweist und 

c)  welche Zertifikate mit welchen Da-
ten dieser Signatur zugrunde lagen; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  eines elektronischen Dokuments den 

Namen der für die Beglaubigung zu-
ständigen Person und die Bezeichnung 
der Behörde, die die Beglaubigung vor-
nimmt, enthalten; die Unterschrift der für 
die Beglaubigung zuständigen Person 
und das Dienstsiegel nach Absatz 3 
Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dauer-
haft überprüfbare qualifizierte elektroni-
sche Signatur ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wird ein elektronisches Dokument, das ein 
anderes technisches Format als das mit ei-
ner qualifizierten elektronischen Signatur 
verbundene Ausgangsdokument erhalten 
hat, nach Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, muss der 
Beglaubigungsvermerk zusätzlich die Fest-
stellungen nach Satz 1 Nr. 1 für das Aus-
gangsdokument enthalten. 
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 (6) Die nach Absatz 4 hergestellten Doku-
mente stehen, sofern sie beglaubigt sind, be-
glaubigten Abschriften gleich. 
 
(7) Jede Behörde soll von Urkunden, die sie 
selbst ausgestellt hat, auf Verlangen ein 
elektronisches Dokument nach Absatz 4 
Nummer 4 Buchstabe a oder eine elektroni-
sche Abschrift fertigen und beglaubigen. 
 

7.  § 34 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„oder - auf Grund einer von ihr er-
teilten Ermächtigung - dem zustän-
digen Landesministerium“ durch 
die Angabe „oder auf Grund einer 
von ihr erteilten Ermächtigung dem 
zuständigen Ministerium“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 3 Satz 2 wird in dem Satz-

teil vor Nummer 1 die Angabe 
„muß“ durch die Angabe „muss“ er-
setzt. 

 

 § 34 
Beglaubigung von Unterschriften 

 
(1) Die von der Landesregierung oder - auf 
Grund einer von ihr erteilten Ermächtigung - 
dem zuständigen Landesministerium durch 
Rechtsverordnung bestimmten Behörden 
sind befugt, Unterschriften zu beglaubigen, 
wenn das unterzeichnete Schriftstück zur 
Vorlage bei einer Behörde oder bei einer 
sonstigen Stelle, der auf Grund einer Rechts-
vorschrift das unterzeichnete Schriftstück 
vorzulegen ist, benötigt wird. Dies gilt nicht 
für 
 
1.  Unterschriften ohne zugehörigen Text, 
2.  Unterschriften, die der öffentlichen Be-

glaubigung (§ 129 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches) bedürfen. 

 
(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt wer-
den, wenn sie in Gegenwart des beglaubi-
genden Bediensteten vollzogen oder aner-
kannt wird. 
 
(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittel-
bar bei der Unterschrift, die beglaubigt wer-
den soll, anzubringen. Er muß enthalten 
 
1.  die Bestätigung, dass die Unterschrift 

echt ist, 
2.  die genaue Bezeichnung desjenigen, 

dessen Unterschrift beglaubigt wird, so-
wie die Angabe, ob sich der für die Be-
glaubigung zuständige Bedienstete Ge-
wissheit über diese Person verschafft 
hat und ob die Unterschrift in seiner Ge-
genwart vollzogen oder anerkannt wor-
den ist, 

3.  den Hinweis, dass die Beglaubigung nur 
zur Vorlage bei der angegebenen Be-
hörde oder Stelle bestimmt ist, 
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4.  den Ort und den Tag der Beglaubigung, 
die Unterschrift des für die Beglaubi-
gung zuständigen Bediensteten und das 
Dienstsiegel. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglau-
bigung von Handzeichen entsprechend. 
 

8.  § 37 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe 
„Abs. 2“ durch die Angabe „Ab-
satz 2 und 3“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe 

„Absatz 2 Satz 4 Nummer 3“ durch 
die Angabe „Absatz 3 Nummer 3 
Buchstabe b“ ersetzt. 

 
 
 
c)  In Absatz 4 wird die Angabe 

„Abs. 2“ durch die Angabe „Absatz 
2“ ersetzt und wird nach der An-
gabe „Signatur“ die Angabe „oder 
für das nach § 3a Absatz 3 Num-
mer 3 Buchstabe a erforderliche 
Siegel“ eingefügt. 

 § 37 
Bestimmtheit und Form des Verwal-
tungsaktes, Rechtsbehelfsbelehrung 

 
(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinrei-
chend bestimmt sein. 
 
(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elekt-
ronisch, mündlich oder in anderer Weise er-
lassen werden. Ein mündlicher Verwaltungs-
akt ist schriftlich oder elektronisch zu bestä-
tigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse 
besteht und der Betroffene dies unverzüglich 
verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt 
ist unter denselben Voraussetzungen schrift-
lich zu bestätigen; § 3a Abs. 2 findet insoweit 
keine Anwendung. 
 
 
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Ver-
waltungsakt muss die erlassende Behörde 
erkennen lassen und die Unterschrift oder 
die Namenswiedergabe des Behördenlei-
ters, seines Vertreters oder seines Beauf-
tragten enthalten. Wird für einen Verwal-
tungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die 
Schriftform angeordnet ist, die elektronische 
Form verwendet, muss auch das der Signa-
tur zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat 
oder ein zugehöriges qualifiziertes Attribut-
Zertifikat die erlassende Behörde erkennen 
lassen. Im Fall des § 3a Absatz 2 Satz 4 
Nummer 3 muss die Bestätigung nach § 5 
Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes die erlas-
sende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kon-
tos erkennen lassen. 
 
 
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die 
nach § 3a Abs. 2 erforderliche Signatur 
durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Über-
prüfbarkeit vorgeschrieben werden. 
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 (5) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, 
der mit Hilfe automatischer Einrichtungen er-
lassen wird, können abweichend von Ab-
satz 3 Unterschrift und Namenswiedergabe 
fehlen. Zur Inhaltsangabe können Schlüssel-
zeichen verwendet werden, wenn derjenige, 
für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder 
der von ihm betroffen wird, auf Grund der 
dazu gegebenen Erläuterungen den Inhalt 
des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen 
kann. 
 
(6) Einem schriftlichen oder elektronischen 
Verwaltungsakt, der der Anfechtung unter-
liegt, ist eine Erklärung beizufügen, durch die 
der Beteiligte über den Rechtsbehelf, der ge-
gen den Verwaltungsakt gegeben ist, über 
die Behörde oder das Gericht, bei denen der 
Rechtsbehelf einzulegen ist, den Sitz und 
über die einzuhaltende Frist belehrt wird 
(Rechtsbehelfsbelehrung). Die Rechts-
behelfsbelehrung ist auch der schriftlichen  
oder elektronischen Bestätigung eines Ver-
waltungsaktes und der Bescheinigung nach 
§ 42a Absatz 3 beizufügen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9.  In § 41 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 wird 

jeweils die Angabe „dritten“ durch die 
Angabe „vierten“ ersetzt. 

 

 § 41 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 

 
(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen Betei-
ligten bekanntzugeben, für den er bestimmt 
ist oder der von ihm betroffen wird. Ist ein Be-
vollmächtigter bestellt, so kann die Bekannt-
gabe ihm gegenüber vorgenommen werden. 
 
(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im 
Inland durch die Post übermittelt wird, gilt am 
dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als be-
kannt gegeben. Ein Verwaltungsakt, der im 
Inland oder in das Ausland elektronisch 
übermittelt wird, gilt am dritten Tag nach der 
Absendung als bekannt gegeben. Dies gilt 
nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu 
einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im 
Zweifel hat die Behörde den Zugang des 
Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zu-
gangs nachzuweisen. 
 
(2a) Mit Einwilligung des Beteiligten kann ein 
elektronischer Verwaltungsakt dadurch be-
kannt gegeben werden, dass er vom Betei-
ligten oder von seinem Bevollmächtigten 
über öffentlich zugängliche Netze abgerufen 
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wird. Die Behörde hat zu gewährleisten, 
dass der Abruf nur nach Authentifizierung 
der berechtigten Person möglich ist und der 
elektronische Verwaltungsakt von ihr gespei-
chert werden kann. Der Verwaltungsakt gilt 
am Tag nach dem Abruf als bekannt gege-
ben. Wird der Verwaltungsakt nicht innerhalb 
von zehn Tagen nach Absendung einer Be-
nachrichtigung über die Bereitstellung abge-
rufen, wird diese beendet. In diesem Fall ist 
die Bekanntgabe nicht bewirkt; die Möglich-
keit einer erneuten Bereitstellung zum Abruf 
oder der Bekanntgabe auf andere Weise 
bleibt unberührt. 
 
(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich be-
kanntgegeben werden, wenn dies durch 
Rechtsvorschrift zugelassen ist. Eine Allge-
meinverfügung darf auch dann öffentlich be-
kanntgegeben werden, wenn eine Bekannt-
gabe an die Beteiligten untunlich ist. 
 
(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines schrift-
lichen oder elektronischen Verwaltungsaktes 
wird dadurch bewirkt, dass sein verfügender 
Teil ortsüblich bekanntgemacht wird. In der 
ortsüblichen Bekanntmachung ist anzuge-
ben, wo der Verwaltungsakt und seine Be-
gründung eingesehen werden können. Der 
Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach der 
ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt-
gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann 
ein hiervon abweichender Tag, jedoch frü-
hestens der auf die Bekanntmachung fol-
gende Tag bestimmt werden. 
 
(5) Vorschriften über die Bekanntgabe eines 
Verwaltungsaktes mittels Zustellung bleiben 
unberührt. 
 

10.  § 44 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 1 wird die Angabe „offen-
kundig“ durch die Angabe „offen-
sichtlich“ ersetzt. 

 
 
 

 § 44 
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes 

 
(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er 
an einem besonders schwerwiegenden Feh-
ler leidet und dies bei verständiger Würdi-
gung aller in Betracht kommenden Um-
stände offenkundig ist. 
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b)  In Absatz 2 Nummer 3 und Ab-

satz 3 Nummer 2 wird jeweils die 
Angabe „Abs.“ durch die Angabe 
„Absatz“ ersetzt. 

 
c)  In Absatz 2 Nummer 3 und Ab-

satz 3 Nummer 1 und 2 wird jeweils 
die Angabe „Nr.“ durch die Angabe 
„Nummer“ ersetzt. 

 

(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 ist ein Ver-
waltungsakt nichtig, 
 
1. der schriftlich oder elektronisch erlassen 

worden ist, die erlassende Behörde 
aber nicht erkennen lässt; 

2.  der nach einer Rechtsvorschrift nur 
durch die Aushändigung einer Urkunde 
erlassen werden kann, aber dieser 
Form nicht genügt; 

3.  den eine Behörde außerhalb ihrer durch 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 begründeten Zuständig-
keit erlassen hat, ohne dazu ermächtigt 
zu sein; 

4.  den aus tatsächlichen Gründen nie-
mand ausführen kann; 

5.  der die Begehung einer rechtswidrigen 
Tat verlangt, die einen Straf- oder Buß-
geldtatbestand verwirklicht; 

6.  der gegen die guten Sitten verstößt. 
 
(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon des-
halb nichtig, weil 
 
1.  Vorschriften über die örtliche Zuständig-

keit nicht eingehalten worden sind, au-
ßer wenn ein Fall des Absatzes 2 Nr. 3 
vorliegt; 

2.  eine nach § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 
ausgeschlossene Person mitgewirkt 
hat; 

3.  ein durch Rechtsvorschrift zur Mitwir-
kung berufener Ausschuss den für den 
Erlass des Verwaltungsaktes vorge-
schriebenen Beschluss nicht gefasst hat 
oder nicht beschlussfähig war; 

4.  die nach einer Rechtsvorschrift erforder-
liche Mitwirkung einer anderen Behörde 
unterblieben ist. 

 
(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des 
Verwaltungsaktes, so ist er im Ganzen nich-
tig, wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, 
dass die Behörde den Verwaltungsakt ohne 
den nichtigen Teil nicht erlassen hätte. 
 
 
(5) Die Behörde kann die Nichtigkeit jeder-
zeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag 
ist sie festzustellen, wenn der Antragsteller 
hieran ein berechtigtes Interesse hat. 
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11. § 71e Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 3a Absatz 2 bis 4 bleibt unberührt.“ 
 

 § 71e 
Elektronisches Verfahren 

 
Das Verfahren nach diesem Abschnitt wird 
auf Verlangen elektronisch abgewickelt. § 3a 
Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 3 bleibt unbe-
rührt. 
 

12.  § 73 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 2 wird vor der Angabe 
„ausgelegt“ die Angabe „nach 
§ 27b“ eingefügt. 

 
b)  Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 „Die Anhörungsbehörde bestimmt, 

in welcher der Gemeinden nach 
Absatz 2 eine andere Zugangs-
möglichkeit nach § 27b Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 zur Verfügung zu 
stellen ist und legt im Benehmen 
mit der jeweiligen Gemeinde die 
Zugangsmöglichkeit fest.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 73 
Anhörungsverfahren 

 
(1) Der Träger des Vorhabens hat den Plan 
der Anhörungsbehörde zur Durchführung 
des Anhörungsverfahrens einzureichen. Der 
Plan besteht aus den Zeichnungen und Er-
läuterungen, die das Vorhaben, seinen An-
lass und die von dem Vorhaben betroffenen 
Grundstücke und Anlagen erkennen lassen. 
 
(2) Innerhalb eines Monats nach Zugang des 
vollständigen Plans fordert die Anhörungs-
behörde die Behörden, deren Aufgabenbe-
reich durch das Vorhaben berührt wird, zur 
Stellungnahme auf und veranlasst, dass der 
Plan in den Gemeinden, in denen sich das 
Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, 
ausgelegt wird. 
 
 
 
(3) Die Gemeinden nach Absatz 2 haben den 
Plan innerhalb von drei Wochen nach Zu-
gang für die Dauer eines Monats zur Ein-
sichtnahme auszulegen. Auf eine Auslegung 
kann verzichtet werden, wenn der Kreis der 
Betroffenen und die Vereinigungen nach Ab-
satz 4 Satz 5 bekannt sind und ihnen inner-
halb angemessener Frist Gelegenheit gege-
ben wird, den Plan einzusehen. 
 
(3a) Die Behörden nach Absatz 2 haben ihre 
Stellungnahme innerhalb einer von der An-
hörungsbehörde zu setzenden Frist abzuge-
ben, die drei Monate nicht überschreiten 
darf. Stellungnahmen, die nach Ablauf der 
Frist nach Satz 1 eingehen, sind zu berück-
sichtigen, wenn der Planfeststellungsbe-
hörde die vorgebrachten Belange bekannt 
sind oder hätten bekannt sein müssen oder 
für die Rechtmäßigkeit der Entscheidung von 
Bedeutung sind; im Übrigen können sie be-
rücksichtigt werden. 
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c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „bei 
der Gemeinde“ durch die An-
gabe „bei einer Gemeinde 
nach Absatz 2“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 2 wird die Angabe 

„Satz 2“ durch die Angabe 
„Satz 3“ ersetzt. 

 
cc) Folgender Satz wird angefügt: 
  
 „Soweit die Anhörungsbehörde 

in einem Verfahren hierfür ei-
nen Zugang eröffnet, können 
die Erhebung von Einwendun-
gen nach Satz 1 und die Ab-
gabe von Stellungnahmen 
nach Satz 5 auch elektronisch 
erfolgen; in der Bekanntma-
chung nach Absatz 5 ist ein 
entsprechender Hinweis aufzu-
nehmen.“ 

 
d)  In Absatz 5 Satz 1 wird nach der 

Angabe „Gemeinden“ die Angabe 
„nach Absatz 2“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Jeder, dessen Belange durch das Vorha-
ben berührt werden, kann bis zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich  
oder zur Niederschrift bei der Anhörungsbe-
hörde oder bei der Gemeinde Einwendungen 
gegen den Plan erheben. Im Falle des Ab-
satzes 3 Satz 2 bestimmt die Anhörungsbe-
hörde die Einwendungsfrist. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen. Hierauf ist 
in der Bekanntmachung der Auslegung oder 
bei der Bekanntgabe der Einwendungsfrist 
hinzuweisen. Vereinigungen, die auf Grund 
einer Anerkennung nach anderen Rechts-
vorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach 
der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die 
Entscheidung nach § 74 einzulegen, können 
innerhalb der Frist nach Satz 1 Stellungnah-
men zu dem Plan abgeben. Die Sätze 2 bis 
4 gelten entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Gemeinden, in denen der Plan aus-
zulegen ist, haben die Auslegung vorher 
ortsüblich bekanntzumachen. In der Be-
kanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
 
1. wo und in welchem Zeitraum der Plan 

zur Einsicht ausgelegt ist; 
2.  dass etwaige Einwendungen oder Stel-

lungnahmen von Vereinigungen nach 
Absatz 4 Satz 5 bei den in der Bekannt-
machung zu bezeichnenden Stellen in-
nerhalb der Einwendungsfrist vorzubrin-
gen sind; 

3.  dass bei Ausbleiben eines Beteiligten in 
dem Erörterungstermin auch ohne ihn 
verhandelt werden kann; 

4.  dass 
 
 

a)  die Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, oder die Vereini-
gungen, die Stellungnahmen abge-
geben haben, von dem Erörte-
rungstermin durch öffentliche Be-
kanntmachung benachrichtigt wer-
den können, 
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e)  In Absatz 6 Satz 6 wird jeweils die 

Angabe „Abs.“ durch die Angabe 
„Absatz“ und die Angabe „Nr.“ 
durch die Angabe „Nummer“ er-
setzt. 

 

b)  die Zustellung der Entscheidung 
über die Einwendungen durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden kann, 

 
wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder 
Zustellungen vorzunehmen sind. 
 
Nicht ortsansässige Betroffene, deren Per-
son und Aufenthalt bekannt sind oder sich in-
nerhalb angemessener Frist ermitteln las-
sen, sollen auf Veranlassung der Anhö-
rungsbehörde von der Auslegung mit dem 
Hinweis nach Satz 2 benachrichtigt werden. 
 
(6) Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die 
Anhörungsbehörde die rechtzeitig gegen 
den Plan erhobenen Einwendungen, die 
rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen 
von Vereinigungen nach Absatz 4 Satz 5 so-
wie die Stellungnahmen der Behörden zu 
dem Plan mit dem Träger des Vorhabens, 
den Behörden, den Betroffenen sowie denje-
nigen, die Einwendungen erhoben oder Stel-
lungnahmen abgegeben haben, zu erörtern. 
Der Erörterungstermin ist mindestens eine 
Woche vorher ortsüblich bekanntzumachen. 
Die Behörden, der Träger des Vorhabens 
und diejenigen, die Einwendungen erhoben 
oder Stellungnahmen abgegeben haben, 
sind von dem Erörterungstermin zu benach-
richtigen. Sind außer der Benachrichtigung 
der Behörden und des Trägers des Vorha-
bens mehr als 50 Benachrichtigungen vorzu-
nehmen, so können diese Benachrichtigun-
gen durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden. Die öffentliche Bekanntma-
chung wird dadurch bewirkt, dass abwei-
chend von Satz 2 der Erörterungstermin im 
amtlichen Veröffentlichungsblatt der Anhö-
rungsbehörde und außerdem in örtlichen Ta-
geszeitungen bekanntgemacht wird, die in 
dem Bereich verbreitet sind, in dem sich das 
Vorhaben voraussichtlich auswirken wird; 
maßgebend für die Frist nach Satz 2 ist die 
Bekanntgabe im amtlichen Veröffentli-
chungsblatt. Im übrigen gelten für die Erörte-
rung die Vorschriften über die mündliche 
Verhandlung im förmlichen Verwaltungsver-
fahren (§ 67 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Nr. 1 und 
4 und Abs. 3, § 68) entsprechend. Die Anhö-
rungsbehörde schließt die Erörterung 
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innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der 
Einwendungsfrist ab. 
 
(7) Abweichend von den Vorschriften des 
Absatzes 6 Satz 2 bis 5 kann der Erörte-
rungstermin bereits in der Bekanntmachung 
nach Absatz 5 Satz 2 bestimmt werden. 
 
(8) Soll ein ausgelegter Plan geändert wer-
den und werden dadurch der Aufgabenbe-
reich einer Behörde oder einer Vereinigung 
nach Absatz 4 Satz 5 oder Belange Dritter 
erstmals oder stärker als bisher berührt, so 
ist diesen die Änderung mitzuteilen und 
ihnen Gelegenheit zu Stellungnahmen und 
Einwendungen innerhalb von zwei Wochen 
zu geben; Absatz 4 Satz 3 bis 6 gilt entspre-
chend. Wird sich die Änderung voraussicht-
lich auf das Gebiet einer anderen Gemeinde 
auswirken, so ist der geänderte Plan in die-
ser Gemeinde auszulegen; die Absätze 2 bis 
6 gelten entsprechend. 
 
(9) Die Anhörungsbehörde gibt zum Ergeb-
nis des Anhörungsverfahrens eine Stellung-
nahme ab und leitet diese der Planfeststel-
lungsbehörde innerhalb eines Monats nach 
Abschluss der Erörterung mit dem Plan, den 
Stellungnahmen der Behörden und der Ver-
einigungen nach Absatz 4 Satz 5 sowie den 
nicht erledigten Einwendungen zu. 
 

13.  § 74 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 74 
Planfeststellungsbeschluss,  

Plangenehmigung 
 
(1) Die Planfeststellungsbehörde stellt den 
Plan fest (Planfeststellungsbeschluss). Die 
Vorschriften über die Entscheidung und die 
Anfechtung der Entscheidung im förmlichen 
Verwaltungsverfahren (§§ 69 und 70) sind 
anzuwenden. 
 
(2) Im Planfeststellungsbeschluss entschei-
det die Planfeststellungsbehörde über die 
Einwendungen, über die bei der Erörterung 
vor der Anhörungsbehörde keine Einigung 
erzielt worden ist. Sie hat dem Träger des 
Vorhabens Vorkehrungen oder die Einrich-
tung und Unterhaltung von Anlagen aufzuer-
legen, die zum Wohl der Allgemeinheit oder 
zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf 
Rechte anderer erforderlich sind. Sind 
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a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  In Satz 2 wird die Angabe „der 
Ort und die Zeit der Auslegung 
sind ortsüblich bekanntzuma-
chen“ durch die Angabe „die 
Auslegung ist ortsüblich be-
kannt zu machen“ ersetzt. 

 
bb)  Nach Satz 2 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „Die Planfeststellungsbehörde 

bestimmt, in welcher Ge-
meinde eine andere Zugangs-
möglichkeit nach § 27b Absatz 
1 Satz 1 Nummer 2 zur Verfü-
gung zu stellen ist und legt im 
Benehmen mit der jeweiligen 
Gemeinde die Zugangsmög-
lichkeit fest.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

solche Vorkehrungen oder Anlagen untun-
lich oder mit dem Vorhaben unvereinbar, so 
hat der Betroffene Anspruch auf angemes-
sene Entschädigung in Geld. 
 
(3) Soweit eine abschließende Entscheidung 
noch nicht möglich ist, ist diese im Planfest-
stellungsbeschluss vorzubehalten; dem Trä-
ger des Vorhabens ist dabei aufzugeben, 
noch fehlende oder von der Planfeststel-
lungsbehörde bestimmte Unterlagen recht-
zeitig vorzulegen. 
 
(4) Der Planfeststellungsbeschluss ist dem 
Träger des Vorhabens, denjenigen, über de-
ren Einwendungen entschieden worden ist, 
und den Vereinigungen, über deren Stellung-
nahmen entschieden worden ist, zuzustel-
len. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung und einer 
Ausfertigung des festgestellten Planes in 
den Gemeinden zwei Wochen zur Einsicht 
auszulegen; der Ort und die Zeit der Ausle-
gung sind ortsüblich bekanntzumachen. Mit 
dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Be-
schluss gegenüber den übrigen Betroffenen 
als zugestellt; darauf ist in der Bekanntma-
chung hinzuweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Sind außer an den Träger des Vorhabens 
mehr als 50 Zustellungen nach Absatz 4 vor-
zunehmen, so können diese Zustellungen 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden. Die öffentliche Bekanntmachung 
wird dadurch bewirkt, dass der verfügende 
Teil des Planfeststellungsbeschlusses, die 
Rechtsbehelfsbelehrung und ein Hinweis auf 
die Auslegung nach Absatz 4 Satz 2 im amt-
lichen Veröffentlichungsblatt der zuständi-
gen Behörde und außerdem in örtlichen 
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b)  Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  In Satz 1 Nummer 2 Buchstabe 
b wird die Angabe „, das durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. 
NRW. S. 934) neu gefasst wor-
den ist,“ durch die Angabe „in 
der jeweils geltenden Fassung“ 
ersetzt und die Angabe „§ 4 
Bundesnaturschutzgesetz vom 
29. Juli 2009 (BGBl. S. 2542), 
das durch Artikel 4 Absatz 100 
des Gesetzes vom 7. August 
2013 (BGBl. S. 3154) geändert 
worden ist“ durch die Angabe 
„§ 14 des Bundesnaturschutz-
gesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt. 

 
 
 

Tageszeitungen bekanntgemacht werden, 
die in dem Bereich verbreitet sind, in dem 
sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken 
wird; auf Auflagen ist hinzuweisen. Mit dem 
Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss 
den Betroffenen und denjenigen gegenüber, 
die Einwendungen erhoben haben, als zuge-
stellt; hierauf ist in der Bekanntmachung hin-
zuweisen. Nach der öffentlichen Bekanntma-
chung kann der Planfeststellungsbeschluss 
bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von 
den Betroffenen und von denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, schriftlich  
oder elektronisch angefordert werden; hie-
rauf ist in der Bekanntmachung gleichfalls 
hinzuweisen. 
 
(6) Anstelle eines Planfeststellungsbeschlus-
ses kann eine Plangenehmigung erteilt wer-
den, wenn 
 
1.  Rechte anderer nicht oder nur unwe-

sentlich beeinträchtigt werden oder die 
Betroffenen sich mit der Inanspruch-
nahme ihres Eigentums oder eines an-
deren Rechts schriftlich einverstanden 
erklärt haben, 

2.  das Benehmen hergestellt worden ist 
 

a)  mit den Trägern öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich be-
rührt wird, 

b) mit den anerkannten Naturschutz-
vereinigungen im Sinne des § 66 
Absatz 1 des Landesnaturschutz-
gesetzes vom 21. Juli 2000 (GV. 
NRW. S. 568), das durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 934) neu ge-
fasst worden ist, bei Vorhaben, die 
mit Eingriffen in Natur und Land-
schaft im Sinne von § 4 Bundesna-
turschutzgesetz vom 29. Juli 2009 
(BGBl. S. 2542), das durch Artikel 4 
Absatz 100 des Gesetzes vom 
7. August 2013 (BGBl. S. 3154) ge-
ändert worden ist, verbunden sind 

und 
 
3. nicht andere Rechtsvorschriften eine 

Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, 
die den Anforderungen des § 73 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2553&vd_back=N568&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2553&vd_back=N568&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15955&vd_back=N934&sg=0&menu=0
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bb) In Satz 4 wird die Abgabe 

„Abs.“ durch die Angabe „Ab-
satz“ ersetzt. 

 

Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 ent-
sprechen muss. 

 
Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkun-
gen der Planfeststellung; auf ihre Erteilung 
sind die Vorschriften über das Planfeststel-
lungsverfahren nicht anzuwenden; davon 
ausgenommen sind Absatz 4 Satz 1 und Ab-
satz 5, die entsprechend anzuwenden sind. 
Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtli-
chen Klage bedarf es keiner Nachprüfung in 
einem Vorverfahren. § 75 Abs. 4 gilt entspre-
chend. 
 
(7) Planfeststellung und Plangenehmigung 
entfallen in Fällen von unwesentlicher Be-
deutung. 
 
Diese liegen vor, wenn 
 
1.  andere öffentliche Belange nicht berührt 

sind oder die erforderlichen behördli-
chen Entscheidungen vorliegen und sie 
dem Plan nicht entgegenstehen, 

2.  Rechte anderer nicht beeinflusst wer-
den oder mit den vom Plan Betroffenen 
entsprechende Vereinbarungen getrof-
fen worden sind und 

3.  nicht andere Rechtsvorschriften eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, 
die den Anforderungen des § 73 Absatz 
3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 entsprechen 
muss. 

 
Die anerkannten Naturschutzvereinigungen 
im Sinne des § 66 Absatz 1 des Landesna-
turschutzgesetzes erhalten Gelegenheit zur 
Stellungnahme. 
 

 
 
 
 
 
 
14.  § 96 wird § 95 und in Absatz 1 Satz 2 

und Absatz 2 wird jeweils die Angabe 
„Innenministerium“ durch die Angabe 
„für Inneres zuständige Ministerium“ er-
setzt. 

 

 § 96 
Einwohnerzahlen 

 
(1) Wenn nach Gesetzen und Verordnungen 
eine Einwohnerzahl maßgebend ist, so be-
misst sich diese nach den bei der Volkszäh-
lung festgestellten Ergebnissen. Das Innen-
ministerium bestimmt durch Rechtsverord-
nung den Zeitpunkt, von dem ab die Ergeb-
nisse der nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
durchgeführten Volkszählungen verbindlich 
sind. Es kann für bestimmte Rechtsgebiete 
vorsehen, dass die vom Landesbetrieb Infor-
mation und Technik NRW (IT. NRW) 
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veröffentlichten Zahlen über die fortgeschrie-
bene Bevölkerung laufend oder für einen be-
stimmten Zeitpunkt an die Stelle der bei der 
Volkszählung festgestellten Ergebnisse tre-
ten. 
 
(2) Ein Rückgang unter eine bestimmte Ein-
wohnerzahl ist so lange unbeachtlich, als 
das Innenministerium durch Rechtsverord-
nung nichts anderes bestimmt. 
 
(3) Rechtsvorschriften, die von den Absät-
zen 1 und 2 abweichende Regelungen ent-
halten, bleiben unberührt. 
 

 
 
 
15.  § 98 wird § 96 und die Angabe „Innen-

ministerium“ durch die Angabe „für In-
neres zuständige Ministerium“ ersetzt. 

 

 § 98 
Verwaltungsvorschriften 

 
Das Innenministerium erlässt im Einverneh-
men mit den beteiligten Ministerien die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderli-
chen Verwaltungsvorschriften. 
 

16. § 97 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 97 
Übergangsvorschriften 

 
Die Regelungen dieses Gesetzes sind 
auch auf bereits vor dem 1. Januar 2025 
begonnene, aber noch nicht abge-
schlossene Verfahren nach Maßgabe 
der Sätze 2 bis 4 anzuwenden. Verfah-
rensschritte, die vor dem 1. Januar 2025 
begonnen, aber noch nicht abgeschlos-
sen wurden, sind nach diesem Gesetz 
in der zum Zeitpunkt des Beginns des 
Verfahrensschritts jeweils geltenden 
Fassung durchzuführen. Ein Verfah-
rensschritt, der vor dem 1. Januar 2025 
begonnen wurde, ist jedoch zu wieder-
holen, wenn er nach diesem Gesetz in 
der ab 1. Januar 2025 geltenden Fas-
sung durchgeführt werden soll. § 3a 
bleibt unberührt.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

§ 97 
(gegenstandslos;  

Änderungsvorschriften) 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

30 

 
 
 
17.  § 99 wird § 98 und die Angabe „; die in 

§ 33 Absatz 1 und § 34 Absatz 1 enthal-
tenen Ermächtigungen treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft“ wird ge-
strichen. 

 

 § 99 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in 
Kraft; die in § 33 Absatz 1 und § 34 Absatz 1 
enthaltenen Ermächtigungen treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 
 
 

18.  In § 2 Absatz 2 Nummer 2, § 14 Absatz 
6 Satz 2, § 19 Absatz 2, § 21 Absatz 2, 
§ 26 Absatz 2 Satz 4, § 38 Absatz 2, 
§ 42a Absatz 3, § 45 Absatz 3 Satz 2, 
§ 49 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2 
und Absatz 6 Satz 2, § 49a Absatz 4 
Satz 3, § 50, § 51 Absatz 5, § 61 Absatz 
2 Satz 2, § 63 Absatz 3 Satz 1, § 69 Ab-
satz 2 Satz 1, § 71 Absatz 3 Satz 4, 
§ 71a Absatz 2, § 71b Absatz 6 Satz 2, 
§ 72 Absatz 2 Satz 1, § 80 Absatz 3 
Satz 1 sowie § 94 Satz 1 wird jeweils die 
Angabe „Abs.“ durch die Angabe „Ab-
satz“ ersetzt. 

 

  

19.  In § 3 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 
Satz 2, § 12 Absatz 1 Nummer 3, § 14 
Absatz 6 Satz 2, § 16 Absatz 2 und 4, 
§ 38 Absatz 2, § 48 Absatz 4 Satz 2, 
§ 49 Absatz 6 Satz 1, § 49a Absatz 4 
Satz 3 sowie § 69 Absatz 2 Satz 1 wird 
jeweils die Angabe „Nr.“ durch die An-
gabe „Nummer“ ersetzt. 

 

  

Artikel 2 
Änderung des  

Landeszustellungsgesetzes 
 
Das Landeszustellungsgesetz vom 7. März 
2006 (GV. NRW. S. 94), das zuletzt durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. 
NRW. S. 762) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

  
Verwaltungszustellungsgesetz 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
 

„Verwaltungszustellungsgesetz für 
das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landeszustellungsgesetz NRW - 
LZG NRW)“. 

 
 
 
 

  
 

Verwaltungszustellungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) 
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2.  § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 „(1) Dieses Gesetz gilt für das Zustel-

lungsverfahren der Behörden des Lan-
des, der Gemeinden und Gemeindever-
bände sowie der sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. Ausgenommen 
sind die Landesfinanzbehörden im 
Sinne des § 6 Absatz 2 der Abgaben-
ordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866; 2003 I S. 61) in der jeweils gel-
tenden Fassung und des § 2 des Fi-
nanzverwaltungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. April 
2006 (BGBl. I S. 846, 1202) in der je-
weils geltenden Fassung.“ 

 

 § 1 
Anwendungsbereich und Erfordernis  

der Zustellung 
 

(1) Dieses Gesetz gilt für das Zustellungsver-
fahren der Behörden des Landes, der Ge-
meinden und Gemeindeverbände sowie der 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts. Ausgenom-
men sind die Landesfinanzbehörden im 
Sinne des § 6 Absatz 2 der Abgabenordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I 
S. 61), die zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 21. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2875) geändert worden ist, und des § 2 
des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2019 (BGBl. I S. 2875) geändert worden ist. 
 
(2) Zugestellt wird, soweit dies durch Rechts-
vorschrift oder behördliche Anordnung be-
stimmt ist. 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 2 Absatz 2 Satz 1 wird nach der An-

gabe „De-Mail-Gesetzes vom 28. April 
2011 (BGBl. I S. 666)“ die Angabe „in 
der jeweils geltenden Fassung“ einge-
fügt. 

 

 § 2 
Allgemeines 

 
(1) Zustellung ist die Bekanntgabe eines 
schriftlichen oder elektronischen Dokuments 
in der in diesem Gesetz bestimmten Form. 
 
(2) Die Zustellung wird durch einen Erbringer 
von Postdienstleistungen (Post), einen nach 
§ 17 des De-Mail-Gesetzes vom 28. April 
2011 (BGBl. I S. 666) akkreditierten Dienste-
anbieter oder durch die Behörde ausgeführt. 
Daneben gelten die in den §§ 9 bis 11 gere-
gelten Sonderarten der Zustellung. 
 
(3) Die Behörde hat die Wahl zwischen den 
einzelnen Zustellungsarten. Dies gilt nicht im 
Falle von § 5 Absatz 5 Satz 2. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Zustellung durch die Post mit Zustel-

lungsurkunde 
 
(1) Soll durch die Post mit Zustellungsur-
kunde zugestellt werden, übergibt die Be-
hörde der Post den Zustellungsauftrag, das 
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4.  In § 3 Absatz 2 Satz 1 wird nach Angabe 

„Zivilprozessordnung“ die Angabe „in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 
2006 I S. 431; 2007 I S. 1781) in der je-
weils geltenden Fassung“ eingefügt. 

 

zuzustellende Dokument in einem verschlos-
senen Umschlag und einen vorbereiteten 
Vordruck einer Zustellungsurkunde. 
 
(2) Für die Ausführung der Zustellung gelten 
die §§ 177 bis 182 der Zivilprozessordnung 
entsprechend. Im Fall des § 181 Abs. 1 der 
Zivilprozessordnung kann das zuzustellende 
Dokument bei einer von der Post dafür be-
stimmten Stelle am Ort der Zustellung oder 
am Ort des Amtsgerichts, in dessen Bezirk 
der Ort der Zustellung liegt, niedergelegt 
werden oder bei der Behörde, die den Zu-
stellungsauftrag erteilt hat, wenn sie ihren 
Sitz an einem der vorbezeichneten Orte hat. 
Für die Zustellungsurkunde, den Zustel-
lungsauftrag, den verschlossenen Umschlag 
nach Absatz 1 und die schriftliche Mitteilung 
nach § 181 Abs. 1 Satz 3 der Zivilprozess-
ordnung sind die Vordrucke nach der Zustel-
lungsvordruckverordnung zu verwenden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. In § 4 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 

„dritten Tage“ durch die Angabe „vierten 
Tag“ ersetzt. 

 

 § 4 
Zustellung durch die Post mittels  

Einschreiben 
 

(1) Ein Dokument kann durch die Post mittels 
Einschreiben durch Übergabe oder mittels 
Einschreiben mit Rückschein zugestellt wer-
den. 
 
(2) Zum Nachweis der Zustellung genügt der 
Rückschein. Im Übrigen gilt das Dokument 
am dritten Tage nach der Aufgabe zur Post 
als zugestellt, es sei denn, dass es nicht oder 
zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. 
Im Zweifel hat die Behörde den Zugang und 
dessen Zeitpunkt nachzuweisen. Der Tag 
der Aufgabe zur Post ist in den Akten zu ver-
merken. 
 

6. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 5 
Zustellung durch die Behörde gegen 

Empfangsbekenntnis; 
elektronische Zustellung 

 
(1) Bei der Zustellung durch die Behörde 
händigt der zustellende Bedienstete das Do-
kument dem Empfänger in einem verschlos-
senen Umschlag aus. Das Dokument kann 
auch offen ausgehändigt werden, wenn 
keine schutzwürdigen Interessen des Emp-
fängers entgegenstehen. Der Empfänger hat 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

33 

 
 
 
 
 
 
 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Die §§ 177 bis 181 der Zivilpro-

zessordnung sind anzuwenden. 
Zum Nachweis der Zustellung ist in 
den Akten zu vermerken 

 
1.  im Fall der Ersatzzustellung in 

der Wohnung, in Geschäfts-
räumen und Einrichtungen 
nach § 178 der Zivilprozess-
ordnung der Grund, der diese 
Art der Zustellung rechtfertigt, 

2.  im Fall der Zustellung bei ver-
weigerter Annahme nach § 179 
der Zivilprozessordnung, wer 
die Annahme verweigert hat 
und dass das Dokument am 
Ort der Zustellung zurückge-
lassen oder an den Absender 
zurückgesandt wurde sowie 
der Zeitpunkt und der Ort der 
verweigerten Annahme, 

3.  in den Fällen der Ersatzzustel-
lung nach den §§ 180 und 181 
der Zivilprozessordnung der 
Grund der Ersatzzustellung so-
wie wann und wo das Doku-
ment in einen Briefkasten ein-
gelegt oder sonst niedergelegt 
und in welcher Weise die Nie-
derlegung schriftlich mitgeteilt 
wurde. 

 
Im Fall des § 181 Absatz 1 der Zi-
vilprozessordnung kann das zuzu-
stellende Dokument bei der Be-
hörde, die den Zustellungsauftrag 
erteilt hat, niedergelegt werden, 
wenn diese Behörde ihren Sitz am 
Ort der Zustellung oder am Ort des 
Amtsgerichts hat, in dessen Bezirk 
der Ort der Zustellung liegt.“ 

 
 

ein mit dem Datum der Aushändigung verse-
henes Empfangsbekenntnis zu unterschrei-
ben. Der Bedienstete vermerkt das Datum 
der Zustellung auf dem Umschlag des aus-
zuhändigenden Dokumentes oder bei offe-
ner Aushändigung auf dem Dokument 
selbst. 
 
 
 
(2) Die §§ 177 bis 181 der Zivilprozessord-
nung sind anzuwenden. Zum Nachweis der 
Zustellung ist in den Akten zu vermerken: 
 
 
1. 
im Fall der Ersatzzustellung in der Wohnung, 
in Geschäftsräumen und Einrichtungen nach 
§ 178 der Zivilprozessordnung der Grund, 
der diese Art der Zustellung rechtfertigt, 
2. 
im Fall der Zustellung bei verweigerter An-
nahme nach § 179 der Zivilprozessordnung, 
wer die Annahme verweigert hat und dass 
das Dokument am Ort der Zustellung zurück-
gelassen oder an den Absender zurückge-
sandt wurde sowie der Zeitpunkt und der Ort 
der verweigerten Annahme, 
3. 
in den Fällen der Ersatzzustellung nach 
§§ 180 und 181 der Zivilprozessordnung der 
Grund der Ersatzzustellung sowie, wann und 
wo das Dokument in einen Briefkasten ein-
gelegt oder sonst niedergelegt und in wel-
cher Weise die Niederlegung schriftlich mit-
geteilt wurde. 
 
 
 
 
 
 
Im Fall des § 181 Abs. 1 der Zivilprozessord-
nung kann das zuzustellende Dokument bei 
der Behörde, die den Zustellungsauftrag er-
teilt hat, niedergelegt werden, wenn diese 
Behörde ihren Sitz am Ort der Zustellung  
oder am Ort des Amtsgerichts hat, in dessen 
Bezirk der Ort der Zustellung liegt. 
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(3) Zur Nachtzeit, an Sonntagen und allge-
meinen Feiertagen darf nach Absatz 1 und 2 
im Inland nur mit Erlaubnis des Behördenlei-
ters zugestellt werden. Die Nachtzeit um-
fasst die Stunden von einundzwanzig bis 
sechs Uhr. Eine Zustellung, bei der diese 
Vorschriften nicht beachtet sind, ist wirksam, 
wenn die Annahme nicht verweigert ist. 
 
(4) Das Dokument kann an Behörden, Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, an Rechtsanwälte, Pa-
tentanwälte, Notare, Gerichtsvollzieher, 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirt-
schaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steuer-
beratungsgesellschaften, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften und Buchprüfungsge-
sellschaften sowie an weitere, durch Rechts-
verordnung des für Inneres zuständigen Mi-
nisteriums bestimmte Berufsgruppen auch 
auf andere Weise gegen Empfangsbekennt-
nis zugestellt werden. Die Zustellung kann 
elektronisch erfolgen, soweit der Zustel-
lungsadressat einen Zugang eröffnet. 
 
(5) Ein elektronisches Dokument kann im 
Übrigen unbeschadet des Absatzes 4 jedem 
Zustellungsadressaten elektronisch zuge-
stellt werden, soweit dieser hierfür einen Zu-
gang eröffnet. Es ist elektronisch zuzustel-
len, wenn auf Grund einer Rechtsvorschrift 
ein Verfahren auf Verlangen des Zustel-
lungsadressaten in elektronischer Form ab-
gewickelt wird. Für die Übermittlung ist das 
Dokument mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur zu versehen und gegen un-
befugte Kenntnisnahme Dritter zu schützen. 
 
(6) Bei der elektronischen Zustellung ist die 
Übermittlung mit dem Hinweis „Zustellung 
gegen Empfangsbekenntnis“ einzuleiten. 
Die Übermittlung muss die absendende Be-
hörde, den Namen und die Anschrift des Zu-
stellungsadressaten sowie den Namen des 
Bediensteten erkennen lassen, der das Do-
kument zur Übermittlung aufgegeben hat. 
 
(7) Zum Nachweis der Zustellung nach Ab-
satz 4 und Absatz 5 genügt das mit Datum 
und Unterschrift versehene Empfangsbe-
kenntnis, das an die Behörde durch die Post 
oder elektronisch zurückzusenden ist. Ein 
elektronisches Dokument gilt in den Fällen 
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b)  In Absatz 7 Satz 2 wird die Angabe 
„dritten“ durch die Angabe „vierten“ 
ersetzt. 

 

des Absatzes 5 Satz 2 am dritten Tag nach 
der Absendung an den vom Zustellungsad-
ressaten hierfür eröffneten Zugang als zuge-
stellt, wenn der Behörde nicht spätestens an 
diesem Tag ein Empfangsbekenntnis nach 
Satz 1 zugeht. Satz 2 gilt nicht, wenn der Zu-
stellungsadressat nachweist, dass das Do-
kument nicht oder zu einem späteren Zeit-
punkt zugegangen ist. Der Zustellungsadres-
sat ist in den Fällen des Absatzes 5 Satz 2 
vor der Übermittlung über die Rechtsfolgen 
nach Satz 2 und 3 zu belehren. Zum Nach-
weis der Zustellung ist von der absendenden 
Behörde in den Akten zu vermerken, zu wel-
chem Zeitpunkt und an welchen Zugang das 
Dokument gesendet wurde. Der Zustellungs-
adressat ist über den Eintritt der Zustellungs-
fiktion nach Satz 2 zu benachrichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 5a 
Elektronische Zustellung gegen Abhol-

bestätigung über De-Mail-Dienste 
 

(1) Die elektronische Zustellung kann unbe-
schadet des § 5 Absatz 4 und 5 Satz 1 und 2 
durch Übermittlung der nach § 17 des De-
Mail-Gesetzes akkreditierten Diensteanbie-
ter gegen Abholbestätigung nach § 5 Absatz 
9 des De-Mail-Gesetzes an das De-Mail-
Postfach des Zustellungsadressaten erfol-
gen. Für die Zustellung nach Satz 1 ist § 5 
Absatz 4 und 6 mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass an die Stelle des Empfangsbe-
kenntnisses die Abholbestätigung tritt. 
 
(2) Der nach § 17 des De-Mail-Gesetzes ak-
kreditierte Diensteanbieter hat eine Versand-
bestätigung nach § 5 Absatz 7 des De-Mail-
Gesetzes und eine Abholbestätigung nach 
§ 5 Absatz 9 des De-Mail-Gesetzes zu er-
zeugen. Er hat diese Bestätigungen unver-
züglich der absendenden Behörde zu über-
mitteln. 
 
(3) Zum Nachweis der elektronischen Zustel-
lung genügt die Abholbestätigung nach § 5 
Absatz 9 des De-Mail-Gesetzes. Für diese 
gelten § 371 Absatz 1 Satz 2 und § 371a Ab-
satz 2 der Zivilprozessordnung. 
 
(4) Ein elektronisches Dokument gilt in den 
Fällen des § 5 Absatz 5 Satz 2 am dritten Tag 
nach der Absendung an das De-Mail-
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7.  In § 5a Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe 
„dritten“ durch die Angabe „vierten“ er-
setzt. 

 

Postfach des Zustellungsadressaten als zu-
gestellt, wenn er dieses Postfach als Zugang 
eröffnet hat und der Behörde nicht spätes-
tens an diesem Tag eine elektronische Ab-
holbestätigung nach § 5 Absatz 9 des De-
Mail-Gesetzes zugeht. Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Zustellungsadressat nachweist, dass 
das Dokument nicht oder zu einem späteren 
Zeitpunkt zugegangen ist. Der Zustellungs-
adressat ist in den Fällen des § 5 Absatz 5 
Satz 2 vor der Übermittlung über die Rechts-
folgen nach Satz 1 und 2 zu belehren. Als 
Nachweis der Zustellung nach Satz 1 dient 
die Versandbestätigung nach § 5 Absatz 7 
des De-Mail-Gesetzes oder ein Vermerk der 
absendenden Behörde in den Akten, zu wel-
chem Zeitpunkt und an welches De-Mail-
Postfach das Dokument gesendet wurde. 
Der Zustellungsadressat ist über den Eintritt 
der Zustellungsfiktion nach Satz 1 elektro-
nisch zu benachrichtigen. 
 

8.  § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Eine Zustellung im Ausland er-
folgt 
 
1.  durch Einschreiben mit Rück-

schein, soweit die Zustellung 
von Dokumenten unmittelbar 
durch die Post völkerrechtlich 
zulässig ist, 

2.  auf Ersuchen der Behörde 
durch die Behörden des frem-
den Staates oder durch die zu-
ständige diplomatische oder 
konsularische Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland, 

3.  auf Ersuchen der Behörde 
durch das Auswärtige Amt an 
eine Person, die das Recht der 
Immunität genießt und zu einer 
Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland ge-
hört sowie an Familienangehö-
rige einer solchen Person, 
wenn diese das Recht der Im-
munität genießen oder 

4. durch Übermittlung elektroni-
scher Dokumente, soweit dies 
völkerrechtlich zulässig ist.“ 

 § 9 
Zustellung im Ausland 

 
 
(1) Eine Zustellung im Ausland erfolgt 
 
1. 
durch Einschreiben mit Rückschein, soweit 
die Zustellung von Dokumenten unmittelbar 
durch die Post völkerrechtlich zulässig ist, 
2. 
auf Ersuchen der Behörde durch die Behör-
den des fremden Staates oder durch die zu-
ständige diplomatische oder konsularische 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland, 
3. 
auf Ersuchen der Behörde durch das Aus-
wärtige Amt an eine Person, die das Recht 
der Immunität genießt und zu einer Vertre-
tung der Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland gehört sowie an Familienangehö-
rige einer solchen Person, wenn diese das 
Recht der Immunität genießen oder 
4. 
durch Übermittlung elektronischer Doku-
mente, soweit dies völkerrechtlich zulässig 
ist. 
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b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 und 3 wird jeweils die 

Angabe „Nr.“ durch die Angabe 
„Nummer“ ersetzt. 

 
 
 
 
bb)  In Satz 4 wird die Angabe „Nr.“ 

durch die Angabe „Nummer“ 
sowie die Angabe „Abs.“ durch 
die Angabe „Absatz“ ersetzt. 

 
c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Nr.“ 

durch die Angabe „Nummer“ 
ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
bb)  In Satz 3 wird die Angabe „sie-

benten“ durch die Angabe 
„siebten“ ersetzt. 

 

 
 
(2) Zum Nachweis der Zustellung nach Ab-
satz 1 Nr. 1 genügt der Rückschein. Geht der 
Rückschein nicht innerhalb von vier Wochen 
nach der Aufgabe des Einschreibens zur 
Post ein, kann die Zustellung des Dokumen-
tes auch nach Absatz 1 Nummer 4 erfolgen. 
Die Zustellung nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
wird durch das Zeugnis der ersuchten Be-
hörde nachgewiesen. Der Nachweis der Zu-
stellung gemäß Absatz 1 Nr. 4 richtet sich 
nach § 5 Abs. 7 Satz 1 bis 3 und 5 sowie 
nach § 5a Absatz 3 und 4 Satz 1, 2 und 4. 
 
 
(3) Die Behörde kann bei der Zustellung 
nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 anordnen, dass 
die Person, an die zugestellt werden soll, in-
nerhalb einer angemessenen Frist einen Zu-
stellungsbevollmächtigten benennt, der im 
Inland wohnt oder dort einen Geschäftsraum 
hat. Wird kein Zustellungsbevollmächtigter 
benannt, können spätere Zustellungen bis 
zur nachträglichen Benennung dadurch be-
wirkt werden, dass das Dokument unter der 
Anschrift der Person, an die zugestellt wer-
den soll, zur Post gegeben wird. Das Doku-
ment gilt am siebenten Tage nach Aufgabe 
zur Post als zugestellt, wenn nicht feststeht, 
dass es den Empfänger nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt erreicht hat. Die Behörde 
kann eine längere Frist bestimmen. In der 
Anordnung nach Satz 1 ist auf diese Rechts-
folgen hinzuweisen. Zum Nachweis der Zu-
stellung ist in den Akten zu vermerken, zu 
welcher Zeit und unter welcher Anschrift das 
Dokument zur Post gegeben wurde. Ist 
durch Rechtsvorschrift angeordnet, dass ein 
Verwaltungsverfahren über eine einheitliche 
Stelle nach den Vorschriften des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes abgewickelt wer-
den kann, finden die Sätze 1 bis 6 keine An-
wendung. 
 

9.  § 10 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 10 
Zustellung durch öffentliche Be-

kanntmachung 
 
(1) Die Zustellung kann durch öffentli-
che Bekanntmachung erfolgen, wenn 

  
 

§ 10 
Zustellung durch öffentliche  

Bekanntmachung 
 
(1) Die Zustellung kann durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen, wenn 
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1.  der Aufenthaltsort des Empfängers 

unbekannt ist und eine Zustellung 
an einen Vertreter oder Zustel-
lungsbevollmächtigten nicht mög-
lich ist, 

2.  bei juristischen Personen, die zur 
Anmeldung einer inländischen Ge-
schäftsanschrift zum Handelsregis-
ter verpflichtet sind, eine Zustellung 
weder unter der eingetragenen An-
schrift noch unter einer im Handels-
register eingetragenen Anschrift ei-
ner für Zustellungen empfangsbe-
rechtigten Person oder einer ohne 
Ermittlungen bekannten anderen 
inländischen Anschrift möglich ist 
oder 

3.  sie im Fall des § 9 nicht möglich ist 
oder keinen Erfolg verspricht. 

 
Die Anordnung zu dieser Form der Zu-
stellung trifft ein zeichnungsberechtigter 
Bediensteter. 
 
(2) Die Zustellung erfolgt für Behörden 
des Landes durch Bekanntmachung ei-
ner Benachrichtigung an der Stelle, die 
von der jeweiligen Behörde hierfür all-
gemein bestimmt ist, oder durch Veröf-
fentlichung einer Benachrichtigung in 
der elektronischen Version des Amts-
blatts der Bezirksregierung oder Teil III 
des Ministerialblatts für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der elektronischen 
Version. Für Gemeinden und Gemein-
deverbände gilt Satz 1 entsprechend 
mit der Maßgabe, dass im Fall der Ver-
öffentlichung einer Benachrichtigung 
die Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Gemeinde erfolgt. Die Benachrichtigung 
muss 
 
1.  die Behörde, für die zugestellt wird, 
2.  den Namen und die letzte bekannte 

Anschrift des Zustellungsadressa-
ten, 

3.  das Datum und das Aktenzeichen 
des Dokuments und 

4.  die Stelle, bei der das Dokument 
eingesehen werden kann, 

 

 
1. 
der Aufenthaltsort des Empfängers unbe-
kannt ist und eine Zustellung an einen Ver-
treter oder Zustellungsbevollmächtigten 
nicht möglich ist, 
2. 
bei juristischen Personen, die zur Anmel-
dung einer inländischen Geschäftsanschrift 
zum Handelsregister verpflichtet sind, eine 
Zustellung weder unter der eingetragenen 
Anschrift noch unter einer im Handelsregis-
ter eingetragenen Anschrift einer für Zustel-
lungen empfangsberechtigten Person oder 
einer ohne Ermittlungen bekannten anderen 
inländischen Anschrift möglich ist oder 
3. 
sie im Fall des § 9 nicht möglich ist oder kei-
nen Erfolg verspricht. 
 
 
Die Anordnung zu dieser Form der Zustel-
lung trifft ein zeichnungsberechtigter Be-
diensteter. 
 
(2) Die Zustellung erfolgt für Behörden des 
Landes durch Bekanntmachung einer Be-
nachrichtigung an der Stelle, die von der je-
weiligen Behörde hierfür allgemein bestimmt 
ist, oder durch Veröffentlichung einer Be-
nachrichtigung in der elektronischen Version 
des Amtsblatts der Bezirksregierung oder 
Teil III des Ministerialblatts für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der elektronischen 
Version. Für Gemeinden und Gemeindever-
bände gilt Satz 1 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass im Fall der Veröffentlichung einer 
Benachrichtigung die Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Gemeinde erfolgt. 
 
 
Die Benachrichtigung muss 
 
1. 
die Behörde, für die zugestellt wird, 
2. 
den Namen und die letzte bekannte Anschrift 
des Zustellungsadressaten, 
3. 
das Datum und das Aktenzeichen des Doku-
ments sowie 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

39 

erkennen lassen. Die Benachrichtigung 
muss den Hinweis enthalten, dass das 
Dokument durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt wird und Fristen in 
Gang gesetzt werden können, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen kön-
nen. Bei der Zustellung einer Ladung 
muss die Benachrichtigung den Hinweis 
enthalten, dass das Dokument eine La-
dung zu einem Termin enthält, dessen 
Versäumung Rechtsnachteile zur Folge 
haben kann. In den Akten ist zu vermer-
ken, wann und wie die Benachrichti-
gung bekannt gemacht wurde und wie 
lange ein Aushang oder die Bereitstel-
lung im Internet angedauert hat. Das 
Dokument gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung 
der Benachrichtigung zwei Wochen ver-
gangen sind.“ 

 

4. 
die Stelle, wo das Dokument eingesehen 
werden kann, 
 
erkennen lassen. 
 
Die Benachrichtigung muss den Hinweis ent-
halten, dass das Dokument durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt wird und Fristen 
in Gang gesetzt werden können, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können. Bei 
der Zustellung einer Ladung muss die Be-
nachrichtigung den Hinweis enthalten, dass 
das Dokument eine Ladung zu einem Termin 
enthält, dessen Versäumung Rechtsnach-
teile zur Folge haben kann. In den Akten ist 
zu vermerken, wann und wie die Benachrich-
tigung bekannt gemacht wurde und wie 
lange ein Aushang oder die Bereitstellung im 
Internet angedauert hat. Das Dokument gilt 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Be-
kanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei 
Wochen vergangen sind. 
 

10.  In § 3 Absatz 2 Satz 2 und 3, § 6 Absatz 
2 Satz 2 sowie § 8 Halbsatz 2 wird je-
weils die Angabe „Abs.“ durch die An-
gabe „Absatz“ ersetzt. 

 

  

Artikel 3 
Änderung des  

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
NRW 

 
Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. 
2005 S. 818), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. April 2023 (GV. NRW. S. 
230) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 

  
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW 
- VwVG NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 1 
Vollstreckbare Geldforderungen 

 
(1) Geldforderungen des Landes, der Ge-
meinden und Gemeindeverbände, der sons-
tigen unter Landesaufsicht stehenden Kör-
perschaften sowie Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, die öffentlich-recht-
licher Natur sind oder deren Beitreibung 
nach Absatz 2 zugelassen ist, werden nach 
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1.  § 1 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Forderungen müssen entstanden 
sein aus 
 
1.  der Inanspruchnahme öffentlicher 

Einrichtungen, 
2. der Nutzung öffentlichen Vermö-

gens oder dem Erwerb von Früch-
ten des öffentlichen Vermögens  
oder 

3.  der Aufwendung öffentlicher Mittel 
für öffentlich geförderte, insbeson-
dere soziale Zwecke.“ 

 

den Bestimmungen dieses Gesetzes im Ver-
waltungswege vollstreckt. Satz 1 gilt entspre-
chend für die Beitreibung von Forderungen 
öffentlich-rechtlicher Natur solcher Stellen 
und Personen, denen durch Gesetz hoheitli-
che Aufgaben übertragen sind. 
 
(2) Das für Inneres zuständige Ministerium 
kann im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium durch Rechtsver-
ordnung die Beitreibung wegen Geldforde-
rungen des bürgerlichen Rechts des Landes, 
der kommunalen Gebietskörperschaften und 
der sonstigen juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts, die der Aufsicht des Lan-
des unterstehen, nach diesem Gesetz für zu-
lässig erklären. Die Forderungen müssen 
entstanden sein aus: 
 
a) der Inanspruchnahme öffentlicher Ein-

richtungen, 
b)  der Nutzung öffentlichen Vermögens  

oder dem Erwerb von Früchten des öf-
fentlichen Vermögens oder 

c)  der Aufwendung öffentlicher Mittel für 
öffentlich geförderte, insbesondere sozi-
ale Zwecke. 

 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für öffentlich-
rechtliche Versicherungsunternehmen, die 
am Wettbewerb teilnehmen, und für öffent-
lich-rechtliche Bank- und Kreditinstitute ein-
schließlich der Sparkassen, es sei denn, sie 
werden im Auftrag des Landes einer Ge-
meinde oder eines Gemeindeverbandes tä-
tig und nehmen mit der zu erbringenden 
Leistung nicht am Wettbewerb teil. 
 
(3) Die Beitreibung nach Absatz 2 ist nur zu-
lässig, wenn die Forderungen gesetzlich 
feststehen oder in Verträgen nach Grund 
und Höhe vereinbart oder auf Erstattung ver-
auslagter Beträge gerichtet sind. Die Zah-
lungsaufforderung tritt dabei an die Stelle 
des Leistungsbescheides. 
 
(4) Die Beitreibung nach Absatz 2 ist einzu-
stellen, sobald der Vollstreckungsschuldner 
bei der Vollstreckungsbehörde schriftlich  
oder zu Protokoll Einwendungen gegen die 
Forderung geltend macht. Der Vollstre-
ckungsschuldner ist über dieses Recht zu 
belehren. Im Fall des § 5 muss diese 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

41 

Belehrung eine Woche vor Beginn der Er-
mittlungen erfolgen. Bereits getroffene Voll-
streckungsmaßnahmen sind unverzüglich 
aufzuheben, wenn der Gläubiger nicht bin-
nen eines Monats nach Geltendmachung der 
Einwendungen wegen seiner Ansprüche vor 
den ordentlichen Gerichten Klage erhoben  
oder den Erlass eines Mahnbescheides be-
antragt hat oder der Gläubiger mit der Klage 
rechtskräftig abgewiesen worden ist. Ist die 
Beitreibung eingestellt worden, so kann die 
Vollstreckung nur nach Maßgabe der Zivil-
prozessordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Dezember 2005 
(BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I 
S. 1781) in der jeweils geltenden Fassung 
fortgesetzt werden. 
 
(5) Sind die Länder durch Bundesgesetz er-
mächtigt zu bestimmen, dass die landes-
rechtlichen Vorschriften über das Verwal-
tungszwangsverfahren anzuwenden sind, so 
findet die Vollstreckung nach diesem Gesetz 
statt. 
 
(6) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gel-
ten auch für die Vollstreckung aus solchen 
schriftlichen öffentlich-rechtlichen Verträgen 
und gesetzlich zugelassenen schriftlichen 
Erklärungen, in denen der Schuldner sich zu 
einer Geldleistung verpflichtet und der Voll-
streckung im Verwaltungswege unterworfen 
hat. 
 

2.  § 4 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 

„(1) Als Vollstreckungsschuldner kann 
in Anspruch genommen werden, 
 
1.  wer eine Leistung als Selbstschuld-

ner schuldet oder 
2.  wer für die Leistung, die ein Ande-

rer schuldet, kraft Gesetzes per-
sönlich haftet.“ 

 

 § 4 
Vollstreckungsschuldner 

 
(1) Als Vollstreckungsschuldner kann in An-
spruch genommen werden, 
 
a)  wer eine Leistung als Selbstschuldner 

schuldet, 
b)  wer für die Leistung, die ein anderer 

schuldet, kraft Gesetzes persönlich haf-
tet. 

 
(2) Wer nach Vorschriften des öffentlichen 
Rechts die Schuld aus Mitteln, die seiner 
Verwaltung unterliegen, zu entrichten hat, ist 
verpflichtet, das Zwangsverfahren in dieses 
Vermögen zu dulden, und hat insoweit die 
Pflichten des Vollstreckungsschuldners. 
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(3) Wegen der dinglichen Haftung für eine öf-
fentlich-rechtliche Abgabe, die als öffentliche 
Last auf Grundbesitz ruht, hat der Eigentü-
mer des Grundbesitzes die Zwangsvollstre-
ckung in den Grundbesitz zu dulden. Er hat 
insoweit die Pflichten des Vollstreckungs-
schuldners. Zugunsten des Vollstreckungs-
gläubigers gilt als Eigentümer, wer im Grund-
buch als Eigentümer eingetragen ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 5 Absatz 1 Satz 2 wird nach der An-

gabe „Abgabenordnung“ die Angabe „in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 
I S. 61) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ eingefügt. 

 

 § 5 
Vermögensermittlung,  

Teilzahlungsvereinbarung 
 
(1) Zur Vorbereitung der Vollstreckung kann 
die Vollstreckungsbehörde die Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse des Vollstre-
ckungsschuldners ermitteln. Die Vollstre-
ckungsbehörde darf ihr bekannte, nach § 30 
der Abgabenordnung geschützte Daten, die 
sie bei der Vollstreckung wegen Steuern und 
steuerlicher Nebenleistungen im Sinne von § 
3 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712) in der jeweils gel-
tenden Fassung verwenden darf, auch bei 
der Vollstreckung wegen anderer Leistungen 
als Steuern und steuerlichen Nebenleistun-
gen im Sinne von § 3 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen verwenden. § 93 der Abgabenordnung 
findet Anwendung. 
 
(2) Ergibt sich im Rahmen der Vermögenser-
mittlung nach Absatz 1, dass der Schuldner 
die Forderung nicht in einer Summe beglei-
chen kann, so kann die Vollstreckungsbe-
hörde Teilzahlungen mit dem Schuldner ver-
einbaren. Die Teilzahlungsvereinbarung soll 
einen Zeitraum von zwölf Monaten nicht 
überschreiten. 
 

4.  § 5a wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 5a 
Vermögensauskunft des Vollstreckungs-

schuldners 
 
(1) Der Vollstreckungsschuldner muss auf 
Verlangen der Vollstreckungsbehörde oder 
auf Verlangen des Vollstreckungsbeamten 
der Justizverwaltung für die Vollstreckung ei-
ner Forderung Auskunft über sein Vermögen 
erteilen. Die Vollstreckungsbehörde kann 
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a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 werden die Angabe 
„in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61) 
in der jeweils geltenden Fas-
sung“ gestrichen und die An-
gabe „5“ durch die Angabe „6“ 
ersetzt. 

 
bb)  In Satz 2 wird die Angabe  

„; eine Anordnung der Eintra-
gung in das Schuldnerver-
zeichnis erfolgt insoweit durch 
die Vollstreckungsbehörde 
nach § 284 Absatz 9 der Abga-
benordnung“ gestrichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. die Vermögensauskunft selbst abneh-
men oder 

2.  den Vollstreckungsbeamten der Justiz-
verwaltung mit der Abnahme der Ver-
mögensauskunft beauftragen. 

 
(2) Das Verfahren richtet sich im Fall von Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 nach § 284 der Ab-
gabenordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866; 2003 I S. 61) in der jeweils gelten-
den Fassung sowie den Absätzen 3 bis 5. Im 
Fall von Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 gilt § 3a 
Absatz 2 bis 6; eine Anordnung der Eintra-
gung in das Schuldnerverzeichnis erfolgt in-
soweit durch die Vollstreckungsbehörde 
nach § 284 Absatz 9 der Abgabenordnung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Nimmt die Vollstreckungsbehörde die 
Vermögensauskunft nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 selbst ab, sind hierzu die Leiterin 
oder der Leiter der Vollstreckungsbehörde 
und die Bediensteten des öffentlichen Diens-
tes, die durch die Leiterin oder den Leiter der 
Vollstreckungsbehörde hierzu allgemein  
oder im Einzelfall beauftragt werden, befugt. 
(4) Im Termin zur Abgabe der Vermö-
gensauskunft fertigt die Vollstreckungsbe-
hörde eine Niederschrift an. § 17 findet ent-
sprechende Anwendung. 
 
(5) Erfolgt vor der Abnahme der Vermö-
gensauskunft die Zwangsvollstreckung in 
Sachen, kann die Vermögensauskunft ab-
weichend von § 284 Absatz 6 Satz 2 der Ab-
gabenordnung durch den Vollziehungsbe-
amten sofort abgenommen werden, wenn 
 
1.  der Schuldner die Durchsuchung nach 

§ 14 verweigert oder der Pfändungsver-
such ergibt, dass eine Pfändung voraus-
sichtlich nicht zu einer vollständigen Be-
friedigung des Gläubigers führen wird, 
und 
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b)  Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
 
 „(6) Abweichend von § 284 Ab-

satz 9 der Abgabenordnung ordnet 
die Vollstreckungsbehörde von 
Amts wegen die Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis an, wenn die 
Voraussetzungen vorliegen.“ 

 

2.  die Vollstreckungsbehörde ihn dazu be-
auftragt hat und der Schuldner der so-
fortigen Abnahme nicht widerspricht. 

 
Die sofortige Abnahme kann in der Schuld-
nerwohnung erfolgen oder innerhalb von 
zehn Arbeitstagen, nachdem die Vorausset-
zungen des Satzes 1 vorliegen, in den Ge-
schäftsräumen des Vollziehungsbeamten. 
Widerspricht der Schuldner, verfährt die Voll-
streckungsbehörde nach § 284 Absatz 6 der 
Abgabenordnung. 
 

5.  § 6 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Dem Leistungsbescheid stehen 
gleich 
 
1.  die vom Schuldner abgege-

bene Selbstberechnungserklä-
rung, wenn der Schuldner die 
Höhe einer Abgabe auf Grund 
einer Rechtsvorschrift einzu-
schätzen hat sowie 

2.  die Beitragsnachweisung, 
wenn die vom Träger einer 

 § 6 
Voraussetzungen für die Vollstreckung 

 
(1) Voraussetzungen für die Vollstreckung 
sind: 
 
1. der Leistungsbescheid, durch den der 

Schuldner zur Leistung aufgefordert 
worden ist; dieser ist auch dann erfor-
derlich, wenn er gegen den Schuldner 
wirkt, ohne ihm bekanntgegeben zu 
sein, 

2.  die Fälligkeit der Leistung, 
3.  der Ablauf einer Frist von einer Woche 

seit Bekanntgabe des Leistungsbe-
scheides oder, wenn die Leistung erst 
danach fällig wird, der Ablauf einer Frist 
von einer Woche nach Eintritt der Fällig-
keit, soweit nichts anderes vorgeschrie-
ben ist. 

 
 
(2) Dem Leistungsbescheid stehen gleich 
 
 
a)  die vom Schuldner abgegebene Selbst-

berechnungserklärung, wenn der 
Schuldner die Höhe einer Abgabe auf 
Grund einer Rechtsvorschrift einzu-
schätzen hat, 

b)  die Beitragsnachweisung, wenn die vom 
Träger einer gesetzlichen Krankenversi-
cherung einzuziehenden Beiträge zur 
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gesetzlichen Krankenversiche-
rung einzuziehenden Beiträge 
zur Sozialversicherung oder 
zur Arbeitslosenversicherung 
nach dem wirklichen Arbeits-
verdienst errechnet werden 
und die Satzung des Kranken-
versicherungsträgers die Ab-
gabe einer Beitragsnachwei-
sung durch den Arbeitgeber 
vorsieht.“ 

 
 
 
 
 

b)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(4) Ohne Einhaltung der Schonfrist 

nach Absatz 1 Nummer 3 und ohne 
Mahnung nach Absatz 3 können 
beigetrieben werden: 

 
1.  Zwangsgelder und Kosten ei-

ner Ersatzvornahme sowie 
2. Säumniszuschläge, Zinsen, 

Kosten und andere Nebenfor-
derungen, sowie der Kosten-
beitrag nach § 2 Absatz 2, 
wenn im Leistungsbescheid 
über die Hauptforderung oder 
bei deren Anmahnung auf sie 
dem Grunde nach hingewiesen 
worden ist.“ 

 
 

Sozialversicherung oder zur Arbeitslo-
senversicherung nach dem wirklichen 
Arbeitsverdienst errechnet werden und 
die Satzung des Krankenversicherungs-
trägers die Abgabe einer Beitragsnach-
weisung durch den Arbeitgeber vor-
sieht. 

 
 
 
 
 
(3) Vor Beginn der Vollstreckung soll der 
Schuldner nach § 19 gemahnt werden. 
 
 
 
 
(4) Ohne Einhaltung der Schonfrist (Absatz 1 
Nr. 3) und ohne Mahnung (Absatz 3) können 
beigetrieben werden 
 
a)  Zwangsgelder und Kosten einer Ersatz-

vornahme, 
b)  Säumniszuschläge, Zinsen, Kosten und 

andere Nebenforderungen, wenn im 
Leistungsbescheid über die Hauptforde-
rung oder bei deren Anmahnung auf sie 
dem Grunde nach hingewiesen worden 
ist. 

 

6.  § 6a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 6a 
Einstellung und Beschränkung der  

Vollstreckung 
 
(1) Die Vollstreckung ist einzustellen  
oder zu beschränken, wenn 
 
1.  die Vollziehbarkeit des Leistungs-

bescheides gehemmt wurde, 
2.  der Verwaltungsakt, aus dem voll-

streckt wird, bestands- oder rechts-
kräftig aufgehoben wurde und nicht 
auf Grund der Entscheidung ein 
neuer Verwaltungsakt zu erlassen 

  
 

§ 6a 
Einstellung und Beschränkung 

der Vollstreckung 
 

(1) Die Vollstreckung ist einzustellen oder zu 
beschränken, wenn 
 
a)  die Vollziehbarkeit des Leistungsbe-

scheides gehemmt wurde, 
b) der Verwaltungsakt, aus dem vollstreckt 

wird, bestands- oder rechtskräftig auf-
gehoben wurde und nicht auf Grund der 
Entscheidung ein neuer Verwaltungsakt 
zu erlassen ist oder der Verwaltungsakt 
nichtig ist, 
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ist oder der Verwaltungsakt nichtig 
ist, 

3.  der Anspruch auf die Leistung, vom 
Schuldner durch die Vorlage von 
Urkunden nachweisbar, erloschen 
ist, 

4. die Leistung, vom Schuldner durch 
die Vorlage von Urkunden nach-
weisbar, gestundet worden ist, 

5.  eine Entscheidung nach § 26 vor-
liegt oder 

6.  die Anordnungsbehörde um die 
Einstellung oder Beschränkung er-
sucht. 

 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 2 und 3 sind bereits getroffene Voll-
streckungsmaßnahmen aufzuheben. Im 
Übrigen bleiben die Vollstreckungsmaß-
nahmen bestehen, soweit nicht ihre Auf-
hebung ausdrücklich angeordnet wor-
den ist.“ 

 

c)  der Anspruch auf die Leistung vom 
Schuldner durch die Vorlage von Urkun-
den nachweisbar erloschen ist, 

d)  die Leistung, vom Schuldner durch die 
Vorlage von Urkunden nachweisbar, ge-
stundet worden ist, 

e)  eine Entscheidung nach § 26 vorliegt, 
f)  die Anordnungsbehörde um die Einstel-

lung oder Beschränkung ersucht. 
 
 
 
 
 
 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buch-
stabe b) und c) sind bereits getroffene Voll-
streckungsmaßnahmen aufzuheben. Im Üb-
rigen bleiben die Vollstreckungsmaßnahmen 
bestehen, soweit nicht ihre Aufhebung aus-
drücklich angeordnet worden ist. 
 

7.  § 12 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Dem Schuldner und Dritten gegen-

über wird der Vollziehungsbeamte 
zur Zwangsvollstreckung durch 
schriftlichen oder elektronischen 
Auftrag der Vollstreckungsbehörde 
ermächtigt; der Auftrag ist vorzuzei-
gen.“ 

 
b)  Satz 2 wird aufgehoben. 

 

 § 12 
Auftrag und Ausweis des  

Vollziehungsbeamten 
 
 
Dem Schuldner und Dritten gegenüber wird 
der Vollziehungsbeamte zur Zwangsvollstre-
ckung durch schriftlichen oder elektroni-
schen Auftrag der Vollstreckungsbehörde er-
mächtigt. Eine Kopie oder ein Ausdruck des 
Auftrages ist dem Schuldner oder Dritten 
auszuhändigen. Der Vollziehungsbeamte 
hat einen behördlichen Ausweis bei sich zu 
führen und ihn bei Ausübung seiner Tätigkeit 
auf Verlangen vorzuzeigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8.  § 14 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

 § 14 
Befugnisse des Vollziehungsbeamten 

 
(1) Der Vollziehungsbeamte ist befugt, die 
Wohnung und die Behältnisse des Schuld-
ners zu durchsuchen, soweit der Zweck der 
Vollstreckung dies erfordert. 
 
(2) Er ist befugt, verschlossene Türen und 
Behältnisse öffnen zu lassen. 
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 „(3) Stößt der Vollziehungsbeamte bei 
Vollstreckungshandlungen nach Absatz 
1 auf Widerstand, so kann er Gewalt an-
wenden und hierzu um Unterstützung 
der Polizei nachsuchen. Er ist nicht be-
rechtigt, bei der Ausübung unmittelba-
ren Zwangs nach § 62 ohne besondere 
gesetzliche Ermächtigung Waffenge-
walt anzuwenden.“ 

 

(3) Stößt der Vollziehungsbeamte bei Voll-
streckungshandlungen nach Absatz 1 auf 
Widerstand, so kann er Gewalt anwenden 
und hierzu um Unterstützung der Polizei 
nachsuchen; er ist nicht berechtigt, bei der 
Ausübung unmittelbaren Zwangs (§ 62) 
ohne besondere gesetzliche Ermächtigung 
Waffengewalt anzuwenden. 
 
(4) Die Wohnung des Schuldners darf ohne 
dessen Einwilligung nur auf Grund einer An-
ordnung des Richters bei dem Amtsgericht 
durchsucht werden, in dessen Bezirk die 
Durchsuchung erfolgen soll. Dies gilt nicht, 
wenn die Einholung der Anordnung den Er-
folg der Durchsuchung gefährden würde. Die 
Anordnung ist von der Vollstreckungsbe-
hörde zu beantragen. Der Antrag ist zu be-
gründen. Die Anordnung ist bei der Zwangs-
vollstreckung vorzuzeigen. 
 
(5) Willigt der Vollstreckungsschuldner in die 
Durchsuchung ein, oder ist eine Anordnung 
gegen ihn nach Absatz 4 Satz 1 ergangen  
oder nach Absatz 4 Satz 2 entbehrlich, so 
haben Personen, die Mitgewahrsam an den 
Wohn- und Geschäftsräumen des Vollstre-
ckungsschuldners haben, die Durchsuchung 
zu dulden. Unbillige Härten gegenüber Mit-
gewahrsamsinhabern sind zu vermeiden. 
Für die Gewahrsamsvermutung bei der 
Zwangsvollstreckung gegen Ehegatten und 
Lebenspartner findet § 739 der Zivilprozess-
ordnung Anwendung. 
 
(6) Die Anordnung nach Absatz 4 ist bei der 
Vollstreckung vorzuzeigen. 

 
9.  § 16 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „Satz 1 gilt nicht für die Vollstreckung in 

Geschäftsräumen von Unternehmern 
und Unternehmen im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 

 § 16 
Nachtzeit, Feiertage 

 
(1) Zur Nachtzeit sowie an Sonntagen und 
gesetzlichen Feiertagen darf eine Vollstre-
ckungshandlung nur mit schriftlicher oder 
elektronischer Erlaubnis der Vollstreckungs-
behörde vorgenommen werden. Die Erlaub-
nis ist bei der Zwangsvollstreckung vorzuzei-
gen. Satz 1 gilt nicht für die Vollstreckung in 
Geschäftsräumen von Unternehmern und 
Unternehmen im Sinne des § 2 Absatz 1 des 
Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 
(BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 11 
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21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386) in der 
jeweils geltenden Fassung, die ihre ge-
schäftlichen Tätigkeiten während der 
Nachtzeit oder an Sonntagen und ge-
setzlichen Feiertagen ausüben.“ 

 

und 12 des Gesetzes vom 2. November 2015 
(BGBl. I S. 1834) geändert worden ist, die 
ihre geschäftlichen Tätigkeiten während der 
Nachtzeit oder an Sonntagen und gesetzli-
chen Feiertagen ausüben. 
 
(2) Die Nachtzeit umfasst die Stunden von 
einundzwanzig bis sechs Uhr. 
 

10.  § 19 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
 
 „(2) Dem Schuldner ist spätestens 

mit dem Vorzeigen des Auftrags 
durch den Vollziehungsbeamten 
nach § 12 Satz 1 eine Aufstellung 
zu übergeben, aus der sich die 
Höhe, der Grund und die Fälligkeit 
der einzelnen Forderungen erge-
ben, sofern sich diese nicht bereits 
aus der Mahnung oder der Erinne-
rung nach Absatz 1 Satz 4 erge-
ben.“ 

 

 § 19 
Mahnung 

 
Der Schuldner ist in der Regel vor der Voll-
streckung mit Zahlungsfrist von einer Woche 
zu mahnen. Die Mahnung muss die Vollstre-
ckungsbehörde bezeichnen. Die oberste 
Aufsichtsbehörde kann zulassen, dass statt 
der Mahnung allgemein öffentlich an die 
Zahlung erinnert wird. Einer Mahnung bedarf 
es nicht, wenn der Vollstreckungsschuldner 
in einem Zeitraum von zwei Wochen vor Ein-
tritt der Fälligkeit an die Zahlung erinnert 
wird. 
 

11.  Dem § 20 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 20 
Kosten 

 
(1) Die Kosten der Mahnung und der 
Zwangsvollstreckung fallen dem Schuldner 
zur Last; sie sind mit dem Anspruch beizu-
treiben. 
 
(2) Wird die Vollstreckungsbehörde für einen 
Gläubiger tätig, der selbst keine Vollstre-
ckungen durchführt, so hat dieser der Voll-
streckungsbehörde Ersatz der Kosten zu 
leisten, die beim Schuldner nicht beigetrie-
ben werden können. 
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 „(4) Absatz 1 gilt entsprechend für den 

Kostenbeitrag nach § 2 Absatz 2.“ 
 

(3) Im Falle der Amtshilfe auf Ersuchen einer 
Vollstreckungsbehörde mit Sitz außerhalb 
des Landes gilt für die ersuchende Behörde 
das Gleiche, sofern in dem betreffenden 
Land eine von § 8 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes abweichende und für die nord-
rhein-westfälische Behörde nachteilige Kos-
tenregelung gilt und die Kosten 25 Euro 
übersteigen. 
 

12.  § 30 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 30 
Öffentliche Versteigerung,  

gepfändetes Geld 
 

(1) Die gepfändeten Sachen sind auf 
schriftliche Anordnung der Vollstre-
ckungsbehörde öffentlich zu verstei-
gern, und zwar in der Regel durch den 
Vollziehungsbeamten. Kostbarkeiten 
sind vor der Versteigerung durch einen 
Sachverständigen zu schätzen.  
 
(2) Die öffentliche Versteigerung kann 
auch als allgemein zugängliche Verstei-
gerung im Internet über die Versteige-
rungsplattformen  
 
1.  www.justiz-auktion.de oder 
2. www.zoll-auktion.de 
 

 erfolgen. Die Versteigerung auf einer 
Plattform nach Satz 1 findet nach den 
für die jeweilige Versteigerungsplatt-
form geltenden Vorschriften statt, sofern 
nicht in diesem Gesetz etwas Anderes 
geregelt ist. § 31 Absatz 2 dieses Ge-
setzes und § 1239 Absatz 2 des Bürger-
lichen Gesetzesbuches finden keine 
Anwendung. Im Fall von Satz 1 Nummer 
1 gelten zudem die §§ 3 bis 7 der Inter-
netversteigerungsVO vom 22. Septem-
ber 2009 (GV. NRW. S. 508) in der je-
weils geltenden Fassung entsprechend. 

 
 (3) Gepfändetes Geld hat der Vollzie-

hungsbeamte an die Vollstreckungsbe-
hörde abzuliefern. Die Wegnahme des 

  
 

§ 30 
Öffentliche Versteigerung,  

gepfändetes Geld 
 
Die gepfändeten Sachen sind auf schriftliche 
Anordnung der Vollstreckungsbehörde öf-
fentlich zu versteigern, und zwar in der Regel 
durch den Vollziehungsbeamten. Kostbar-
keiten sind vor der Versteigerung durch ei-
nen Sachverständigen abzuschätzen. Ge-
pfändetes Geld hat der Vollziehungsbeamte 
an die Vollstreckungsbehörde abzuliefern. 
Die Wegnahme des Geldes durch ihn gilt als 
Zahlung des Schuldners. 
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Geldes durch ihn gilt als Zahlung des 
Schuldners.“ 

 
 
13. § 32 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 32 
Versteigerungsverfahren 

 
Bei der Versteigerung ist nach § 1239 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches und nach 
§ 817 Absatz 1 bis 3 und § 818 der Zi-
vilprozessordnung zu verfahren. Die 
Empfangnahme des Erlöses durch den 
versteigernden Beamten oder die Voll-
streckungsbehörde gilt als Zahlung des 
Schuldners, es sei denn, dass der Erlös 
nach § 39 Absatz 4 hinterlegt wird.“ 

 

  
 

§ 32 
Versteigerungsverfahren 

 
Bei der Versteigerung ist nach § 1239 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buches und nach § 817 Abs. 1 bis 3 und 
§ 818 der Zivilprozessordnung zu verfahren. 
Die Empfangnahme des Erlöses durch den 
versteigernden Beamten gilt als Zahlung des 
Schuldners, es sei denn, dass der Erlös hin-
terlegt wird (§ 39 Abs. 4). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 40 
Pfändung einer Geldforderung 

 
(1) Soll eine Geldforderung gepfändet wer-
den, so hat die Vollstreckungsbehörde dem 
Drittschuldner schriftlich zu verbieten, an den 
Schuldner zu zahlen, und dem Schuldner 
schriftlich zu gebieten, sich jeder Verfügung 
über die Forderung, insbesondere ihrer Ein-
ziehung, zu enthalten. In der Verfügung ist 
auszusprechen, dass der Vollstreckungs-
gläubiger, für den gepfändet ist, die Forde-
rung einziehen kann. Die Pfändung ist be-
wirkt, wenn die Verfügung dem Drittschuld-
ner zugestellt ist. Die Zustellung ist dem 
Schuldner mitzuteilen. Die an den Dritt-
schuldner zuzustellende Pfändungsverfü-
gung soll den beizutreibenden Geldbetrag in 
einer Summe ohne Angabe des Schuldgrun-
des bezeichnen. 
(2) Wird die Einziehung eines bei einem Kre-
ditinstitut gepfändeten Guthabens eines 
Schuldners angeordnet, so gelten § 833a 
und § 907 der Zivilprozessordnung entspre-
chend. § 907 der Zivilprozessordnung gilt mit 
der Maßgabe, dass Anträge bei dem nach 
§ 828 Absatz 2 der Zivilprozessordnung zu-
ständigen Vollstreckungsgericht zu stellen 
sind. 
 
(3) Wird die Einziehung einer gepfändeten 
nicht wiederkehrend zahlbaren Vergütung ei-
nes Vollstreckungsschuldners, der eine 
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14.  § 40 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„(5) Absatz 4 gilt auch, wenn 
 
1.  die Vollstreckungsbehörde ihren 

Sitz außerhalb des Landes, jedoch 
innerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes hat oder 

2.  der Schuldner oder Drittschuldner 
außerhalb des Landes, jedoch in-
nerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes seinen Wohnsitz, 
Sitz oder gewöhnlichen Aufent-
haltsort hat und das dort geltende 
Recht dies zulässt.“ 

 

natürliche Person ist, für persönlich geleis-
tete Arbeiten oder Dienste oder sonstige Ein-
künfte, die kein Arbeitslohn sind, angeord-
net, so gilt § 835 Absatz 4 der Zivilprozess-
ordnung entsprechend. 
 
(4) Die Vollstreckungsbehörde kann die Ver-
fügung ohne Rücksicht auf den Wohnsitz, 
Sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort des 
Schuldners und Drittschuldners selbst erlas-
sen und auch ihre Zustellung im Wege der 
Postzustellung selbst bewirken. Sie kann 
auch eine Vollstreckungsbehörde desjeni-
gen Bezirks, in dem die Maßnahme durchge-
führt werden soll, um die Zustellung der Ver-
fügung ersuchen. 
 
 
 
(5) Absatz 4 gilt auch, wenn 
 
a)  die Vollstreckungsbehörde ihren Sitz 

außerhalb des Landes, jedoch innerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgeset-
zes hat, 

b)  der Schuldner oder Drittschuldner au-
ßerhalb des Landes, jedoch innerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgeset-
zes seinen Wohnsitz, Sitz oder gewöhn-
lichen Aufenthaltsort hat und das dort 
geltende Recht dies zulässt. 

 
(6) Hat der Schuldner seinen Wohnsitz au-
ßerhalb des Geltungsbereiches des Grund-
gesetzes und der Drittschuldner seinen Sitz 
innerhalb des Geltungsbereiches des Grund-
gesetzes, so ist die Pfändung am inländi-
schen Hauptsitz des Drittschuldners auszu-
bringen. 
 

 
 
 
15.  § 51 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 51 
Verfahren 

 
(1) Die Zwangsvollstreckung in das unbe-
wegliche Vermögen erfolgt nach den Vor-
schriften für gerichtliche Zwangsvollstre-
ckungen. Die Anträge des Gläubigers stellt 
die für die Beitreibung der Forderung zustän-
dige Vollstreckungsbehörde; sie kann die 
entsprechende Behörde am Sitz des Ge-
richts oder Grundbuchamts darum ersuchen. 
Soweit der zu vollstreckende Anspruch ge-
mäß § 10 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

52 

a)  In Satz 3 wird die Angabe „Abs.“ 
durch die Angabe „Absatz“ und die 
Angabe „Nr.“ durch die Angabe 
„Nummer“ ersetzt und nach der An-
gabe „Zwangsverwaltung“ die An-
gabe „in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 310-
14, veröffentlichten bereinigten 
Fassung in der jeweils geltenden 
Fassung“ eingefügt. 

 
b)  In Satz 4 wird die Angabe „Abs.“ 

durch die Angabe „Absatz“ ersetzt. 
 

Zwangsversteigerung und Zwangsverwal-
tung den Rechten am Grundstück im Range 
vorgeht, kann eine Sicherungshypothek un-
ter der aufschiebenden Bedingung in das 
Grundbuch eingetragen werden, dass das 
Vorrecht wegfällt. Für die Eintragung der Si-
cherungshypothek gilt § 866 Abs. 3 der Zivil-
prozessordnung entsprechend. 
 
 
 
 
 
(2) Zwangsversteigerung und Zwangsver-
waltung soll die Vollstreckungsbehörde nur 
beantragen, wenn festgestellt ist, dass der 
Geldbetrag durch Vollstreckung in das be-
wegliche Vermögen nicht beigetrieben wer-
den kann. 
 
(3) Die Vollstreckbarkeit der Forderung un-
terliegt nicht der Beurteilung des Gerichts  
oder Grundbuchamts. 
 
(4) Die besonderen Rechte der bestehenden 
Kreditverbände bei der Zwangsversteige-
rung oder Zwangsverwaltung der zu ihnen 
gehörigen oder von ihnen beliehenen Güter 
bleiben unberührt. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 53 
Sicherung von Ansprüchen durch  

Arrestanordnung 
 

(1) Zur Sicherung von Ansprüchen, die im 
Zwangsverfahren beitreibbar sind, kann das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der mit 
Arrest zu belegene Gegenstand befindet, auf 
Antrag des Vollstreckungsgläubigers den Ar-
rest in das bewegliche oder unbewegliche 
Vermögen des Pflichtigen anordnen, wenn 
zu befürchten ist, dass sonst die Erzwingung 
vereitelt oder wesentlich erschwert wird. Es 
kann den Arrest auch dann anordnen, wenn 
der Anspruch noch nicht zahlenmäßig fest-
steht. In der Arrestanordnung ist ein Geldbe-
trag zu bestimmen, bei dessen Hinterlegung 
die Vollziehung des Arrestes gehemmt und 
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16.  In § 53 Absatz 4 Satz 2 wird jeweils die 

Angabe „Abs.“ durch die Angabe „Ab-
satz“ ersetzt und nach der Angabe „Luft-
fahrzeugen“ die Angabe „in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 403-9, veröffentlichten bereinigten 
Fassung in der jeweils geltenden Fas-
sung“ eingefügt. 

 

der vollzogene Arrest aufzuheben ist. Die 
Entscheidung des Arrestgerichts ergeht 
ohne mündliche Verhandlung und ist nach 
den Vorschriften der Zivilprozessordnung 
anfechtbar. 
 
(2) Die Vollstreckungsbehörde kann eben-
falls den Arrest anordnen; Absatz 1 Satz 1 
bis 3 gilt sinngemäß. 
 
(3) Die Arrestanordnung ist zu begründen 
und zuzustellen. 
 
(4) Die Vollziehung der Arrestanordnung ist 
unzulässig, wenn seit dem Tag, an dem die 
Anordnung zugestellt worden ist, ein Monat 
verstrichen ist. Auf die Vollziehung des Ar-
restes finden die §§ 930 bis 932 der Zivilpro-
zessordnung sowie § 99 Abs. 2 und § 106 
Abs. 1, 3 und 5 des Gesetzes über Rechte 
an Luftfahrzeugen entsprechende Anwen-
dung; an die Stelle des Arrestgerichtes tritt 
die Vollstreckungsbehörde, an die Stelle des 
Vollstreckungsbeamten der Justizverwal-
tung der Vollziehungsbeamte. Soweit auf die 
Vorschriften über die Pfändung verwiesen 
wird, sind die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes anzuwenden. 
 
(5) Die Arrestanordnung ist aufzuheben, 
wenn nach ihrem Erlass Umstände bekannt 
werden, welche die Arrestanordnung nicht 
mehr gerechtfertigt erscheinen lassen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
17. In § 54 Satz 1 wird die Angabe „(§ 53 

und ähnliche Fälle)“ durch die Angabe 
„,zum Beispiel nach § 53,“ ersetzt. 

 

 § 54 
Verwertung von Sicherheiten 

 
Zur Befriedigung von Ansprüchen, die im 
Zwangsverfahren beitreibbar sind und bei 
Fälligkeit nicht erfüllt werden, kann der Voll-
streckungsgläubiger Sicherheiten, die ihm 
gestellt sind oder die er sonst erlangt hat 
(§ 53 und ähnliche Fälle), durch die Vollstre-
ckungsbehörde verwerten. Soweit dazu Er-
klärungen des Pflichtigen nötig sind, ersetzt 
der Ausspruch der Vollstreckungsbehörde 
diese Erklärung. Die Verwertung darf erst er-
folgen, wenn dem Vollstreckungsschuldner 
die Verwertungsabsicht bekanntgegeben 
und seit der Bekanntgabe mindestens eine 
Woche verstrichen ist. 
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18.  § 57 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Zwangsmittel sind 
 
1.  die Ersatzvornahme nach § 59, 
2.  das Zwangsgeld nach § 60 und 
3. der unmittelbare Zwang nach § 62 

einschließlich der Zwangsräumung 
nach § 62a.“ 

 

 § 57 
Zwangsmittel 

 
 
 
(1) Zwangsmittel sind: 
 
1.  Ersatzvornahme (§ 59), 
2.  Zwangsgeld (§ 60), 
3.  unmittelbarer Zwang (§ 62) einschließ-

lich Zwangsräumung (§ 62a). 
 
(2) Sie sind nach Maßgabe des § 63 und 
§ 69 anzudrohen. 
 
(3) Die Zwangsmittel können auch neben ei-
ner Strafe oder Geldbuße angewandt und 
solange wiederholt und gewechselt werden, 
bis der Verwaltungsakt befolgt worden ist  
oder sich auf andere Weise erledigt hat. Bei 
Erzwingung einer Duldung oder Unterlas-
sung können die Zwangsmittel für jeden Fall 
der Nichtbefolgung festgesetzt werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
19.  § 60 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  
 
 „(3) Zahlt der Betroffene das Zwangs-

geld nicht fristgerecht, so wird es im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrie-
ben. Die Beitreibung unterbleibt, sobald 
der Betroffene die gebotene Handlung 
ausführt oder die zu duldende Maß-
nahme gestattet. Ein Zwangsgeld ist je-
doch beizutreiben, wenn der Duldungs- 
oder Unterlassungspflicht zuwiderge-
handelt worden ist, deren Erfüllung 
durch die Androhung des 

 § 60 
Zwangsgeld 

 
(1) Das Zwangsgeld wird auf mindestens 
zehn und höchstens hunderttausend Euro 
schriftlich festgesetzt. Bei der Bemessung 
des Zwangsgeldes ist auch das wirtschaftli-
che Interesse des Betroffenen an der Nicht-
befolgung des Verwaltungsaktes zu berück-
sichtigen. Das Zwangsmittel kann beliebig 
oft wiederholt werden. 
 
(2) Mit der Festsetzung des Zwangsgeldes 
ist dem Betroffenen eine angemessene Frist 
zur Zahlung einzuräumen. 
 
 
 
(3) Zahlt der Betroffene das Zwangsgeld 
nicht fristgerecht, so wird es im Verwaltungs-
zwangsverfahren beigetrieben. Die Beitrei-
bung unterbleibt, sobald der Betroffene die 
gebotene Handlung ausführt oder die zu dul-
dende Maßnahme gestattet; ein Zwangsgeld 
ist jedoch beizutreiben, wenn der Duldungs- 
oder Unterlassungspflicht zuwidergehandelt 
worden ist, deren Erfüllung durch die Andro-
hung des Zwangsgeldes erreicht werden 
sollte; § 26 findet entsprechend Anwendung. 
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Zwangsgeldes erreicht werden sollte. § 
26 findet entsprechend Anwendung.“ 

 

 

 
 
 
 
 
 
20.  In § 64 Satz 2 wird die Angabe „(§ 55 

Abs. 2)“ durch die Angabe „nach § 55 
Absatz 2“ ersetzt. 

 

 § 64 
Festsetzung der Zwangsmittel 

 
Wird die Verpflichtung innerhalb der Frist, die 
in der Androhung bestimmt ist, nicht erfüllt, 
so setzt die Vollzugsbehörde das Zwangs-
mittel fest. Bei sofortigem Vollzug (§ 55 
Abs. 2) fällt die Festsetzung weg. 
 

21.  § 65 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Leistet der Betroffene bei der 

Ersatzvornahme oder bei unmittel-
barem Zwang Widerstand, so kann 
dieser mit Gewalt gebrochen wer-
den. Die Polizei leistet auf Verlan-
gen der Vollzugsbehörde Vollzugs-
hilfe. Dabei kann die Polizei die 
nach dem Polizeigesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441) in 
der jeweils geltenden Fassung vor-
gesehenen Hilfsmittel der körperli-
chen Gewalt nach § 58 Absatz 3 
des Polizeigesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen anwenden 
und die zugelassenen Waffen nach 
§ 58 Absatz 4 des Polizeigesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
unter Beachtung der §§ 61 und 63 
bis 65 des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen ge-
brauchen.“ 

 
b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Der Vollzug ist einzustellen, 
 
1.  sobald sein Zweck erreicht ist, 
2.  dem Betroffenen die Erfüllung 

der zu erzwingenden Leistung 
unmöglich geworden ist oder 

 § 65 
Anwendung der Zwangsmittel 

 
(1) Das Zwangsmittel wird der Festsetzung 
gemäß angewendet. 
 
 
 
(2) Leistet der Betroffene bei der Ersatzvor-
nahme oder bei unmittelbarem Zwang Wi-
derstand, so kann dieser mit Gewalt gebro-
chen werden. Die Polizei leistet auf Verlan-
gen der Vollzugsbehörde Vollzugshilfe. Da-
bei kann die Polizei die nach dem Polizeige-
setz des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG 
NRW) vorgesehenen Hilfsmittel der körperli-
chen Gewalt (§ 58 Abs. 3 PolG NRW) an-
wenden und die zugelassenen Waffen (§ 58 
Abs. 4 PolG NRW) unter Beachtung der 
§§ 61, 63 bis 65 PolG NRW gebrauchen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Vollzug ist einzustellen, 
 
a)  sobald sein Zweck erreicht ist, 
b) dem Betroffenen die Erfüllung der zu er-

zwingenden Leistung unmöglich gewor-
den ist oder 
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3.  die Vollstreckungsvorausset-
zungen nachträglich weggefal-
len sind. 

 
§ 60 Absatz 3 bleibt unberührt.“ 

 

c)  die Vollstreckungsvoraussetzungen 
nachträglich weggefallen sind. § 60 
Abs. 3 bleibt unberührt. 

 

22.  § 68 wird wie folgt geändert: 
 

 
a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„(1) Vollzugsdienstkräfte im Sinne 
dieses Gesetzes sind 
 
1.  die Vollziehungsbeamten bei 

der Ausübung ihrer Befugnisse 
nach § 14, 

2. die Dienstkräfte der Ordnungs-
behörden und der Sonderord-
nungsbehörden im Sinne des 
Ordnungsbehördengesetzes in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW. S. 528) in der jeweils 
geltenden Fassung, 

3.  die Ärzte und Beauftragten der 
unteren Gesundheitsbehörde 
und ihre Aufsichtsbehörden bei 
der Durchführung von Aufga-
ben nach dem Infektions-
schutzgesetz vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045) in der 
jeweils geltenden Fassung, 

 
 
 
4.  die approbierten Tierärzte oder 

unter deren fachlicher Aufsicht 
stehenden anderen Personen 
nach § 24 des Tiergesund-
heitsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. 
November 2018 (BGBl. I 
S. 1938) in der jeweils gelten-
den Fassung, 

5.  die Vollzugsdienstkräfte der 
Eichverwaltung Nordrhein-
Westfalen des Landesbetrie-
bes Mess- und Eichwesen 
Nordrhein-Westfalen nach den 
§§ 52, 56 und 58 des Mess- 
und Eichgesetzes vom 25. Juli 

 § 68 
Vollzugsdienstkräfte 

 
 
 

(1) Vollzugsdienstkräfte im Sinne dieses Ge-
setzes sind: 
 
1. die Vollziehungsbeamten bei der Aus-

übung ihrer Befugnisse nach § 14, 
2.  die Dienstkräfte der Ordnungsbehörden 

und der Sonderordnungsbehörden im 
Sinne des Ordnungsbehördengesetzes, 

 
 
 
 
 
 
3.  die Ärzte und Beauftragten der unteren 

Gesundheitsbehörde und ihre Auf-
sichtsbehörden bei der Durchführung 
von Aufgaben nach dem Infektions-
schutzgesetz – IfSG – vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045) in der jeweils gelten-
den Fassung, 

 
 
 
 
4.  die beamteten Tierärzte und an ihre 

Stelle tretende andere approbierte Tier-
ärzte im Sinne des § 2 des Tierseuchen-
gesetzes (TierSG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Dezember 
1995 (BGBl. I S. 2038) in der jeweils gel-
tenden Fassung, 

 
 
5.  (weggefallen) 
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2013 (BGBl. I S. 2722, 2723) in 
der jeweils geltenden Fassung, 

6.  die nach § 42 Absatz 1 des Le-
bensmittel- und Futtermittelge-
setzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. 
September 2021 (BGBl. I S. 
4253; 2022 I S. 28) in der je-
weils geltenden Fassung mit 
der Überwachung beauftragten 
Personen, 

7.  die Bediensteten der für die 
Überwachung zuständigen Be-
hörden nach § 31 Absatz 1 des 
Weingesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 
18. Januar 2011 (BGBl. I S. 66) 
in der jeweils geltenden Fas-
sung einschließlich der Wein-
kontrolleure, 

8.  die bei Einsätzen zur Brandbe-
kämpfung und bei der Hilfeleis-
tung bei Unglücksfällen oder 
solchen öffentlichen Notstän-
den, die durch Naturereig-
nisse, Explosionen oder ähnli-
che Vorkommnisse verursacht 
werden, dienstlich tätigen Per-
sonen sowie die in ihrem Auf-
trag handelnden Personen 
nach den §§ 27 und 43 Absatz 
1 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung 
und den Katastrophenschutz 
vom 17. Dezember 2015 (GV. 
NRW. S. 886) in der jeweils 
geltenden Fassung, 

9.  die nach § 29 des Luftverkehrs-
gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Mai 
2007 (BGBl. I S. 698) und § 5 
des Luftsicherheitsgesetzes 
vom 11. Januar 2005 (BGBl. I 
S. 78), jeweils in der jeweils 
geltenden Fassung, mit der 
Wahrnehmung der Luftaufsicht 
und des Schutzes vor Angriffen 
auf die Sicherheit des Luftver-
kehrs beauftragten oder die als 
Hilfsorgane in bestimmten Fäl-
len herangezogenen Perso-
nen, 

6. (weggefallen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7.  die Vollzugsdienstkräfte der Eichbehör-

den (Landesbetrieb Mess- und Eichwe-
sen) im Sinne des § 16 des Eichgeset-
zes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. März 1992 (BGBl. I 
S. 711) in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

 
 
8.  die nach dem Lebensmittel- und Be-

darfsgegenständegesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. Sep-
tember 1997 (BGBl. I S. 2296) in der je-
weils geltenden Fassung zuständigen 
Sachverständigen sowie Lebensmittel-
kontrolleure im Sinne des § 41 Abs. 2 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
ständegesetzes und der Lebensmittel-
kontrolleur-Verordnung vom 16. Juni 
1977 (BGBl. I S. 1002) in der jeweils gel-
tenden Fassung, 

 
 
 
 
 
 
9.  Weinkontrolleure im Sinne des § 31 

Abs. 3 des Weingesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 8. Juli 
1994 (BGBl. I S. 1467) in der jeweils gel-
tenden Fassung, 
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10.  die mit Vollzugs-, Vollstre-
ckungs- und Sicherungsmaß-
nahmen beauftragten Perso-
nen der Gerichte und Staats-
anwaltschaften, jedoch nicht 
die Gerichtsvollzieher und die 
Vollziehungsbeamten der Jus-
tiz, 

11.  die Personen, die der Dienst-
gewalt von Behörden des Lan-
des, der Gemeinden und Ge-
meindeverbände sowie sonsti-
ger der Aufsicht des Landes 
unterliegender Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen 
Rechts unterstehen, soweit sie 
kraft Gesetzes Ermittlungsper-
sonen der Staatsanwaltschaft 
sind oder soweit sie nach den 
§§ 1 und 2 der Verordnung 
über die Ermittlungspersonen 
der Staatsanwaltschaft vom 
30. April 1996 (GV. NRW. S. 
180) in der jeweils geltenden 
Fassung zu Ermittlungsperso-
nen der Staatsanwaltschaft be-
stellt sind und als solche han-
deln, 

12.  die mit der Durchführung von 
Vollstreckungs-, Aufsichts-, 
Pflege- oder Erziehungsaufga-
ben beauftragten Dienstkräfte 
in Fachkrankenhäusern sowie 
Fachabteilungen für Psychiat-
rie und Psychotherapie und für 
Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie an Allge-
meinkrankenhäusern und Uni-
versitätsklinika, 

 
13.  die Fischereiaufseher nach 

§ 54 des Landesfischereige-
setzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Juni 
1994 (GV. NRW. S. 516, ber. 
S. 864) in der jeweils geltenden 
Fassung, 

14.  die bestätigten Jagdaufseher 
nach § 25 des Bundesjagdge-
setzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29. Sep-
tember 1976 (BGBl. I S. 2849) 

10.  die Fleischkontrolleure im Sinne des 
§ 22b des Fleischhygienegesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Juli 1993 (BGBl. I S. 1189) in der je-
weils geltenden Fassung, 

 
 
 
11.  die bei Einsätzen zur Brandbekämpfung 

und bei der Hilfeleistung bei Unglücks-
fällen oder solchen öffentlichen Notstän-
den, die durch Naturereignisse, Explosi-
onen oder ähnliche Vorkommnisse ver-
ursacht werden, dienstlich tätigen Per-
sonen sowie die in ihrem Auftrag han-
delnden Personen nach den §§ 27 und 
43 Absatz 1 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den 
Katastrophenschutz vom 17. Dezember 
2015 (GV. NRW. S. 886) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

 
 
 
 
 
 
 
12.  die gemäß § 29 des Luftverkehrsgeset-

zes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I 
S. 698) und § 5 des Luftsicherheitsge-
setzes vom 11. Januar 2005 (BGBl. I S. 
78) jeweils in der jeweils geltenden Fas-
sung mit der Wahrnehmung der Luftauf-
sicht und des Schutzes vor Angriffen auf 
die Sicherheit des Luftverkehrs beauf-
tragten oder die als Hilfsorgane in be-
stimmten Fällen herangezogenen Per-
sonen, 

13.  die mit Vollzugs-, Vollstreckungs- und 
Sicherungsmaßnahmen beauftragten 
Personen der Gerichte und Staatsan-
waltschaften, jedoch nicht die Gerichts-
vollzieher und die Vollziehungsbeamten 
der Justiz, 

 
14.  die Personen, die der Dienstgewalt von 

Behörden des Landes, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie sonsti-
ger der Aufsicht des Landes unterlie-
gender Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts unterstehen, 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15416&vd_back=N886&sg=0&menu=0
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in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

 
 
 
 
 
 
 
 
15.  die mit dem Forstschutz beauf-

tragten Vollzugsdienstkräfte 
nach § 53 des Landesforstge-
setzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. April 
1980 (GV. NRW. S. 546) in der 
jeweils geltenden Fassung und 

 
16.  die Dienstkräfte der Kfz-Innun-

gen in Ausübung ihrer Befug-
nisse nach § 29 der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung 
vom 26. April 2012 (BGBl. I S. 
679), die zuletzt durch Artikel 8 
der Verordnung vom 20. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 199) 
geändert worden ist, in Verbin-
dung mit Nummer 8.1.1 der An-
lage VIIIc und Nummer 2.4 der 
Anlage VIIId der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung 
sowie nach § 41a Absatz 5 und 
6 der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung in Verbindung 
mit Nummer 3.2 der Anlage 
XVII und Nummer 2.4 der An-
lage VIIId der Straßen-ver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung 
sowie nach § 29 der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung 
in Verbindung mit Nummer 4.3 
der Anlage VIII und Nummer 
2.2 und 2.3 der Anlage VIIId 
der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung. 

 
Hinsichtlich des Jagdschutzes sind 
die Jagdausübungsberechtigten 
den Jagdaufsehern in Satz 1 Num-
mer 15 gleichgestellt.“ 

 
 
 

soweit sie kraft Gesetzes Hilfsbeamte 
der Staatsanwaltschaft sind oder soweit 
sie nach den §§ 1 und 2 der Verordnung 
über die Hilfsbeamten der Staatsanwalt-
schaft vom 30. April 1996 (GV. NRW. 
S. 180) in der jeweils geltenden Fas-
sung zu Hilfsbeamten der Staatsanwalt-
schaft bestellt sind und als solche han-
deln, 

 
15.  die mit der Durchführung von Vollstre-

ckungs-, Aufsichts-, Pflege- oder Erzie-
hungsaufgaben beauftragten Dienst-
kräfte in Heil- und Pflegeanstalten, Ent-
ziehungsanstalten für Suchtkranke, ab-
geschlossenen Krankenanstalten und 
abgeschlossenen Teilen von Kranken-
anstalten, 

16.  die Fischereiaufseher im Sinne des § 54 
des Landesfischereigesetzes (LFischG) 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Juni 1994 (GV. NRW. S. 516, 
ber. S. 864) in der jeweils geltenden 
Fassung, 
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b)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 

„Das gilt nicht, wenn 
 
1. die Umstände es nicht zulas-

sen oder 
2. unmittelbarer Zwang innerhalb 

der Dienstgebäude der Ge-
richte und Staatsanwaltschaf-
ten oder innerhalb der in § 66 
Absatz 1 Nummer 3 genann-
ten Anstalten ausgeübt wird.“ 

 

17. die bestätigten Jagdaufseher im Sinne 
des § 25 des Bundesjagdgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. September 1976 (BGBl. I S. 2849) in 
der jeweils geltenden Fassung; die 
Jagdausübungsberechtigten sind hin-
sichtlich des Jagdschutzes den Voll-
zugsdienstkräften gleichgestellt, 

18.  die mit dem Forstschutz beauftragten 
Vollzugsdienstkräfte im Sinne des § 53 
des Landesforstgesetzes (LFoG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
24. April 1980 (GV. NRW. S. 546) in der 
jeweils geltenden Fassung, 

19.  die Dienstkräfte der Kfz-Innungen in 
Ausübung ihrer Befugnisse nach § 47a 
und b und nach § 29 Anlage VIII c der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
vom 28. September 1988 (BGBl. I 
S. 1793) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

 
(2) Vollzugsdienstkräfte müssen einen be-
hördlichen Ausweis bei sich führen. Sie müs-
sen den Ausweis bei Anwendung unmittelba-
ren Zwanges auf Verlangen vorzeigen. Das 
gilt nicht, wenn 
 
a) die Umstände es nicht zulassen oder 
b)  unmittelbarer Zwang innerhalb der 

Dienstgebäude der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften oder innerhalb 
der in § 66 Abs. 1 Nr. 3 genannten An-
stalten ausgeübt wird. 

 
 
 
 
(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Verzeichnis 
der Vollzugsdienstkräfte zu ändern und zu 
ergänzen, soweit das durch bundesgesetzli-
che Regelungen erforderlich wird. 
 
(4) Die Dienstkräfte der Vollzugsbehörden 
sind nicht berechtigt, bei der Anwendung un-
mittelbaren Zwanges ohne besondere ge-
setzliche Ermächtigung Waffengewalt anzu-
wenden. 
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23.  § 71 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(4) § 36 Absatz 2 und 3 des Beamten-

statusgesetzes vom 17. Juni 2008 
(BGBl. I S. 1010) in der jeweils gelten-
den Fassung ist nicht anzuwenden.“ 

 

 § 71 
Handeln auf Anordnung 

 
(1) Vollzugsdienstkräfte sind verpflichtet, un-
mittelbaren Zwang anzuwenden, der von ei-
nem Weisungsberechtigten angeordnet wird. 
Das gilt nicht, wenn die Anordnung die Men-
schenwürde verletzt oder nicht zu dienstli-
chen Zwecken erteilt worden ist. 
 
(2) Eine Anordnung darf nicht befolgt wer-
den, wenn dadurch eine Straftat begangen 
würde. Befolgt die Vollzugsdienstkraft die 
Anordnung trotzdem, so trifft sie eine Schuld 
nur, wenn sie erkennt oder wenn es nach 
den ihr bekannten Umständen offensichtlich 
ist, dass dadurch eine Straftat begangen 
wird. 
 
(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der 
Anordnung hat die Vollzugsdienstkraft dem 
Anordnenden gegenüber vorzubringen, so-
weit das nach den Umständen möglich ist. 
 
 
 
(4) § 59 Abs. 2 und 3 des Landesbeamten-
gesetzes ist nicht anzuwenden. 
 

24. § 74 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

a)  In Satz 1 wird die Angabe „§ 68 
Abs. 1 Nr. 13“ durch die Angabe 
„§ 68 Absatz 1 Nummer 13“ ersetzt. 

 
b)  In Satz 2 wird die Angabe „(§§ 61, 

63 bis 65 PolG NRW)“ durch die 
Angabe „nach den §§ 61 und 63 bis 
65 des Polizeigesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 

 § 74 
Zum Schusswaffengebrauch berechtigte 

Vollzugsdienstkräfte 
 

Bei der Anwendung unmittelbaren Zwangs 
ist der Gebrauch von Schusswaffen nur den 
in § 68 Abs. 1 Nr. 13 bezeichneten Dienst-
kräften der Gerichte und Staatsanwaltschaf-
ten gestattet. Die Vorschriften des Polizeige-
setzes über den Schußwaffengebrauch 
(§§ 61, 63 bis 65 PolG NRW) finden entspre-
chend Anwendung. 
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25. § 77 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Das für Inneres zuständige Ministe-

rium und das für Finanzen zuständige 
Ministerium werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Ausführungsver-
ordnung VwVG zu erlassen. In der Aus-
führungsverordnung VwVG sind die ge-
bührenpflichtigen Tatbestände zu be-
stimmen. Bei der Vollstreckung von 
Geldforderungen können Mahn-, Pfän-
dungs-, Wegnahme-, Versteigerungs-, 
Verwertungs- und Dokumentengebüh-
ren sowie Gebühren für die Abnahme 
der Vermögensauskunft vorgesehen 
werden. Für diese sind feste Gebüh-
rensätze und Prozentsätze festzulegen. 
Für Amtshandlungen im Zusammen-
hang mit dem Verwaltungszwang, ein-
schließlich der Sicherstellung und Ver-
wahrung, können Verwaltungsgebüh-
ren vorgesehen werden. Die Gebühren 
sind durch feste Sätze oder Rahmens-
ätze zu bestimmen. Im Falle der Ersatz-
vornahme kann auch eine Pauschale 
vorgesehen werden. Die Pauschale be-
trägt  

 
1.  10 Prozent des Betrages, der auf-

grund des § 59 Absatz 1 vom Pflich-
tigen zu zahlen ist, 

2.  5 Prozent für den Mehrbetrag, der 
über 2 500 Euro hinausgeht, 

3.  3 Prozent für den Mehrbetrag, der 
über 25 000 Euro hinausgeht sowie 

4.  1 Prozent für den Mehrbetrag, der 
über 50 000 Euro hinausgeht.“ 

 

 § 77 
Kosten 

 
(1) Für Amtshandlungen nach diesem Ge-
setz werden nach näherer Bestimmung einer 
Ausführungsverordnung VwVG von dem 
Vollstreckungsschuldner oder dem Pflichti-
gen Kosten (Gebühren und Auslagen) erho-
ben. Kostengläubiger ist der Rechtsträger, 
dessen Behörde die Amtshandlung vor-
nimmt, bei Auslagen auch der Rechtsträger, 
bei dessen Behörde die Auslagen entstan-
den sind. 
 
 
 
(2) Das für Inneres zuständige Ministerium 
und das für Finanzen zuständige Ministerium 
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die Ausführungsverordnung VwVG zu erlas-
sen. In der Ausführungsverordnung VwVG 
sind die gebührenpflichtigen Tatbestände zu 
bestimmen. 
Bei der Vollstreckung von Geldforderungen 
können Mahn-, Pfändungs-, Wegnahme-, 
Versteigerungs-, Verwertungs- und Schreib-
gebühren sowie Gebühren für die Abnahme 
der Vermögensauskunft vorgesehen wer-
den. Für diese sind feste Gebührensätze und 
Vomhundertsätze festzulegen. 
Für Amtshandlungen im Zusammenhang mit 
dem Verwaltungszwang, einschließlich der 
Sicherstellung und Verwahrung, können Ver-
waltungsgebühren vorgesehen werden. Die 
Gebühren sind durch feste Sätze oder Rah-
mensätze zu bestimmen. Im Falle der Er-
satzvornahme kann auch eine Pauschale 
vorgesehen werden. 
Die Pauschale beträgt zehn vom Hundert 
des Betrages, der aufgrund des § 59 Abs. 1 
dieses Gesetzes vom Pflichtigen zu zahlen 
ist. Soweit der zu zahlende Betrag über 
2500,-- Euro hinausgeht, beträgt die Pau-
schale für den Mehrbetrag fünf vom Hundert. 
Für den über 25000,-- Euro hinausgehenden 
Mehrbetrag beträgt die Pauschale drei vom 
Hundert und für den über 50000,-- Euro hin-
ausgehenden Mehrbetrag eins vom Hundert. 
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(3) Bei der Vollstreckung von Geldforderun-
gen sind die Gebührensätze so zu bemes-
sen, dass zwischen der den Verwaltungsauf-
wand berücksichtigenden Höhe der Gebühr 
einerseits und der Höhe der Forderung oder 
anderer Vermögensrechte oder des Wertes 
der Sachen, die gepfändet oder versteigert 
werden sollen, andererseits ein angemesse-
nes Verhältnis besteht. In den Fällen des 
Verwaltungszwangs einschließlich der Si-
cherstellung und Verwahrung berücksichti-
gen die Gebührentatbestände und die Ge-
bührenfestsetzungen den durchschnittlichen 
Verwaltungsaufwand. 
 
(4) Die §§ 10, 11, 14, 17 bis 22 des Gebüh-
rengesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 23. August 1999 (GV. NRW. S. 524), 
in der jeweils geltenden Fassung, finden An-
wendung. In der Ausführungsverordnung 
VwVG können abweichend der Umfang der 
zu erstattenden Auslagen, die Entstehung 
und Fälligkeit des Gebührenanspruchs oder 
die Fälligkeit des Auslagenersatzes, die Ge-
bührenberechnung, -befreiung und -ermäßi-
gung, die Kostenhaftung und der Gebühren-
erlass geregelt werden. 
 
(5) Bei einer Ersatzvornahme, Sicherstellung 
oder Verwahrung kann in der Ausführungs-
verordnung VwVG die Herausgabe der Sa-
che von der Zahlung eines Vorschusses 
oder einer Sicherheitsleistung bis zur vo-
raussichtlichen Höhe der noch festzusetzen-
den Kosten abhängig gemacht und hierfür 
die Fälligkeit vorgesehen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 78 
Vollstreckung gegen juristische Perso-

nen des öffentlichen Rechts 
 
(1) Das Zwangsverfahren wegen einer Geld-
forderung wird auch gegen Gemeinden, Ge-
meindeverbände sowie Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die der Landesaufsicht unterstehen, 
nach diesem Gesetz, jedoch nach Maßgabe 
folgender Vorschriften durchgeführt. 
 
(2) Zur Einleitung der Zwangsvollstreckung 
bedarf es - soweit nicht dingliche Rechte ver-
folgt werden - einer Zulassungsverfügung 
der Aufsichtsbehörde. Darin hat diese auf 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2335&vd_back=N524&sg=0&menu=0
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26.  In § 78 Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe 

„, die zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S. 218b, ber. S. 304a) geändert worden 
ist,“ durch die Angabe „in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt. 

 

Antrag der Vollstreckungsbehörde die Ver-
mögensgegenstände zu bestimmen, in die 
eine Zwangsvollstreckung zugelassen wird, 
und über den Zeitpunkt zu befinden, zu dem 
sie stattfinden soll. 
 
(3) Die Aufsichtsbehörde darf die Zwangs-
vollstreckung in Vermögensgegenstände 
des Schuldners nicht zulassen, wenn 
dadurch die Erfüllung der öffentlich-rechtli-
chen Aufgaben des Schuldners gefährdet 
würde, bei einer Gemeinde oder einem Ge-
meindeverband auch dann nicht, wenn der 
geordnete Gang der Verwaltung oder die 
Versorgung der Bevölkerung gefährdet 
würde. Ein Insolvenzverfahren findet nicht 
statt. 
 
(4) Die besonderen Vorschriften der Ab-
sätze 2 und 3 gelten nicht für das Zwangs-
verfahren gegen Kreditanstalten und Versi-
cherungsanstalten des öffentlichen Rechts. 
Hinsichtlich des Zwangsverfahrens gegen 
Gemeinden und Gemeindeverbände bleibt 
§ 128 der Gemeindeordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S. 218b, ber. S. 304a) geändert worden ist, 
unberührt. 
 
(5) Wegen eines Zwangsverfahrens gegen 
das Land trifft im Einzelfall das zuständige 
Fachministerium im Einvernehmen mit dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium auf 
Antrag der Vollstreckungsbehörde die nähe-
ren Bestimmungen, es sei denn, dass es sich 
um die Verfolgung dinglicher Rechte handelt. 
 

27.  § 79 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 79 
Einschränkung von Grundrechten 

 
 Durch dieses Gesetz werden die Grund-

rechte auf körperliche Unversehrtheit 
nach Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes, Freiheit der Person 
nach Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes und auf Unverletzlich-
keit der Wohnung nach Artikel 13 des 
Grundgesetzes eingeschränkt.“ 

 

  
 

§ 79 
Einschränkungen von Grundrechten 

 
Durch dieses Gesetz werden die Grund-
rechte auf körperliche Unversehrtheit (Artikel 
2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), Freiheit 
der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und auf Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgeset-
zes) eingeschränkt. 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=0
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28.  § 80 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 „(1) Soweit die Vollstreckung in Landes-

gesetzen abweichend von diesem Ge-
setz geregelt ist, sind die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes anzuwenden. Die 
§§ 3 und 3a bleiben unberührt.“ 

 

 § 80 
Bezugnahme auf aufgehobene 

Vorschriften 
 

(1) Soweit die Vollstreckung in Landesgeset-
zen abweichend von diesem Gesetz geregelt 
ist, sind die Bestimmungen dieses Gesetzes 
anzuwenden; die §§ 3 und 3a bleiben unbe-
rührt. 
 
(2) Soweit in Gesetzen und Verordnungen 
auf Vorschriften Bezug genommen ist, die 
durch dieses Gesetz außer Kraft gesetzt 
werden, tritt an ihre Stelle die Bezugnahme 
auf die entsprechenden Vorschriften dieses 
Gesetzes. 
 

 
 
 
 
29.  § 82 Satz 2 wird aufgehoben. 
 

 § 82 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1958 in 
Kraft. Die Änderung durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 18. Dezember 2002 sowie diese 
Neufassung treten am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

30. In § 7 Absatz 2 Satz 1, § 10 Absatz 1 
Satz 3 und 4 sowie Absatz 3, § 46 
Satz 2, § 51 Absatz 1 Satz 3 und 4, § 55 
Absatz 3, § 63 Absatz 1 Satz 5, § 70 Ab-
satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils 
die Angabe „Abs.“ durch die Angabe 
„Absatz“ ersetzt. 

 

  

31.  In § 10 Absatz 1 Satz 3, § 17 Absatz 3, 
§ 70 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils die An-
gabe „Nr.“ durch die Angabe „Nummer“ 
ersetzt. 

 

  

Artikel 4 
Änderung des Gebührengesetzes NRW 

 
Das Gebührengesetz NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. August 1999 
(GV. NRW. S. 524), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25. April 2023 (GV. 
NRW. S. 230) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 
 
 
 

  
Gebührengesetz 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Gebührengesetz NRW - GebG NRW) 
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1. In der Inhaltsübersicht werden die An-
gaben zu den §§ 30 bis 32 durch die fol-
genden Angaben ersetzt: 

 
„§ 30 Übergangsregelung zu § 20 
 
§ 31 Inkrafttreten“. 

 

 Inhaltsübersicht 
 
 
 
§ 30 Gegenstandslos; Aufhebungsvor-

schriften 
§ 31 Gegenstandslos; Änderungsvorschrif-

ten 
§ 32 Inkrafttreten 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 2 Absatz 3 Satz 3 wird nach der An-

gabe „Umweltinformationsgesetz“ die 
Angabe „Nordrhein-Westfalen vom 29. 
März 2007 (GV. NRW. S. 142, ber. 
S. 658) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ eingefügt. 

 § 2 
Gebührenordnungen 

 
(1) Die einzelnen Amtshandlungen, für die 
Gebühren erhoben werden, und die Gebüh-
rensätze sind unter Beachtung der §§ 3 bis 6 
in Gebührenordnungen zu bestimmen. 
 
(2) Die Gebührenordnungen erlässt die Lan-
desregierung. Sie kann diese Befugnis für 
bestimmte Bereiche der Verwaltung auf das 
dafür zuständige Ministerium übertragen. In 
diesem Falle hat das zuständige Ministerium 
das Einvernehmen des für Inneres zuständi-
gen Ministeriums und des für Finanzen zu-
ständigen Ministeriums herbeizuführen. 
 
(3) Die Gemeinden und Gemeindeverbände 
können in ihrem Aufgabenbereich für Amts-
handlungen, die in Gebührenordnungen im 
Sinne des Absatzes 2 erfasst sind, eigene 
Gebührenordnungen (Satzungen) mit abwei-
chenden Gebührensätzen erlassen. Dies gilt 
nicht, wenn Amtshandlungen mit gleicher 
rechtlicher Wirkung von Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen beziehungs-
weise Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieuren ausgeführt werden können oder 
wenn Amtshandlungen in gleicher Weise 
auch von privaten Sachverständigen für die 
Grundstückswertermittlung erbracht werden 
können. Dies gilt auch nicht für Amtshand-
lungen im Gesundheitswesen und bei Aus-
künften nach dem Umweltinformationsge-
setz, soweit sie in den in Absatz 2 genannten 
Gebührenordnungen ausdrücklich ausge-
nommen sind. 
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3. § 8 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  In Nummer 2 wird die Angabe 
„Hochschulgesetz“ durch die 
Angabe „des Hochschulgeset-
zes vom 16. September 2014 
(GV. NRW. S. 547) in der je-
weils geltenden Fassung“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
bb)  In Nummer 5 wird nach der An-

gabe „Abgabenordnung“ die 
Angabe „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Okto-
ber 2002 (BGBl. I S. 3866; 
2003 I S. 61) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 

b)  In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe 
„Nr.“ durch die Angabe „Nummer“ 
und die Angabe „Abs.“ durch die 
Angabe „Absatz“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 8 
Persönliche Gebührenfreiheit 

 
(1) Von Verwaltungsgebühren sind befreit 
 
1.  die Bundesrepublik Deutschland und 

die bundesunmittelbaren juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, de-
ren Ausgaben ganz oder teilweise auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtung aus 
dem Haushalt des Bundes getragen 
werden, 

2.  das Land und die juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, die nach dem 
Haushaltsplan des Landes für Rech-
nung des Landes verwaltet werden, so-
wie die Hochschulen in der Trägerschaft 
des Landes, soweit die Amtshandlung 
unmittelbar der Durchführung der Auf-
gaben im Sinne des § 3 Hochschulge-
setz dient, 

3.  die anderen Länder, soweit Gegensei-
tigkeit gewährleistet ist, 

4.  die Gemeinden und Gemeindever-
bände, sofern die Amtshandlung nicht 
ihre wirtschaftlichen Unternehmen be-
trifft, 

5.  die Kirchen und die Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts, soweit 
die Amtshandlung unmittelbar der 
Durchführung kirchlicher Zwecke im 
Sinne des § 54 der Abgabenordnung 
dient. 

 
(2) Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in 
Absatz 1 Genannten berechtigt sind, von 
ihnen zu zahlende Gebühren Dritten aufzu-
erlegen, oder wenn sonstwie Dritte mit dem 
betreffenden Betrag belastet werden kön-
nen. 
 
(3) Eine dem Absatz 1 Nr.1 bis 3 entspre-
chende Gebührenfreiheit besteht nicht für 
Sondervermögen und Bundesbetriebe im 
Sinne des Artikels 110 Abs. 1 des Grundge-
setzes, für gleichartige Einrichtungen eines 
Landes sowie für öffentlich-rechtliche Unter-
nehmen, an denen der Bund oder ein Land 
beteiligt ist. Satz 1 gilt nicht, soweit Sonder-
vermögen des Landes oder Landesbetriebe 
im Rahmen eines Kontrahierungszwanges 
oder sonstiger öffentlich-rechtlicher Bindun-
gen für das Land Nordrhein-Westfalen, den 
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c)  Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geän-

dert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  In Nummer 7 wird das Komma 
am Ende durch die Angabe 
„sowie die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen 
und -ingenieure,“ ersetzt. 

 
bb) Nummer 8 wie folgt gefasst: 
 

„8. Gutachterausschüsse und 
der Obere Gutachteraus-
schuss nach den §§ 192 
bis 199 des Baugesetzbu-
ches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634) in der jeweils 
geltenden Fassung und 
deren Geschäftsstellen,“. 

 

Bund oder für landes- oder bundesunmittel-
bare juristische Personen des öffentlichen 
Rechts tätig werden. Hierzu erlässt die je-
weils zuständige Aufsichtsbehörde des Son-
dervermögens oder des Landesbetriebes 
Ausführungsbestimmungen. 
 
(4) Zur Zahlung von Gebühren bleiben die in 
Absatz 1 genannten Rechtsträger für Amts-
handlungen folgender Behörden verpflichtet: 
 
1.  Der Geologische Dienst NRW - Landes-

betrieb -, 
2.  die Prüfämter für Baustatik, 
3.  das Landesamt für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz, 
4.  das Landesinstitut für Arbeitsgestaltung, 
5.  die unteren Gesundheitsbehörden, 
6.  das Landeszentrum Gesundheit Nord-

rhein-Westfalen, 
7.  die Vermessungs- und Katasterbehör-

den, 
 
 
 
 
 
 
8. Gutachterausschüsse und der Obere 

Gutachterausschuss nach §§ 192 ff. 
Baugesetzbuch und deren Geschäfts-
stellen, 

 
 
 
 
 
 
9.  der Landesbetrieb Mess- und Eichwe-

sen NRW, 
10.  die Zentralstelle der Länder für Gesund-

heitsschutz bei Arzneimitteln und Medi-
zinprodukten. 

 
Durch Gebührenordnung der Landesregie-
rung oder des zuständigen Ministeriums kön-
nen die hiernach gebührenpflichtigen Amts-
handlungen eingeschränkt werden. 
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4.  § 10 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-

ändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Nummer 1 wird nach der Angabe 
„(BGBl. I S. 2586)“ die Angabe „in 
der jeweils geltenden Fassung“ ein-
gefügt, 

 
 
 
 
 
 
 
b)  In Nummer 4 wird nach der Angabe 

„Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes“ die Angabe „vom 
5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776) in 
der jeweils geltenden Fassung“ ein-
gefügt und die Angabe „Abs.“ durch 
die Angabe „Absatz“ ersetzt. 

 

 § 10 
Auslagen 

 
(1) Werden im Zusammenhang mit der 
Amtshandlung Auslagen notwendig, die 
nicht bereits in die Gebühr einbezogen sind, 
so hat der Gebührenschuldner sie zu erset-
zen. Als nicht bereits in die Gebühr einbezo-
gen gelten, soweit die Gebührenordnung 
nichts anderes bestimmt, insbesondere: 
 
1.  Aufwendungen für weitere Ausfertigun-

gen, Abschriften und Auszüge, die auf 
besonderen Antrag erteilt werden; für 
die Berechnung der als Auslagen zu er-
hebenden Dokumentenpauschale gel-
ten die Vorschriften nach Nummer 
31000 des Teil 3 Auslagen, Hauptab-
schnitt 1, der Anlage 1 (zu § 3 Absatz 2) 
zum Gerichts- und Notarkostengesetz 
vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586), 

 
 
 
 
2.  Aufwendungen für Übersetzungen, die 

auf besonderen Antrag gefertigt wer-
den, 

3. Kosten, die durch öffentliche Bekannt-
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenden Postgebühren, 

4. die in entsprechender Anwendung des 
Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes zu zahlenden Beträge; 
erhält ein Sachverständiger auf Grund 
des § 1 Abs. 2 Satz 2 jenes Gesetzes 
keine Entschädigung, so ist der Betrag 
zu erheben, der ohne diese Vorschrift 
nach dem Gesetz zu zahlen wäre, 

5.  die bei Geschäften außerhalb der 
Dienststelle den Verwaltungsangehöri-
gen auf Grund gesetzlicher oder ver-
traglicher Bestimmung gewährten Ver-
gütungen (Reisekostenvergütung, Aus-
lagenersatz) und die Kosten für die Be-
reitstellung von Räumen, 

6.  die Beträge, die anderen in- und auslän-
dischen Behörden, öffentlichen Einrich-
tungen oder Bediensteten zustehen, 
und zwar auch dann, wenn aus Grün-
den der Gegenseitigkeit, der Verwal-
tungsvereinfachung und dergleichen an 
die Behörden, Einrichtungen oder 
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Bediensteten keine Zahlungen zu leis-
ten sind, 

7.  die Kosten für die Beförderung von Sa-
chen, mit Ausnahme der hierbei er-
wachsenden Postgebühren, und die 
Verwahrung von Sachen. 

 
(2) Soweit die Gebührenordnung nichts an-
deres bestimmt, kann die Erstattung der in 
Absatz 1 aufgeführten Auslagen auch ver-
langt werden, wenn für eine Amtshandlung 
Gebührenfreiheit besteht oder von der Ge-
bührenerhebung abgesehen wird. 
 

5.  § 20 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 20 
Verjährung 

 
(1) Eine Kostenfestsetzung, ihre Aufhe-
bung oder ihre Änderung ist nicht mehr 
zulässig, wenn die Festsetzungsfrist ab-
gelaufen ist (Festsetzungsverjährung). 
Die Festsetzungsfrist beträgt vier Jahre. 
Sie beginnt mit Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem der Kostenanspruch ent-
standen ist; § 171 Absatz 1 der Abga-
benordnung gilt entsprechend. Wird vor 
Ablauf der Frist außerhalb eines Vor-  
oder Klageverfahrens ein Antrag auf 
Aufhebung, Änderung oder nach § 42 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW auf Berichtigung der Kostenent-
scheidung gestellt, ist die Festsetzungs-
frist insoweit solange gehemmt, bis über 
den Antrag unanfechtbar entschieden 
worden ist. 
 
(2) Wird eine Kostenentscheidung in ei-
nem Vorverfahren oder mit einer Klage 
angefochten, so läuft die Festsetzungs-
frist nicht ab, bevor über den Rechtsbe-
helf unanfechtbar entschieden worden 
ist. Dies gilt auch, wenn der Rechtsbe-
helf erst nach Ablauf der Festsetzungs-
frist eingelegt wird. Der Ablauf der Fest-
setzungsfrist ist hinsichtlich des gesam-
ten Kostenanspruchs gehemmt; dies gilt 
nicht, soweit der Rechtsbehelf unzuläs-
sig ist. In den Fällen einer vorausgegan-
genen gerichtlichen Entscheidung nach 
§ 113 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, 
Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 5 der 

  
 

§ 20 
Verjährung 

 
(1) Eine Kostenfestsetzung, ihre Aufhebung 
oder ihre Änderung ist nicht mehr zulässig, 
wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist 
(Festsetzungsverjährung). Die Festset-
zungsfrist beträgt vier Jahre; sie beginnt mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Kos-
tenanspruch entstanden ist. Wird vor Ablauf 
der Frist ein Antrag auf Aufhebung oder Än-
derung der Festsetzung gestellt, ist die Fest-
setzungsfrist solange gehemmt, bis über den 
Antrag unanfechtbar entschieden worden ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Ein festgesetzter Kostenanspruch erlischt 
durch Verjährung (Zahlungsverjährung). Die 
Verjährungsfrist beträgt fünf Jahre; sie be-
ginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
der Anspruch erstmals fällig geworden ist. 
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Verwaltungsgerichtsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 
19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der je-
weils geltenden Fassung ist über den 
Rechtsbehelf erst dann unanfechtbar 
entschieden, wenn eine im Anschluss 
an die gerichtliche Entscheidung erlas-
sene Kostenentscheidung unanfechtbar 
geworden ist; die Festsetzungsfrist en-
det in diesem Fall spätestens zwei 
Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem 
die gerichtliche Entscheidung unan-
fechtbar erfolgte. 

 
(3) Ein festgesetzter Kostenanspruch 
erlischt durch Verjährung (Zahlungsver-
jährung). Die Verjährungsfrist beträgt 
fünf Jahre. Sie beginnt mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Anspruch 
erstmals fällig geworden ist. § 230 Ab-
satz 1 der Abgabenordnung gilt entspre-
chend. 
 
(4) Die Zahlungsverjährung wird unter-
brochen durch  
 
1.  schriftliche Zahlungsaufforderung, 
2.  Stundung,  
3. Aussetzung der Vollziehung,  
4.  Sicherheitsleistung,  
5.  eine einstweilige Einstellung der 

Vollstreckung,  
6.  eine Vollstreckungsmaßnahme,  
7.  Anmeldung im Insolvenzverfahren,  
8.  die Aufnahme in einen Insolvenz-

plan oder einen gesetzlichen Schul-
denbereinigungsplan,  

9.  Einbeziehung oder  
10. Ermittlung der Behörde über Wohn-

sitz oder Aufenthaltsort des Zah-
lungspflichtigen.  

 
Die Unterbrechung der Verjährung 
durch eine der in Satz 1 genannten 
Maßnahmen dauert fort, bis die Stun-
dung oder die Aussetzung der Vollzie-
hung abgelaufen, die Sicherheit oder, 
falls eine Vollstreckungsmaßnahme 
dazu geführt hat, das Pfändungspfand-
recht, die Sicherungshypothek oder ein 
sonstiges Vorzugsrecht auf Befriedi-
gung erloschen oder das Insolvenzver-
fahren oder die Ermittlungen beendet 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Festsetzungs- und die Zahlungsver-
jährung sind gehemmt, solange der An-
spruch wegen höherer Gewalt innerhalb der 
letzten sechs Monate der Verjährungsfrist 
nicht verfolgt werden kann. 
 
 
 
 
(4) Die Zahlungsverjährung wird unterbro-
chen durch schriftliche Zahlungsaufforde-
rung sowie durch Stundung, Aussetzung der 
Vollziehung, durch Sicherheitsleistung, 
durch eine einstweilige Einstellung der Voll-
streckung, durch eine Vollstreckungsmaß-
nahme, durch Anmeldung im Insolvenzver-
fahren, durch die Aufnahme in einen Insol-
venzplan oder einen gesetzlichen Schulden-
bereinigungsplan, durch Einbeziehung oder 
durch Ermittlung der Behörde über Wohnsitz 
oder Aufenthaltsort des Zahlungspflichtigen. 
Die Unterbrechung der Verjährung durch 
eine der in Satz 1 genannten Maßnahmen 
dauert fort, bis die Stundung oder die Aus-
setzung der Vollziehung abgelaufen, die Si-
cherheit oder, falls eine Vollstreckungsmaß-
nahme dazu geführt hat, das Pfändungs-
pfandrecht, die Sicherungshypothek oder ein 
sonstiges Vorzugsrecht auf Befriedigung er-
loschen oder das Insolvenzverfahren oder 
die Ermittlungen beendet sind. Die Verjäh-
rung wird nur bis zur Höhe des Betrages un-
terbrochen, auf den sich die Unterbre-
chungshandlung bezieht. Mit Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Unterbrechung ge-
endet hat, beginnt eine neue Verjährungs-
frist. 
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sind. Die Verjährung wird nur bis zur 
Höhe des Betrages unterbrochen, auf 
den sich die Unterbrechungshandlung 
bezieht. Mit Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem die Unterbrechung geendet hat, 
beginnt eine neue Verjährungsfrist. 
 
(5) Für Erstattungsansprüche gelten 
§ 171 Absatz 1 und § 230 Absatz 1 der 
Abgabenordnung entsprechend.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
(5) Für Erstattungsansprüche gilt Absatz 3 
entsprechend. 
 

6. § 21 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 
 
 
 „§ 20 Absatz 3 und 4 gilt entspre-

chend.“ 
 
b)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(4) Wird die Erstattung nach unan-

fechtbarer Entscheidung bewirkt, 
so ist der zu erstattende Betrag 
vom Tag der Rechtshängigkeit an 
zu verzinsen. § 49a Absatz 3 Satz 1 
des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes NRW gilt hinsichtlich des Zins-
satzes entsprechend.“ 

 

 § 21 
Erstattung 

 
(1) Überzahlte oder zu Unrecht erhobene 
Kosten sind unverzüglich zu erstatten, zu 
Unrecht erhobene Kosten jedoch nur, soweit 
eine Kostenentscheidung noch nicht unan-
fechtbar geworden ist; nach diesem Zeit-
punkt können zu Unrecht erhobene Kosten 
nur aus Billigkeitsgründen erstattet werden. 
 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 
Zahlung des Kostenschuldners. 
 
(3) Der Erstattungsanspruch verjährt nach 
drei Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit 
dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem der 
Anspruch entstanden ist, jedoch nicht vor der 
Unanfechtbarkeit der Kostenentscheidung. 
Mit dem Ablauf dieser Frist erlischt der An-
spruch. § 20 Abs. 2 bis 6 gilt sinngemäß. 
 
 
 
 
(4) Wird die Erstattung nach unanfechtbarer 
Entscheidung bewirkt, so ist der zu erstat-
tende Betrag vom Tage der Rechtshängig-
keit an zu verzinsen. Die Zinsen betragen für 
jeden vollen Monat einhalb vom Hundert. 
Angefangene Monate bleiben außer Ansatz. 
 

7.  § 30 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 30 
Übergangsregelung zu § 20 

 
 Die Vorschriften des § 20 Absatz 1 und 

2 über die Festsetzungsverjährung gel-
ten für alle am [einsetzen: Datum des 

  
 

§ 30 
 
 
(Gegenstandslos; Aufhebungsvorschriften) 
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Inkrafttretens des Artikels 4 dieses Ge-
setzes] noch nicht abgelaufenen Fest-
setzungsfristen.“ 

 
8.  § 32 wird § 31. 
 
 

 § 32 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in 
Kraft. Die §§ 1 bis 6 treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 
 

9.  In § 11 Absatz 2 und § 24 Absatz 2 wird 
jeweils die Angabe „Abs.“ durch die An-
gabe „Absatz“ ersetzt. 

 

  

10.  In § 7 Absatz 2, § 9 Absatz 1 Satz 2 und 
§ 11 Absatz 2 wird jeweils die Angabe 
„Nr.“ durch die Angabe „Nummer“ er-
setzt. 

 

  

Artikel 5 
Folgeänderungen 

aufgrund der Änderung des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW 

 
(1) Das E-Government-Gesetz Nordrhein-
Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. 
S. 551), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 
122) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 

  
 
 
 
 

Gesetz zur Förderung der elektronischen 
Verwaltung in Nordrhein-Westfalen 

(E-Government-Gesetz Nordrhein-West-
falen - EGovG NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 1 
Ziel und Geltungsbereich 

 
(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass die elekt-
ronische Kommunikation mit und innerhalb 
der öffentlichen Verwaltung erleichtert wird 
und die Kommunikations- und Bearbeitungs-
prozesse in der öffentlichen Verwaltung weit-
gehend elektronisch und medienbruchfrei 
durchgeführt werden können. Die elektroni-
sche Abwicklung von Verwaltungsdienstleis-
tungen soll flächendeckend für Nutzerinnen 
und Nutzer gewährleistet werden. Gemein-
den und Gemeindeverbände können die 
Vorgaben dieses Gesetzes, zu deren Erfül-
lung sie nicht gesetzlich verpflichtet sind, in 
eigener Verantwortung umsetzen. 
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1.  In § 1 Absatz 3 Nummer 1 und § 3 Ab-

satz 1 Satz 1 wird die Angabe „für das 
Land Nordrhein-Westfalen“ durch die 
Angabe „NRW“ ersetzt. 

 

(2) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-recht-
liche Verwaltungstätigkeit der Behörden des 
Landes, der Gemeinden und Gemeindever-
bände und der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts. Behörde im 
Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr-
nimmt. 
 
(3) Das Gesetz gilt nicht für 
 
1.  die in § 2 Absatz 1, 2 Nummer 1 bis 3 

des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (GV. NRW. S. 602) in 
der jeweils geltenden Fassung genann-
ten Bereiche und 

2.  Krankenhäuser, Stiftungen, Beliehene 
und ländergemeinsame Einrichtungen 
und Behörden. 

 
(4) § 2 Absatz 3 Nummer 1 und Nummer 3 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen gelten 
entsprechend. § 9 Absatz 1 und 2 sowie § 10 
bleiben unberührt. 
 
(5) Für die Tätigkeit der staatlichen Kunst-
hochschulen sowie des Hochschulbiblio-
thekszentrums des Landes Nordrhein-West-
falen gelten die Bestimmungen dieses Ge-
setzes, die auch für die Hochschulen in der 
Trägerschaft des Landes gelten. 
 
(6) Der Landesrechnungshof des Landes 
Nordrhein-Westfalen unterliegt diesem Ge-
setz nur, soweit nicht seine institutionelle Un-
abhängigkeit oder die Unabhängigkeit seiner 
Mitglieder beeinträchtigt werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Elektronischer Zugang zur Verwaltung 

 
(1) Die Behörde eröffnet einen Zugang für 
die Übermittlung von Dokumenten auf elekt-
ronischem Weg nach den Vorschriften des 
§ 3a Absatz 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen, 
auch soweit sie mit einer qualifizierten elekt-
ronischen Signatur versehen sind. Für den 
Zugang bietet die Behörde ein dem 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
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2.  In § 3 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 

„§ 3a Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen“ durch die 
Angabe „§ 3a Absatz 3 Satz 1 Nummer 
2 Buchstabe d des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes NRW“ ersetzt. 

 

jeweiligen Stand der Technik entsprechen-
des Verschlüsselungsverfahren an. 
 
(2) Die Behörden des Landes und Gemein-
den und Gemeindeverbände eröffnen einen 
elektronischen Zugang zusätzlich durch eine 
De-Mail-Adresse im Sinne des De-Mail-Ge-
setzes vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 666), 
das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes 
vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) 
geändert worden ist. Auch der Zugang für die 
Übermittlung einer De-Mail im Sinne des 
§ 3a Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen, des § 36a Absatz 2 Satz 4 
Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch – Allgemeiner Teil – (Artikel I des Ge-
setzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I 
S. 3015), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 
18 des Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I 
S. 846) geändert worden ist, oder des § 87a 
Absatz 3 Satz 4 Nummer 2, Absatz 4 Satz 3 
der Abgabenordnung ist sicherzustellen. 
Sieht ein Fachverfahren die ausschließliche 
Einreichung von Unterlagen in elektronischer 
Form vor, so entfällt die Pflicht zur Entgegen-
nahme einer De-Mail in diesem Fachverfah-
ren. Ist bereits die Verpflichtung zur Eröff-
nung eines Zugangs durch das Elektroni-
sche Gerichts- und Verwaltungspostfach  
oder durch ein funktionsgleiches Nachfolge-
produkt gesetzlich geregelt, so kann eben-
falls von der Eröffnung eines Zugangs durch 
eine De-Mail-Adresse abgesehen werden. 
 
(3) Die Behörde bietet in Verwaltungsverfah-
ren, in denen sie die Identität einer Person 
aufgrund einer Rechtsvorschrift festzustellen 
hat oder aus anderen Gründen eine Identifi-
zierung für notwendig erachtet und die Iden-
titätsfeststellung zulässig ist, einen elektroni-
schen Identitätsnachweis nach § 18 des Per-
sonalausweisgesetzes vom 18. Juni 2009 
(BGBl. I S. 1346), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I 
S. 846) geändert worden ist, oder nach § 78 
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Feb-
ruar 2008 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 
(BGBl. I S. 1147) geändert worden ist, an. 
Die Bereitstellung und der Betrieb von IT-Inf-
rastrukturkomponenten und Anwendungen 
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zum elektronischen Nachweis der Identität in 
Verwaltungsverfahren können zur behörden-
übergreifenden Nutzung auf einen gemein-
samen IT-Diensteanbieter übertragen wer-
den, der die Aufgabe in eigener datenschutz-
rechtlicher Verantwortlichkeit wahrnimmt. 
Vor jeder Verwendung in einer anderen E-
Government Anwendung muss die be-
troffene Person die Einwilligung zur Verar-
beitung ihrer Stammdaten für die konkrete 
Anwendung erteilen. 
 
(4) Der gemeinsame IT-Diensteanbieter im 
Sinne des Absatz 3 Satz 2 darf die Stamm-
daten auch an Anbieter von Diensten von all-
gemeinem wirtschaftlichen Interesse im 
Sinne des Artikel 14 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
9.5.2008 (ABl. C 115 vom 9.5.2008, S. 47), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 ÄndBeschl. 
2012/419/EU vom 11.7.2012 (ABl. L 204 
vom 31.7.2012, S. 131), übermitteln, sofern 
 
1.  die betroffene Person hierzu im Einzel-

fall ihre Einwilligung erteilt, 
2.  der Anbieter von Diensten von allgemei-

nem wirtschaftlichen Interesse die 
Stammdaten zur Identitätsfeststellung 
und zur Erfüllung dieser Dienste benö-
tigt, 

3.  dieser dem Geltungsbereich der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
27.4.2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, 
S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72, L 
127 vom 23.5.2018, S. 2) unterliegt und 

4.  dem gemeinsamen IT-Diensteanbie-
ter keine Anhaltspunkte für eine miss-
bräuchliche Verwendung der Daten vor-
liegen. 

 
(5) Die Bereitstellung und der Betrieb von IT-
Infrastrukturkomponenten und Anwendun-
gen zur medienbruchfreien Übernahme von 
Formulardaten aus einem elektronischen 
Ausweisdokument unter Anwesenden im 
Sinne des § 18a des Personalausweisgeset-
zes können zur behördenübergreifenden 
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Nutzung auf einen gemeinsamen IT-Dienste-
anbieter übertragen werden, der die Aufgabe 
in eigener datenschutzrechtlicher Verant-
wortlichkeit wahrnimmt. 
 
(6) Die nicht-elektronische Kommunikation 
und die Annahme von Erklärungen in schrift-
licher Form, zur Niederschrift oder auf ande-
rem Wege dürfen außer in den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 3 nicht unter Hinweis auf die 
Zugangsmöglichkeiten nach den Absätzen 1 
bis 3 abgelehnt werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 4 Absatz 2 wird die Angabe „§ 3a 

Absatz 3“ durch die Angabe „§ 3a Ab-
satz 4“ und die Angabe „für das Land 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Angabe 
„NRW“ ersetzt. 

 

 § 4 
Elektronische Kommunikation mit  
Bürgerinnen und Bürgern sowie  

Unternehmen 
 
(1) Durch die Wahl eines elektronischen 
Kommunikationswegs eröffnen Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen in der jewei-
ligen Angelegenheit den Zugang für die zu-
ständige Behörde. Diese soll im Falle einer 
Antwort den von der Absenderin oder dem 
Absender gewählten elektronischen Kom-
munikationsweg zur Übermittlung der Ant-
wort nutzen. Satz 2 gilt nicht, soweit die Ant-
wort in einem elektronischen Fachverfahren 
erzeugt oder versandt wird, wenn Rechtsvor-
schriften dem gewählten Kommunikations-
weg entgegenstehen oder die Antwort der 
Behörde aufgrund technischer Unmöglich-
keit nicht auf demselben elektronischen Weg 
erfolgen kann. 
 
(2) Ist ein der Behörde übermitteltes elektro-
nisches Dokument für diese zur Bearbeitung 
nicht geeignet, gilt § 3a Absatz 3 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen, § 36a Absatz 3 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch oder § 87a Ab-
satz 2 der Abgabenordnung. 
 
(3) Werden an Bürgerinnen und Bürger oder 
Unternehmen Dateien übermittelt, sollen 
für diese offene und standardisierte Dateifor-
mate genutzt werden. 
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4.  In § 5 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„Absatz 2 und Absatz 3“ durch die An-
gabe „Absatz 2 bis 5“ und die Angabe 
„für das Land Nordrhein-Westfalen“ 
durch die Angabe „NRW“ ersetzt. 

 

 § 5 
Elektronische Verwaltungsverfahren 

 
(1) Die Behörde soll spätestens bis zum 
1. Januar 2021 die Durchführung ihrer Ver-
waltungsverfahren mit Bürgerinnen und Bür-
gern oder Unternehmen auf elektronischem 
Weg anbieten. § 3a Absatz 2 und Absatz 3 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen, § 36a des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch und § 87a der Ab-
gabenordnung bleiben unberührt. 
 
(2) Ist durch Rechtsvorschrift die Verwen-
dung eines bestimmten Formulars vorge-
schrieben, das ein Unterschriftsfeld vorsieht, 
wird allein dadurch nicht die Anordnung der 
Schriftform bewirkt. Bei einer für die elektro-
nische Versendung an die Behörde be-
stimmten Fassung des Formulars entfällt das 
Unterschriftsfeld. 
 
(3) Mit Einwilligung des Nutzers kann ein 
elektronischer Verwaltungsakt dadurch be-
kannt gegeben werden, dass er vom Nutzer 
oder seinem Bevollmächtigten über öffent-
lich zugängliche Netze von dessen Postfach 
nach § 2 Absatz 7 des Onlinezugangsgeset-
zes vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122, 
3138), das zuletzt durch Artikel 16 des Ge-
setzes vom 28. Juni 2021 (BGBl. I S. 2250) 
geändert worden ist, das Bestandteil eines 
Nutzerkontos nach § 2 Absatz 5 des Online-
zugangsgesetzes ist, abgerufen wird. Die 
Behörde hat zu gewährleisten, dass der Ab-
ruf nur nach Authentifizierung der berechtig-
ten Person möglich ist und dass der elektro-
nische Verwaltungsakt von dieser gespei-
chert werden kann. Der Verwaltungsakt gilt 
am dritten Tag nach der Bereitstellung zum 
Abruf als bekannt gegeben. Im Zweifel hat 
die Behörde für den Eintritt der Fiktionswir-
kung die Bereitstellung und den Zeitpunkt 
der Bereitstellung nachzuweisen. Der Nutzer 
oder sein Bevollmächtigter wird spätestens 
am Tag der Bereitstellung zum Abruf über 
die zu diesem Zweck von ihm angegebene 
Adresse über die Möglichkeit des Abrufs be-
nachrichtigt. Erfolgt der Abruf vor einer er-
neuten Bekanntgabe des Verwaltungsaktes, 
bleibt der Tag des ersten Abrufs für den Zu-
gang maßgeblich. 
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(2) Auf Grund des § 23 Absatz 1 Nummer 1 
und 1a des E-Government-Gesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. 
S. 551), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 1 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
verordnet: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Verordnung 
über den Betrieb und Ausgestaltung 

des Serviceportals. NRW 
gemäß § 5 a des E-Government-Gesetzes 

(Serviceportal. NRW-Verordnung) 
 

§ 8 
Verfahrensabwicklung 

 
(1) Das Portal identifiziert den Nutzer über 
ein Nutzerkonto auf dem notwendigen Ver-
trauensniveau. Die zur Identifizierung not-
wendigen Daten werden nach Zustimmung 
durch den Antragsteller vom Nutzerkonto in 
den elektronischen Antrag übertragen. 
 
(2) Erfolgt die Identifizierung und Authentifi-
zierung an dem Portal mittels eines perma-
nenten Nutzerkontos im Sinne von § 3 Ab-
satz 4 der Servicekonto. NRW-Verordnung 
können Anträge, die noch nicht an die zu-
ständige Behörde übermittelt wurden, auf 
dem Portal zwischengespeichert und nach 
erfolgreicher Authentifizierung weiterbear-
beitet werden. Es gelten die Regelungen in § 
3 Absatz 4. 
 
(3) Erfolgt die Identifizierung an dem Portal 
mittels eines permanenten Nutzerkontos im 
Sinne von § 3 Absatz 4 der Servicekonto. 
NRW-Verordnung und bietet dieses perma-
nente Nutzerkonto eine Funktion zur Über-
mittlung von Dokumenten und Nachrichten 
auf dem für das Verfahren festgelegten Ver-
trauensniveau, so wird mit Übermittlung des 
Antrags an die zuständige Behörde zusätz-
lich eine Adressierungsmöglichkeit zur Über-
mittlung von Nachrichten an das Nutzerkonto 
übermittelt. Zusätzlich wird eine Kopie des 
Antrags einschließlich der erforderlichen Un-
terlagen an das Nutzerkonto übermittelt. 
 
(4) Die für die Abwicklung erforderlichen Un-
terlagen können unter Einhaltung der in §§ 5 
und 7 festgelegten Rahmenbedingungen auf 
das Portal hochgeladen werden. Soweit das 
zur Identifizierung genutzte Nutzerkonto ge-
mäß § 4 Absatz 4 die Übermittlung von Da-
teien ermöglicht (Dokumentensafe), können 
Unterlagen nach Zustimmung im Einzelfall 
durch den Nutzer auch aus dem Nutzerkonto 
übermittelt werden. Dies gilt auch für Unter-
lagen, die von der zuständigen Behörde 
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In § 8 Absatz 6 Satz 2 der Serviceportal. 
NRW-Verordnung vom 10. Dezember 2020 
(GV. NRW. S. 1212), die durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 122) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 3a Absatz 2 Satz 5 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen“ durch die Angabe „§ 3a Absatz 3 
Nummer 1 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes NRW“ ersetzt. 
 

nachgefordert wurden. In diesem Fall kön-
nen die Unterlagen in Bezug auf die Nachfor-
derung auch ohne einen elektronischen An-
trag nach Zustimmung durch den Nutzer 
von Serviceportal. NRW an die zuständige 
Behörde übermittelt werden. 
 
(5) Besteht bei einer erforderlichen Unter-
lage die Verpflichtung, dass dieser mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur oder 
einem qualifizierten elektronischen Siegel 
versehen sein muss, prüft das Portal diese 
elektronische Signatur und dokumentiert das 
Prüfergebnis. 
 
(6) Die Übermittlung des Antrags einschließ-
lich der erforderlichen Unterlagen aus Ser-
viceportal. NRW an die zuständige Behörde 
erfolgt nach ausdrücklicher Zustimmung 
durch den Nutzer. Ist für den Antrag die 
Schriftform erforderlich, so ist hierbei die 
Identität des Nutzers im Sinne des § 3a Ab-
satz 2 Satz 5 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der 
jeweils geltenden Fassung festzustellen. 
Hierzu kann die Funktion des temporären 
Nutzerkontos im Sinne von § 3 Absatz 4 der 
Servicekonto. NRW-Verordnung genutzt 
werden. 
 
(7) Ist die Abwicklung der Verwaltungsleis-
tung von der Begleichung einer Gebühren-
forderung abhängig, so ermöglicht das Portal 
die Begleichung dieser Gebühr vor Übermitt-
lung des Antrags an die zuständige Behörde. 
Ist das Begleichen der Gebühr bei Antrag-
stellung notwendig, so wird der Antrag nur an 
die zuständige Behörde übermittelt, wenn 
die Begleichung der Gebühr erfolgreich war. 
 
(8) Das Portal dokumentiert die erfolgte Iden-
titätsfeststellung sowie Begleichung der Ge-
bührenforderung und Signaturüberprüfung 
und stellt diese Dokumentation der zuständi-
gen Behörde mit dem Antrag zur Verfügung. 
 
(9) Der elektronische Antrag gilt mit Beginn 
der Übermittlung von Serviceportal. NRW an 
die zuständige Behörde als eingegangen. 
Der Nutzer wird über den Beginn der Über-
mittlung durch Anzeige im Portal informiert. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
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Hierzu werden der Zeitpunkt der Übermitt-
lung sowie eine Transferticketnummer ange-
zeigt, mittels derer die zuständige Stelle 
nach § 6 Absatz 1 die Übermittlung des An-
trags an die zuständige Behörde im Bedarfs-
fall feststellen kann. Zusätzlich zu der Über-
mittlung gemäß Absatz 3 Satz 2 wird der nut-
zenden Person die Möglichkeit geboten, eine 
Kopie des Antrags einschließlich der erfor-
derlichen Unterlagen, der Transferticketnum-
mer und der Angabe zum Zeitpunkt der 
Übermittlung per Download lokal zu spei-
chern. 
 

(3) Das Straßen- und Wegegesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 1995 
(GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, S. 141, 
S. 216 und S. 355, ber. 2007 S. 327), das 
zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 
1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Straßen- und Wegegesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(StrWG NRW), 
Bekanntmachung der Neufassung 

 
 
 
 

§ 18a 
Sondernutzung durch stationsbasiertes 

Carsharing 
 

(1) Unbeschadet der sonstigen straßenrecht-
lichen Bestimmungen zur Sondernutzung 
kann die Gemeinde zum Zwecke der Nut-
zung als Stellflächen für stationsbasierte 
Carsharingfahrzeuge dazu geeignete Flä-
chen einer Ortsdurchfahrt einer Landes-  
oder Kreisstraße oder geeignete Flächen ei-
ner Gemeindestraße bestimmen. § 2 Num-
mern 1, 2 und 4 sowie § 5 Absatz 1 Satz 3 
des Carsharinggesetzes vom 5. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2230) gelten entsprechend. Ist die 
Gemeinde in der Ortsdurchfahrt nicht Träger 
der Straßenbaulast, darf sie die Flächen nur 
mit Zustimmung der Straßenbaubehörde be-
stimmen. 
 
(2) Die Flächen sind im Wege eines diskrimi-
nierungsfreien und transparenten Auswahl-
verfahrens, das auch durch ein von der Ge-
meinde beliehenes kommunales Unterneh-
men durchgeführt werden darf, einem oder 
mehreren geeigneten und zuverlässigen 
Carsharing-Anbietern durch Erteilung einer 
Sondernutzungserlaubnis für einen Zeitraum 
von längstens acht Jahren zur Verfügung zu 
stellen. Es ist im Auswahlverfahren festzule-
gen, wie verfahren wird, wenn pro Fläche 
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1.  In § 18a Absatz 2 Satz 3 wird die An-

gabe „des Landes Nordrhein-Westfa-
len“ durch die Angabe „NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der 
jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

 

mehr als ein Unternehmen einen Antrag auf 
Sondernutzung stellt. § 5 Absatz 2 Satz 3 
und 4 und Absatz 6 Satz 5 des Carsharing-
gesetzes gelten mit der Maßgabe entspre-
chend, dass sich Verweise auf das Verwal-
tungsverfahrensgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen beziehen. § 18 Absatz 1 
Satz 4 und Absatz 2 bis 7, § 19a Absatz 1 
und Absatz 2 Satz 1 sowie § 22 gelten mit 
der Maßgabe entsprechend, dass die Son-
dernutzungserlaubnis nicht auf Widerruf er-
teilt werden darf. 
 
(3) Als Eignungskriterien für die Auswahl der 
Carsharing-Anbieter kann die Gemeinde 
auch umweltbezogene oder solche Kriterien 
festlegen, die 
 
1. einer Verringerung des motorisierten In-

dividualverkehrs insbesondere durch 
Vernetzung mit anderen Mobilitätsange-
boten oder 

2. einer Entlastung von straßenverkehrs-
bedingten Luftschadstoffen, insbeson-
dere durch das Vorhalten elektrisch be-
triebener Fahrzeuge im Sinne des Elekt-
romobilitätsgesetzes, 

 
besonders dienlich sind. 
Die Festlegung der Eignungskriterien kann 
auch durch Satzung erfolgen. 
 
(4) Das vorgesehene Auswahlverfahren ist 
öffentlich bekanntzumachen. Die Bekannt-
machung muss alle für die Teilnahme an 
dem Auswahlverfahren erforderlichen Infor-
mationen enthalten, insbesondere über den 
vorgesehenen Ablauf des Auswahlverfah-
rens, Anforderungen an die Übermittlung von 
Unterlagen sowie die Eignungskriterien. Sie 
muss zudem die vorgesehene Dauer der 
Sondernutzung enthalten. Das Auswahlver-
fahren ist von Beginn an fortlaufend zu doku-
mentieren. Alle wesentlichen Entscheidun-
gen sind zu begründen. Gemeinden mit nicht 
mehr als 80 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern können in ihrem Auswahlverfahren 
von einzelnen Anforderungen abweichen, 
wenn dies aufgrund besonderer örtlicher 
Umstände gerechtfertigt ist. Die Gründe da-
für sind aktenkundig zu machen. 
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 § 25 
Bauliche Anlagen an Straßen 

 
(1) Außerhalb der Ortsdurchfahrten bedürfen 
Baugenehmigungen oder nach anderen Vor-
schriften notwendige Genehmigungen der 
Zustimmung der Straßenbaubehörde, wenn 
bauliche Anlagen jeder Art 
 
1.  längs der Landesstraßen, Radschnell-

verbindungen des Landes und Kreis-
straßen in einer Entfernung bis zu 
40 m, gemessen vom äußeren Rand 
der für den Kraftfahrzeugverkehr, bei 
einer Radschnellverbindung des Lan-
des der für den Fahrradverkehr be-
stimmten Fahrbahn, errichtet, erheb-
lich geändert oder anders genutzt wer-
den sollen; 

2.  über Zufahrten oder Zugänge an Lan-
desstraßen, Radschnellverbindungen 
des Landes und Kreisstraßen unmittel-
bar oder mittelbar angeschlossen oder 
bei bereits bestehendem Anschluss 
erheblich geändert oder anders ge-
nutzt werden sollen. 

 
(2) Die Zustimmung nach Absatz 1 darf nur 
versagt oder mit Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden, wenn eine konkrete Beein-
trächtigung der Sicherheit oder Leichtigkeit 
des Verkehrs zu erwarten ist oder Ausbau-
absichten sowie Straßenbaugestaltung dies 
erfordern. Die Zustimmung gilt als erteilt, 
wenn sie nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Eingang der erforderlichen Antragsun-
terlagen bei der Straßenbaubehörde unter 
Angabe der Gründe versagt wird. Diese Be-
lange sind auch bei der Erteilung von Bauge-
nehmigungen innerhalb der Ortsdurchfahr-
ten von Landesstraßen, Radschnell-verbin-
dungen des Landes und Kreisstraßen zu be-
achten. 
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2.  In § 25 Absatz 3 wird die Angabe „für 

das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) ge-
ändert worden ist,“ durch die Angabe 
„NRW“ ersetzt. 

 

(3) Bei geplanten Landesstraßen, Rad-
schnellverbindungen des Landes und Kreis-
straßen gelten die Beschränkungen des Ab-
satzes 1 vom Beginn der Auslegung der 
Pläne im Planfeststellungsverfahren oder 
von dem Zeitpunkt an, in dem gemäß § 73 
Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Juli 
2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, den Betroffenen und Vereinigungen Ge-
legenheit gegeben worden ist, den Plan ein-
zusehen. 
 
(4) Bedürfen die baulichen Anlagen im Sinne 
des Absatzes 1 keiner Baugenehmigung  
oder keiner Genehmigung nach anderen 
Vorschriften, so tritt an die Stelle der Zustim-
mung die Genehmigung der Straßenbaube-
hörde. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn 
sie nicht innerhalb eines Monats nach Ein-
gang der erforderlichen Antragsunterlagen 
versagt wird. Das für das Straßenwesen zu-
ständige Ministerium kann im Benehmen mit 
dem für die Bauaufsicht zuständigen Minis-
terium für bestimmte Fälle allgemein festle-
gen, daß die Genehmigung nicht erforderlich 
ist. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit 
das Bauvorhaben den Festsetzungen eines 
Bebauungsplanes entspricht (§ 9 Bauge-
setzbuch), der mindestens die Begrenzung 
der Verkehrsflächen sowie die an diesen ge-
legenen überbaubaren Grundstücksflächen 
enthält und unter Mitwirkung des Trägers der 
Straßenbaulast zustandegekommen ist. 
 
(6) Die Gemeinden können durch Satzung 
vorschreiben, daß bestimmte Gemeindestra-
ßen außerhalb der geschlossenen Ortslage 
vom Anbau im Sinne des Absatzes 1 und von 
Zufahrten zu Bauanlagen freizuhalten sind, 
soweit dies für die Sicherheit oder Leichtig-
keit des Verkehrs erforderlich ist. Dabei kann 
der Abstand geringer festgesetzt werden. 
 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19632&vd_back=N904&sg=0&menu=0


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

85 

3.  § 38 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 6, Absatz 3 Satz 1 
Nummer 4, Absatz 4 Satz 1 und Ab-
satz 8 Satz 1 und 2 wird jeweils die 
Angabe „für das Land Nordrhein-
Westfalen“ durch die Angabe 
„NRW“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 38 
Planfeststellung, Plangenehmigung 

 
(1) Landesstraßen und Kreisstraßen dürfen 
nur gebaut oder geändert werden, wenn der 
Plan vorher festgestellt ist. Gleiches gilt für 
Radschnellverbindungen des Landes und 
Gemeindestraßen, sofern für diese eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist. Eine Änderung liegt vor, wenn die Straße 
um einen oder mehrere durchgehende Fahr-
streifen für den Kraftfahrzeugverkehr baulich 
erweitert wird oder in sonstiger Weise erheb-
lich baulich umgestaltet wird. Bei der Plan-
feststellung sind die von dem Vorhaben be-
rührten öffentlichen und privaten Belange 
einschließlich der Umweltverträglichkeits-
prüfung im Rahmen der Abwägung zu be-
rücksichtigen. Im Planfeststellungsverfahren 
ist über die Kosten zu entscheiden, die die 
am Verfahren Beteiligten zu tragen haben. 
Es gelten die §§ 72 bis 78 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen, soweit nicht in diesem Gesetz et-
was anderes bestimmt ist. Ferner gelten die 
Regelungen des Planungssicherstellungs-
gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 1041), in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Soweit für den Bau, die Änderung oder 
die Erweiterung einer Straße nach § 1 in Ver-
bindung mit Anlage 1 Nummer 2 bis 5 des 
Landesumweltverträglichkeitsprüfungsge-
setzes eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder eine Vorprüfung des Einzelfalls durch-
zuführen ist, muss die Durchführung den An-
forderungen des Landesumweltverträglich-
keitsprüfungsgesetzes entsprechen. Soweit 
bereits eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
im Rahmen der Linienabstimmung erfolgt ist, 
soll die Prüfung der Umweltverträglichkeit 
auf zusätzliche oder andere erhebliche Um-
weltauswirkungen des Vorhabens be-
schränkt werden. 
 
(3) Ist das Planfeststellungsverfahren einge-
leitet, kann die Planfeststellungsbehörde 
nach Anhörung der betroffenen Gemeinde 
eine vorläufige Anordnung erlassen, in der 
vorbereitende Maßnahmen oder Teilmaß-
nahmen zum Bau oder zur Änderung festge-
setzt werden, 
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1.  soweit es sich um reversible Maßnah-
men handelt, 

2. wenn an dem vorzeitigen Beginn ein öf-
fentliches Interesse besteht, 

3.  wenn mit einer Entscheidung zugunsten 
des Trägers des Vorhabens gerechnet 
werden kann und 

4.  wenn die nach § 74 Absatz 2 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen zu berück-
sichtigenden Interessen gewahrt wer-
den. 

 
In der vorläufigen Anordnung sind die Aufla-
gen zur Sicherung dieser Interessen und der 
Umfang der vorläufig zulässigen Maßnah-
men festzulegen. Sie ist den anliegenden 
Gemeinden sowie den Beteiligten zuzustel-
len oder ortsüblich bekannt zu machen. Sie 
ersetzt nicht die Planfeststellung. § 37a 
bleibt unberührt. Soweit die vorbereitenden 
Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau 
oder zur Änderung durch die Planfeststel-
lung für unzulässig erklärt sind, ordnet die 
Planfeststellungsbehörde gegenüber dem 
Träger des Vorhabens an, den früheren Zu-
stand wiederherzustellen. Dies gilt auch, 
wenn der Antrag auf Planfeststellung zurück-
genommen wurde. Der Betroffene ist durch 
den Träger der Straßenbaulast zu entschä-
digen, soweit die Wiederherstellung des 
früheren Zustands nicht möglich oder mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand verbunden 
oder ein Schaden eingetreten ist, der durch 
die Wiederherstellung des früheren Zustan-
des nicht ausgeglichen wird. Rechtsbehelfe 
gegen die vorläufige Anordnung haben keine 
aufschiebende Wirkung. Ein Vorverfahren 
findet nicht statt. 
 
(4) Planfeststellung und Plangenehmigung 
entfallen in Fällen von unwesentlicher Be-
deutung im Sinne von § 74 Absatz 7 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen. Die Entscheidung hier-
über trifft der Träger der Straßenbaulast. 
 
(5) Bebauungspläne nach § 9 des Bauge-
setzbuches ersetzen die Planfeststellung. 
Für den Bau und für die wesentliche Ände-
rung vorhandener Straßen ist die Umweltver-
träglichkeit zu prüfen; § 50 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung in 
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b)  In Absatz 9 Satz 1 wird die Angabe 

„§ 27a“ durch die Angabe „§ 27b“ 
und die Angabe „für das Land Nord-
rhein-Westfalen“ durch die Angabe 
„NRW“ ersetzt. 

 
 

der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 2010 (BGBl I S. 94) das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Septem-
ber 2017 (BGBl. I. S. 3370) geändert worden 
ist ist anzuwenden. Wird eine Ergänzung 
notwendig oder soll von Festsetzungen des 
Bebauungsplans abgewichen werden, so ist 
die Planfeststellung insoweit zusätzlich 
durchzuführen. In diesen Fällen gelten die 
§§ 40, 43 Absatz 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 
Absatz 1 bis 4 des Baugesetzbuches. 
 
(6) Für den Bau oder die Änderung von Ge-
meindestraßen im Außenbereich (§ 35 des 
Baugesetzbuches) und von Radschnellver-
bindungen des Landes, für die keine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist, ist die Planfeststellung oder Plangeneh-
migung zulässig. 
 
(7) Die der Sicherheit und Ordnung dienen-
den Anlagen an Landesstraßen und Kreis-
straßen, wie Polizeistationen, Einrichtungen 
der Unfallhilfe und der Verkehrsüberwa-
chung, können, wenn sie eine unmittelbare 
Zufahrt zu diesen Straßen haben, zur Fest-
setzung der Flächen in die Planfeststellung 
oder Plangenehmigung einbezogen werden. 
 
(8) Von einer förmlichen Erörterung im Sinne 
von § 73 Absatz 6 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen und von § 18 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung kann abgese-
hen werden. Soll ein ausgelegter Plan geän-
dert werden, so kann im Regelfall von der Er-
örterung im Sinne des § 73 Absatz 6 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen und des § 18 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung abgesehen werden. Vor dem Abschluss 
des Planfeststellungsverfahrens ist denjeni-
gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben 
haben, Gelegenheit zur Äußerung innerhalb 
eines Monats zu geben. 
 
(9) Wird der Plan nicht nach § 27a Absatz 1 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen oder § 20 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung zugänglich gemacht, ist dieser vom Trä-
ger des Vorhabens zur Bürgerinformation 
über das Internet zugänglich zu machen. 
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c)  In Absatz 10 Satz 1, Absatz 11 

Satz 1 und Absatz 12 wird jeweils 
die Angabe „für das Land Nord-
rhein-Westfalen“ durch die Angabe 
„NRW“ ersetzt. 

 

§ 23 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung gilt entsprechend. Maßgeb-
lich ist der Inhalt des im Rahmen des Geneh-
migungsverfahrens zur Einsicht ausgelegten 
Plans. Hierauf ist bei der Zugänglichma-
chung hinzuweisen. 
 
(10) Für die Planergänzung und das ergän-
zende Verfahren im Sinne des § 75 Absatz 
1a Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen und 
für die Planänderung vor Fertigstellung des 
Vorhabens gilt § 76 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen mit der Maßgabe, dass im Fall des § 76 
Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen von 
einer Erörterung im Sinne des § 73 Absatz 6 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen und des § 18 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung abgesehen werden kann. Im Übri-
gen gelten für das neue Verfahren die Vor-
schriften dieses Gesetzes. 
 
(11) Abweichend von § 75 Absatz 4 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen tritt der festgestellte  
oder genehmigte Plan außer Kraft, wenn mit 
der Durchführung des Plans nicht innerhalb 
von zehn Jahren nach Eintritt der Unanfecht-
barkeit begonnen wird. Die Planfeststel-
lungsbehörde kann den Plan auf begründe-
ten Antrag des Trägers der Straßenbaulast 
um höchstens fünf Jahre verlängern. Vor der 
Entscheidung ist eine auf den Antrag be-
grenzte Anhörung nach dem für die Planfest-
stellung vorgeschriebenen Verfahren durch-
zuführen. Für die Zustellung und Auslegung 
sowie die Anfechtung der Entscheidung über 
die Verlängerung sind die Bestimmungen 
über den Planfeststellungsbeschluss ent-
sprechend anzuwenden. 
 
(12) Wird eine Planergänzung oder ein er-
gänzendes Verfahren nach § 75 Absatz 1a 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen erforder-
lich und unverzüglich betrieben, bleibt die 
Durchführung des Vorhabens insoweit zuläs-
sig, als es von der Planergänzung oder dem 
Ergebnis des ergänzenden Verfahrens of-
fensichtlich unberührt bleiben wird. 
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4.  In § 38b Satz 2 wird die Angabe „für das 

Land Nordrhein-Westfalen“ durch die 
Angabe „NRW“ ersetzt. 

 

 § 38b 
Projektmanager 

 
Die Anhörungsbehörde kann einen Dritten 
mit der Vorbereitung und Durchführung von 
Verfahrensschritten, insbesondere 
 
1.  der Erstellung von Verfahrensleitplänen 

unter Bestimmung von Verfahrensab-
schnitten und Zwischenterminen, 

2.  der Fristenkontrolle, 
3.  der Koordinierung von erforderlichen 

Sachverständigengutachten, 
4.  dem Entwurf eines Anhörungsberichts, 
5.  der ersten Auswertung der eingereich-

ten Stellungnahmen, 
6.  der organisatorischen Vorbereitung ei-

nes Erörterungstermins und 
7.  der Leitung eines Erörterungstermins, 
 
auf Vorschlag oder mit Zustimmung des Vor-
habenträgers beauftragen. § 73 Absatz 9 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt. 
Die Entscheidung über den Planfeststel-
lungsantrag verbleibt bei der zuständigen 
Behörde. 
 

 
 
 
 
5.  § 39 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Anhörungsbehörde nach § 73 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW 
ist die Bezirksregierung.“ 

 

 § 39 
Behörden des Planfeststellungs- und 

Plangenehmigungsverfahrens 
 
 
 

(1) Anhörungsbehörde (§ 73 Verwaltungs-
verfahrensgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen) ist die Bezirksregierung. 
 
(2) Die Bezirksregierung stellt den Plan fest 
und erteilt die Plangenehmigung. Sie trifft die 
Entscheidung, ob an Stelle eines Planfest-
stellungsbeschlusses eine Plangenehmi-
gung erteilt wird. Bestehen bei Landesstra-
ßen oder Radschnellverbindungen des Lan-
des zwischen ihr und einer anderen beteilig-
ten Behörde Meinungsverschiedenheiten, so 
hat sie die Entscheidung des für das Stra-
ßenwesen zuständigen Ministeriums einzu-
holen. Dieses soll sich vor einer Entschei-
dung mit den beteiligten Bundes- und Lan-
desministerien ins Benehmen setzen. 
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6.  In § 40 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 

„einzusehen (§ 73 Abs. 3 Verwaltungs-
verfahrensgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen)“ durch die Angabe 
„nach § 73 Absatz 3 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes NRW einzusehen“ 
ersetzt. 

 

 § 40 
Veränderungssperre, Vorkaufsrecht 

 
(1) Vom Beginn der Auslegung der Pläne im 
Planfeststellungsverfahren oder von dem 
Zeitpunkt an, in dem den Betroffenen Gele-
genheit gegeben wird, den Plan einzusehen 
(§ 73 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen), dürfen 
auf den vom Plan betroffenen Flächen bis zu 
ihrer Übernahme durch den Träger der Stra-
ßenbaulast wesentlich erschwerende Verän-
derungen nicht vorgenommen werden. Ver-
änderungen, die in rechtlich zulässiger 
Weise vorher begonnen worden sind, Unter-
haltungsarbeiten und die Fortführung einer 
bisher ausgeübten Nutzung werden hiervon 
nicht berührt. 
 
(2) Dauert die Veränderungssperre länger 
als vier Jahre, so können die Eigentümer für 
die dadurch entstehenden Vermögensnach-
teile vom Träger der Straßenbaulast eine an-
gemessene Entschädigung in Geld verlan-
gen. Sie können ferner die Übernahme der 
vom Plan betroffenen Flächen verlangen, 
wenn es ihnen mit Rücksicht auf die Verän-
derungssperre wirtschaftlich nicht zuzumu-
ten ist, die Grundstücke in der bisherigen  
oder einer anderen zulässigen Art zu benut-
zen. Kommt keine Einigung über die Über-
nahme zustande, so können die Eigentümer 
die Entziehung des Eigentums an den Flä-
chen verlangen. Im übrigen gilt § 42. 
 
(3) Die Straßenbaubehörde kann Ausnah-
men von der Veränderungssperre zulassen, 
wenn sie im Einzelfall zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würde und die 
Ausnahme mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist oder wenn Gründe des allge-
meinen Wohls die Ausnahme erfordern. 
 
(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 steht 
dem Träger der Straßenbaulast an den be-
troffenen Flächen ein Vorkaufsrecht zu. 
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7.  In § 42 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 

„(§ 39 in Verbindung mit § 74 Abs. 2 
Satz 3 bzw. § 75 Abs. 2 Satz 4 Verwal-
tungsverfahrensgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen)“ durch die An-
gabe „nach § 39 Absatz 2 in Verbindung 
mit § 74 Absatz 2 Satz 3 beziehungs-
weise § 75 Absatz 2 Satz 4 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW“ er-
setzt. 

 

 § 42 
Enteignung, Entschädigungsansprüche 

 
(1) Der Träger der Straßenbaulast hat das 
Recht der Enteignung, soweit sie zur Unter-
haltung oder Ausführung eines nach § 38 
Absatz 1 festgestellten oder genehmigten 
Bauvorhabens notwendig ist. Einer weiteren 
Feststellung der Zulässigkeit der Enteignung 
bedarf es nicht. Der Planfeststellungsbe-
schluß oder die Plangenehmigung ist für die 
Enteignungsbehörde bindend. Das Landes-
enteignungs- und -entschädigungsgesetz ist 
anzuwenden. 
 
(2) Soweit der Träger der Straßenbaulast 
nach Vorschriften dieses Gesetzes oder auf-
grund eines Planfeststellungsbeschlusses 
(§ 39 in Verbindung mit § 74 Abs. 2 Satz 3 
bzw. § 75 Abs. 2 Satz 4 Verwaltungsverfah-
rensgesetz für das Land Nordrhein-Westfa-
len) oder einer Plangenehmigung verpflichtet 
ist, eine Entschädigung in Geld zu leisten, 
und über die Höhe der Entschädigung keine 
Einigung zwischen dem Betroffenen und 
dem Träger der Straßenbaulast zustande 
kommt, entscheidet auf Antrag eines der Be-
teiligten die Enteignungsbehörde. Für das 
Verfahren gelten die enteignungsrechtlichen 
Vorschriften über die Feststellung von Ent-
schädigungen entsprechend. 
 
(3) Wenn sich ein Betroffener mit der Über-
tragung oder Beschränkung des Eigentums 
oder eines anderen Rechts rechtsverbindlich 
einverstanden erklärt hat, jedoch über die 
Entschädigung keine Einigung erzielt wurde, 
kann das Entschädigungsverfahren durch 
die Enteignungsbehörde auf Antrag eines 
Beteiligten unmittelbar durchgeführt werden. 
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Artikel 6 
Änderung der Ausführungsverordnung 

VwVG 
 
Aufgrund des § 77 Absatz 2 Satz 1 des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. 2005 
S. 818), das zuletzt durch Artikel 3 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird verord-
net: 
 
Die Ausführungsverordnung VwVG vom 
8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 787), die 
zuletzt durch Verordnung vom 1. Dezember 
2021 (GV. NRW. S. 1351) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verordnung 
zur Ausführung des Verwaltungsvollstre-

ckungsgesetzes 
(Ausführungsverordnung VwVG - VO 

VwVG NRW) 

1.  § 8 Nummer 5 wird wie folgt neu ge-
fasst: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „5. Dokumentengebühr,“. 
 

 § 8 
Gebührenarten 

 
Für Amtshandlungen nach dem ersten und 
zweiten Abschnitt des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes NRW werden folgende Ge-
bühren erhoben: 
 
1.  Mahngebühr, 
2.  Pfändungsgebühr, 
3.  Versteigerungs- oder Verwertungsge-

bühr, 
4.  Wegnahmegebühr, 
5.  Schreibgebühr, 
6.  Verwaltungsgebühr, 
7.  Gebühr für die Abnahme der Vermö-

gensauskunft. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Pfändungsgebühr 

 
(1) Die Pfändungsgebühr beträgt von dem 
Betrag (§ 17) bis zu 50 Euro einschließlich 
25 Euro, von dem Mehrbetrag eins vom Hun-
dert. Benötigt die Pfändung länger als 3 
Stunden, so erhöht sich die Gebühr für jede 
weitere angefangene Stunde um 15 Euro. 
Erfolgt im Rahmen der Pfändung eines zu-
gelassenen Kraftfahrzeuges der Einsatz ei-
ner Wegfahrsperre, so können weitere 10 
Euro berechnet werden. 
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2.  In § 11 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe 

„Buchstabe c und d“ durch die Angabe 
„Nummer 3 und 4“ ersetzt. 

 

(2) Die Gebührenschuld entsteht, 
 
1.  sobald der Auftrag zur Pfändung von 

Sachen oder zur Inbesitznahme von 
Wertpapieren (§ 42 Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz NRW) dem Vollzie-
hungsbeamten zugeht, 

2.  bei der Pfändung von Forderungen und 
anderen Vermögensrechten, sobald die 
Vollstreckungsbehörde die Pfändungs-
verfügung zum Zwecke der Zustellung 
zur Post gegeben oder der mit der Zu-
stellung Beauftragte Schritte zur Aus-
führung des Auftrages unternommen 
hat. 

 
Dies gilt auch, wenn die Pfändungs- und Ein-
ziehungsverfügung dem Drittschuldner elekt-
ronisch gemäß § 5a des Landeszustellungs-
gesetzes vom 7. März 2006 (GV. NRW. 
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung 
übermittelt wird. 
 
(3) Die Pfändungsgebühr wird im Falle des 
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 nicht erhoben, 
wenn die Vollstreckungsbehörde den Auftrag 
zurücknimmt oder anstelle der Pfändung von 
Sachen oder der Inbesitznahme von Wertpa-
pieren eine Pfändung von Forderungen und 
anderen Vermögensrechten nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 durchgeführt wird, bevor 
sich der Vollziehungsbeamte zum Zwecke 
der Pfändung an Ort und Stelle begeben hat. 
 
(4) Wird die Pfändung von Sachen vom 
Schuldner nach § 6a Absatz 1 Buchstabe c 
und d des Verwaltungsvollstreckungsgeset-
zes NRW abgewendet, so ist 
 
1.  die volle Pfändungsgebühr zu entrich-

ten, wenn an den Gläubiger, die Voll-
streckungsbehörde oder den Vollzie-
hungsbeamten erst gezahlt wird, nach-
dem sich der Vollziehungsbeamte be-
reits zur Vornahme der Pfändung an Ort 
und Stelle begeben hat, oder 

2.  die halbe Pfändungsgebühr zu entrich-
ten, wenn 

 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=1514&vd_back=N94&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=1514&vd_back=N94&sg=0&menu=0
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a)  an den Gläubiger, die Vollstre-
ckungsbehörde oder den Vollzie-
hungsbeamten gezahlt wird, bevor 
sich der Vollziehungsbeamte an Ort 
und Stelle begeben hat oder 

b) die Pfändung dadurch abgewendet 
wird, dass dem Vollziehungsbeam-
ten, nachdem er sich an Ort und 
Stelle begeben hat, eine Fristbewil-
ligung oder die Bezahlung der 
Schuld an den Gläubiger oder die 
Vollstreckungsbehörde nachgewie-
sen wird. 

 
Maßgeblich für den Zeitpunkt der Zahlung 
des Betrages ist bei einer Überweisung das 
Datum der Wertstellung auf dem Konto des 
Gläubigers oder der Vollstreckungsbehörde. 
 
(5) Bei der Pfändung von Sachen wird die 
volle Pfändungsgebühr auch für Anschluss-
pfändungen sowie für Pfändungsversuche 
erhoben, die deshalb erfolglos bleiben, weil 
der Vollziehungsbeamte keine zur Pfändung 
geeigneten Sachen vorfindet oder weil sich 
von der Verwertung der zu pfändenden Ge-
genstände ein Überschuss über die Kosten 
der Zwangsvollstreckung nicht erwarten 
lässt. 
 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Maßgebend für die Berech-

nung der Gebühr ist der Betrag ge-
mäß § 17 Absatz 2 (maßgebender 
Betrag).“  

 
 
 
 
 
b)  Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1a) Die Gebühr beträgt bei 
 

1. beweglichen Gegenständen, 
wenn die Versteigerung oder 
Verwertung 

 

 § 12 
Versteigerungs- oder  
Verwertungsgebühr 

 
(1) Die Gebühr beträgt von dem Betrag ge-
mäß § 17 Absatz 2 bei beweglichen Gegen-
ständen bis zu 50 Euro einschließlich 
25 Euro, von dem Mehrbetrag 2 Prozent. Be-
nötigt die Versteigerung vor Ort oder die Ver-
wertung länger als drei Stunden, so erhöht 
sich die Gebühr für jede weitere angefan-
gene Stunde um 15 Euro. 
 
 
 
(1a) Die Gebühr beträgt bei der Eintragung 
einer Zwangshypothek von dem Betrag ge-
mäß § 17 Absatz 2 bis zu 50 Euro einschließ-
lich 30 Euro, von dem Mehrbetrag 2 Prozent. 
Die Gebühr beträgt bei der Versteigerung  
oder sonstigen Verwertung unbeweglicher 
Gegenstände, insbesondere Zwangsverstei-
gerung oder Zwangsverwaltung, von dem 
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a) vor Ort erfolgt: 25 Euro zu-
züglich 2 Prozent vom 
maßgebenden Betrag, 

b) über eine zugelassene 
Versteigerungsplattform 
erfolgt: 20 Euro zuzüglich 
1,5 Prozent vom maßge-
benden Betrag, 

 
2.  der Eintragung einer Zwangs-

hypothek: 30 Euro zuzüglich 2 
Prozent vom maßgebenden 
Betrag, 

3.  der Versteigerung oder sonsti-
gen Verwertung unbeweglicher 
Gegenstände, insbesondere 
bei Zwangsversteigerung oder 
Zwangsverwaltung: 50 Euro 
zuzüglich 2 Prozent vom maß-
gebenden Betrag. 

 
Werden im Fall des Satzes 1 Num-
mer 1 Buchstabe a mehr als drei 
Stunden benötigt, so werden für 
jede weitere Stunde 16 Euro zu-
sätzlich erhoben, wobei die Berech-
nung je angefangene 15 Minuten 
erfolgt. Im Fall des Satzes 1 Num-
mer 1 Buchstabe b wird die Gebühr 
je Gegenstand erhoben.“ 

 

Betrag gemäß § 17 Absatz 2 bis zu 50 Euro 
einschließlich 50 Euro, von dem Mehrbetrag 
2 Prozent. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Gebührenschuld entsteht, sobald der 
Auftrag zur Versteigerung dem Vollziehungs-
beamten oder dem sonstigen Beauftragten 
zugeht. 
 
(3) Weist der Schuldner vor Beginn der Ver-
steigerung nach, dass die Schuld gezahlt  
oder gestundet ist, oder zahlt er vor Beginn 
der Versteigerung die volle Schuld ein-
schließlich Kosten und Säumniszuschlag, so 
wird die Gebühr nur in halber Höhe nach 
dem vermutlichen Versteigerungserlös erho-
ben. 
 
(4) Die Versteigerungsgebühr bei bewegli-
chen Gegenständen wird nicht erhoben, 
wenn die Vollstreckungsbehörde den Auftrag 
zur Versteigerung zurücknimmt, bevor der 
Beauftragte Schritte zur Ausführung des Auf-
trages unternommen hat. 
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(4a) Die Versteigerungsgebühr bei unbe-
weglichen Gegenständen wird nicht erho-
ben, wenn die Vollstreckungsbehörde den 
Auftrag zur Versteigerung oder zur sonstigen 
Verwertung von unbeweglichen Sachen, ins-
besondere die Eintragung einer Zwangshy-
pothek, die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung, zurücknimmt, bevor der 
Beauftragte Schritte zur Ausführung des Auf-
trags unternommen hat. 
 
(5) Die Bestimmungen der Absätze 2 bis 4 
gelten entsprechend im Falle des Verkaufs 
aus freier Hand oder der anderweitigen Ver-
wertung der Pfandsache (§ 37 Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz NRW). 
 

4.  § 14 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 14 

Dokumentengebühr“. 
 

b)  In Absatz 1 wird die Angabe 
„Schreibgebühren“ durch die An-
gabe „Dokumentengebühren“ er-
setzt. 

 

  
 
 
 
 

§ 14 
Schreibgebühr 

 
(1) Schreibgebühren werden erhoben für alle 
auf Antrag erteilten Abschriften, für sonstige 
Vervielfältigungen von Schriftstücken oder 
für Ausdrucke elektronischer Dokumente. 
 
(2) Die Gebühr beträgt für jede angefangene 
Seite 0,50 Euro. 
 
(3) Die Gebührenschuld entsteht, sobald der 
Antrag der Behörde zugegangen ist. Die Ge-
bühr wird nicht erhoben, wenn der Antrag zu-
rückgenommen wird, bevor mit der Anferti-
gung der Vervielfältigung begonnen wird. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
5.  In § 15 Absatz 1 Satz 2 werden die An-

gabe „10“ durch die Angabe „8“ und die 
Angabe „Vomhundertsätze“ durch die 
Angabe „Prozentsätze“ ersetzt. 

 

 § 15 
Verwaltungsgebühr 

 
(1) Verwaltungsgebühren werden erhoben 
für die nachfolgend aufgeführten Amtshand-
lungen der Vollzugsbehörden im Zusam-
menhang mit dem Verwaltungszwang. Im 
Falle einer Pauschale wird auf die in § 77 Ab-
satz 2 Satz 6 bis 10 Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz NRW festgelegten Vomhun-
dertsätze verwiesen. 
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lfd. 
Nr. 

Gegenstand Gebühr in 
Euro 

1 Beseitigung einer Ge-
fahr für ein oberirdi-
sches Gewässer oder 
für das Grundwasser 
einschließlich Durchfüh-
rung einer Gefahrenum-
fangsermittlung, soweit 
diese nicht einer ersten 
Gefahrenerforschung 
dient 
 

Pau-
schale, 
mindes-
tens 30 

2 Maßnahme nach § 19i 
Wasserhaushaltsge-
setz 

Pau-
schale, 
mindes-
tens 30 

3 Beseitigung einer uner-
laubten Abfallablage-
rung 

Pau-
schale, 
mindes-
tens 30 

4 Beseitigung eines bau-
rechtswidrigen Zustan-
des 

Pau-
schale, 
mindes-
tens 30 

5 Absperren einer nicht 
oder unvollständig gesi-
cherten Baustelle 
 

30 bis 
120 

6 Wiederaufstellen eines 
umgestürzten Bauzau-
nes 
 

30 bis 
300 

7 Abschleppen eines zu-
gelassenen Kraftfahr-
zeuges 
 

30 bis 
180 

8 Abschleppen und Ent-
sorgen eines nicht zu-
gelassenen Kraftfahr-
zeuges 
 

30 bis 
600 

9 Beseitigung eines Bau-
mes, der vom Umsturz 
bedroht oder umge-
stürzt ist 
 

Pau-
schale, 
mindes-
tens 30 

10 Wegnahme und ander-
weitige Unterbringung 
eines Tieres nach dem 
Tierschutzgesetz und 
nach den 

30 bis 
360 
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artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen 
 

11 Veranlassung der Be-
stattung durch die Ord-
nungsbehörde 
 

30 bis 
360 

12 Beseitigung eines uner-
laubt angebrachten 
oder nach Ablauf einer 
befristeten Genehmi-
gung nicht entfernten 
Plakats oder Entfernung 
von Farbaufträgen an 
einem öffentlichen Ge-
bäude 
 

6 bis 600 

13 Sicherstellung einer Sa-
che 
 

30 bis 
300 

14 Verwahrung einer si-
chergestellten Sache 
 

30 bis 
180 

15 Entsetzung aus dem 
Besitz einer unbewegli-
chen Sache, eines Rau-
mes oder eines Schiffes 
(Zwangsräumung, 
siehe § 62a Verwal-
tungsvollstreckungsge-
setz NRW) 

90 bis 
360 

 
(2) Die Gebührenschuld entsteht, sobald die 
Anwendung des Verwaltungszwangs (§§ 65, 
55 Absatz 2 Verwaltungsvollstreckungsge-
setz NRW), die Sicherstellung oder die Ver-
wahrung begonnen hat. 
 
(3) Von der Gebührenerhebung kann abge-
sehen werden, wenn der Vollzug eingestellt 
wird. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 20 
Auslagen der Vollstreckungs- und  

Vollzugsbehörden 
 
(1) Reisekosten der Vollziehungsbeamten 
und der Vollzugsbeamten werden mit Aus-
nahme eines Wegegeldes nicht erstattet. 
 
(2) Die übrigen Auslagen sind der Vollstre-
ckungsbehörde vom Vollstreckungsschuld-
ner, der Vollzugsbehörde vom Pflichtigen zu 
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6. § 20 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Nummer 9 wird der Punkt am 
Ende durch die Angabe „, sowie“ er-
setzt. 

 
b)  Folgende Nummer 10 wird ange-

fügt: 
 
„10. Kosten, die für die Nutzung von 

zugelassenen Versteigerungs-
plattformen anfallen.“ 

erstatten. Zu den Auslagen gehören insbe-
sondere: 
 
1.  Entgelte für Post- und Telekommunika-

tionsleistungen, 
2.  Kosten, die durch öffentliche Bekannt-

machungen entstehen, 
3. Beträge, die den vom Vollziehungsbe-

amten zum Öffnen von Türen oder Be-
hältnissen zugezogenen Personen zu 
zahlen sind, ferner die Ausgaben für Be-
förderung, Verwahrung und Beaufsichti-
gung gepfändeter Sachen, für die Ab-
erntung gepfändeter Früchte und die Er-
haltung gepfändeter Tiere, 

4.  die an Treuhändler, Zeugen, Sachver-
ständige und Hilfspersonen des Vollzie-
hungsbeamten zu zahlenden Beträge, 

5. anlässlich der Pfandverwertung zu ent-
richtende Steuern, 

6.  Gerichtskosten, insbesondere soweit 
sie bei der Abnahme der Vermö-
gensauskunft oder bei der Zwangsvoll-
streckung in das unbewegliche Vermö-
gen entstehen, und etwaige Gebühren 
und Auslagen des Gerichtsvollziehers, 

7.  Beträge, die bei der Ersatzvornahme 
oder bei der Anwendung unmittelbaren 
Zwanges an Beauftragte und an Hilfs-
personen zu zahlen sind, sowie Kosten, 
die der Vollzugsbehörde (§ 56 Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz NRW) durch 
die Ersatzvornahme entstanden sind, 
sowie auch Zinsansprüche gemäß § 59 
Absatz 3 Verwaltungsvollstreckungsge-
setz NRW, 

8.  sonstige durch Ausführung des unmit-
telbaren Zwanges, durch Anwendung 
der Ersatzzwangshaft, durch Sicherstel-
lung oder Verwahrung entstandenen 
Kosten, 

9. Kosten, die von Dritten für die Erteilung 
von Auskünften in Rechnung gestellt 
werden. 
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(3) Werden bei mehreren Schuldnern ge-
pfändete Sachen gemeinsam versteigert  
oder aus freier Hand veräußert, so sind die 
Auslagen der gemeinsamen Verwertung auf 
die beteiligten Schuldner, unbeschadet der 
Erhebung der Versteigerungsgebühren von 
jedem einzelnen Schuldner gemäß § 18 Ab-
satz 1, angemessen zu verteilen. 
 
(4) Die Pflicht zum Ersatz von Auslagen, die 
der Behörde im Rahmen der Ersatzvor-
nahme oder der Sicherstellung entstanden 
sind, wird mit ihrer Entstehung fällig. Die Her-
ausgabe einer sichergestellten Sache an 
den Berechtigten ist von der Zahlung einer 
Sicherheitsleistung bis zur voraussichtlichen 
Höhe der noch festzusetzenden Kosten ab-
hängig. 
 
(5) Auslagen sind auch dann zu erstatten, 
wenn in dem Verfahren keine Gebühren-
schuld entsteht oder eine zunächst entstan-
dene Gebührenschuld ganz oder teilweise 
wieder fortgefallen ist; § 24 bleibt unberührt. 
 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Ab-
sätze 2 bis 4 am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 
 
(2) Artikel 6 tritt am [einsetzen: Datum des 
zweiten auf die Verkündung folgenden Ta-
ges] in Kraft. 
 
(3) Die Artikel 1, 2 und 5 treten am 1. Januar 
2025 in Kraft.  
 
(4) Artikel 3 Nummer 3 und 4 tritt am 1. April 
2025 in Kraft. 
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Begründung 
 
A  Allgemeiner Teil 
 
Das Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) wird durch diesen Gesetzentwurf 
an den von Bund und Ländern gemeinsam im Rahmen der Konkordanzgesetzgebung des 
Verfahrensrechts abgestimmten Muster-Entwurf angepasst.  
Das Verwaltungsverfahrensrecht regeln Bund und Länder grundsätzlich für ihre eigenen Be-
hörden jeweils selbst. Von erheblicher Bedeutung für die Rechts- und Wirtschaftseinheit der 
Bundesrepublik ist jedoch, dass die Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Län-
der im Wortlaut übereinstimmen (Konkordanzgesetzgebung). Ziel der Konkordanzgesetzge-
bung ist es insbesondere ein einheitliches Verfahrensrecht in Bund und Ländern zu erreichen, 
da dies dazu beiträgt, Verfahren effizient und ressourcenschonend abzuwickeln. Nach § 137 
Absatz 1 Nummer 2 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ist die Übereinstimmung im 
Wortlaut zudem Voraussetzung für die Revisibilität der Landesverwaltungsverfahrensgesetze 
und dient damit der einheitlichen Auslegung der Vorschriften durch die Gerichte. Der Gesetz-
entwurf für die Änderung des VwVfG NRW basiert deshalb auf einer zwischen Bund und Län-
dern gemeinsam erarbeiteten Grundlage und orientiert sich daher am oben genannten Muster-
Entwurf, der Grundlage für den Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Fünftes Gesetzes 
zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften (BT-Drs. 20/8299) war, und be-
rücksichtigt die Beschlussempfehlung und den Bericht des Ausschusses für Inneres und Hei-
mat des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 20/8878). Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
wurde am 20. November 2023 als „Fünftes Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrecht-
licher Vorschriften (5. VwVfÄndG) sowie zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch“ vom Bundestag beschlossen und ist am 1. Januar 2024 in Kraft getreten.  
Soweit ausnahmsweise von der Konkordanz aus sachlichen Gründen abgewichen wird, ist 
dies im besonderen Teil an der konkreten Norm vermerkt. 
 
Mit dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041) wurde 
sichergestellt, dass auch unter den erschwerten Bedingungen während der COVID-19-Pan-
demie Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie besondere Entscheidungsverfahren mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung ordnungsgemäß durchgeführt werden konnten. Die Regelungen des 
PlanSiG ermöglichten aus Anlass der Pandemie die digitale Durchführung notwendiger Ver-
fahrensschritte, setzen für ihre Anwendung jedoch keine pandemische Lage oder konkrete 
Beeinträchtigung voraus. Das PlanSiG wurde durch den oben genannten Gesetzentwurf bis 
zum 31. Dezember 2024 verlängert, damit den Landesgesetzgebern ausreichend Zeit bleibt, 
entsprechende Regelungen gemäß dem oben genannten Muster-Entwurf in die jeweiligen 
Landes-VwVfG aufzunehmen. 
In den Muster-Entwurf sind auch die Ergebnisse der Evaluierung des PlanSiG durch das Deut-
sche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung im Herbst 2022 eingeflossen. Es sollen ins-
besondere bewährte Regelungen in Dauerrecht überführt werden: Vor allem haben sich digi-
tale Instrumente im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung bewährt, insbesondere digitale 
Möglichkeiten der Bekanntmachung, der Auslegung von Dokumenten und der in verschiede-
nen Verfahrensstadien erforderlichen Erörterung.  
Wesentliche Regelungen des PlanSiG sollen daher in modifizierter Form auch in das VwVfG 
NRW übernommen werden. Aufgrund der Erfahrungen mit dem PlanSiG wird die bislang zu-
sätzlich und als Soll-Vorschrift geregelte öffentliche Bekanntmachung im Internet nunmehr 
zwingend und als Wirksamkeitsvoraussetzung vorgegeben. Zur Einsicht auszulegende Doku-
mente sind vorrangig über das Internet zugänglich zu machen. Zudem werden die Onlinekon-
sultation sowie die Video- und Telefonkonferenz als bewährte Formate der elektronischen Er-
setzung von Erörterungen, mündlichen Verhandlungen und Ähnlichem aus dem PlanSiG in 
das VwVfG überführt. 
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Mit der fortschreitenden Digitalisierung ist zudem zunehmend das Bedürfnis nach weiteren 
Möglichkeiten des elektronischen Schriftformersatzes in Verwaltungsverfahren entstanden. 
Soweit in Verwaltungsverfahren Schriftformerfordernisse für Behörden gelten, wird beklagt, 
dass die Ausstattung mit qualifizierten elektronischen Signaturzertifikaten und den Signatur-
einrichtungen für die einzelnen zeichnungsbefugten Beschäftigten einen zu hohen Kosten- 
und Ressourceneinsatz erfordere. Von Seiten der Anwaltschaft wird gefordert, schriftformer-
setzende elektronische Kommunikation auch in Verwaltungsverfahren über das besondere 
elektronische Anwaltspostfach zuzulassen, dessen Nutzung für die elektronische Kommuni-
kation mit den Gerichten bereits zwingend vorgeschrieben ist. 
Im Zuge dieser Änderungen des VwVfG NRW werden im Verwaltungsverfahrensrecht als wei-
tere Möglichkeiten des elektronischen Schriftformersatzes für schriftformbedürftige Erklärun-
gen gegenüber Behörden besondere elektronische Postfächer zugelassen, insbesondere das 
besondere elektronische Anwaltspostfach. Für schriftformbedürftige Erklärungen von Behör-
den wird als zusätzliche Möglichkeit des elektronischen Schriftformersatzes das qualifizierte 
elektronische Siegel zugelassen. 
 
Zudem erfolgt die Umsetzung einer Zielvereinbarung aus dem in der Besprechung des Bun-
deskanzlers mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder (MPK) am 6. No-
vember 2023 vereinbarten „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleuni-
gung zwischen Bund und Ländern“, die die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung betrifft. Es wird 
festgelegt, dass der Vorhabenträger Inhalt und abschließendes Ergebnis der frühen Öffent-
lichkeitsbeteiligung der Behörde in einem maschinenlesbaren Format übermitteln soll, womit 
die beschleunigte Durchführung des anschließenden Verwaltungsverfahrens gefördert werden 
soll. Weiterhin soll das abschließende Ergebnis der betroffenen Öffentlichkeit mitgeteilt wer-
den. Um die Bedeutung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung hervorzuheben, wird die frühe 
Öffentlichkeitsbeteiligung in einem eigenständigen Paragraphen normiert. 
 
Daneben erfolgt eine Anpassung der Bekanntgabefiktion aufgrund des geänderten Postrechts. 
Dies betrifft auch das Landeszustellungsgesetz (LZG NRW). 
 
Im Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW (VwVG NRW) erfolgt eine gesetzliche Rege-
lung, dass der Kostenbeitrag nach § 2 Absatz 2 VwVG auf den Vollstreckungsschuldner um-
gelegt werden kann. Eine Regelung existierte hierzu bislang nicht. Daneben erfolgt eine Ver-
einfachung im Vollstreckungsverfahren betreffend die Information des Schuldners über die zu 
vollstreckenden Forderungen. Die Aushändigung des Vollstreckungsauftrages wird zugunsten 
einer Forderungsaufstellung gestrichen. Zudem wird die Möglichkeit der Nutzung von Verstei-
gerungsplattformen in Internet eröffnet.  
 
Im Gebührengesetz NRW (GebG NRW) werden die Verjährungsvorschriften überarbeitet und 
die bisherige Orientierung an der Abgabenordnung (AO) wieder hergestellt. 
 
Ferner werden die infolge der Änderungen im VwVfG NRW und VwVG NRW erforderlichen 
Folgeänderungen umgesetzt. Zudem erfolgen redaktionelle Änderungen, die der Anpassung 
an die Gestaltungsvorgaben der Veröffentlichungsrichtlinien des Landes Nordrhein-Westfalen 
dienen, hierzu zählen unter anderem die Ausschreibung der Angaben „Absatz“ und „Nummer“, 
die Angabe von Fundstellen der in Bezug genommenen Gesetze sowie die Anpassung von 
Aufzählungen mit Nummern als erster Gliederungsebene. 
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B Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 (Verwaltungsverfahrensgesetz NRW) 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Die Inhaltsübersicht wird an die geplanten Änderungen angepasst. 
 
Zu Nummer 2 (§ 3a) 
Zu Buchstabe a  
Zu Doppelbuchstabe a (§ 3a Absatz 1 Satz 2) 
Der Begriff „Internetseite“ beschreibt sowohl eine einzelne Internetseite, als auch die Gesamt-
heit aller Internetseiten eines Anbieters unterhalb einer eindeutigen Internetadresse (zum Bei-
spiel www.im.nrw). Hingegen wird der Begriff „Homepage“ in der Regel als die Seite verstan-
den, die aufgerufen wird, wenn eine Internetadresse ohne weitere Angaben nach der Toplevel-
Domain (zum Beispiel .de oder .nrw) aufgerufen wird – synonym wird meist der Begriff „Start-
seite“ verwendet. Durch die Änderung wird eine inhaltliche Kohärenz der Regelung des VwVfG 
NRW erreicht, da an anderen Stellen ebenfalls von der/einer „Internetseite“ (der Behörde) ge-
sprochen wird bzw. dies im Rahmen der weiteren Änderungen zur digitalen Verfahren einge-
führt wird. Zudem wurde durch das Wort „über“ deutlich gemacht, dass durch die Homepage 
bzw. Startseite zum Beispiel durch Verlinkung nur der Weg zu den maßgeblichen Informatio-
nen vermittelt wird, die Information selbst also gerade nicht dort vorgehalten werden muss. 
 
Zu Doppelbuchstabe b (§ 3a Absatz 1 Satz 4) 
Abweichend von der Eröffnung durch Angabe auf der Internetseite nach Satz 2 und 3 regelt 
Satz 4 für die Übermittlung einer Erklärung über besondere elektronische Postfächer an die 
Behörde, dass hier der Zugang als eröffnet gilt, wenn die empfangende Behörde im Rahmen 
der Eröffnung eines besonderen elektronischen Postfaches in das (zentrale) sichere elektro-
nische Verzeichnis nach § 6 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verord-
nung (ERVV) eingetragen wird, in der alle von Amts wegen eingetragen werden, die ein be-
sonderes elektronischen Postfach nutzen (u. a. Behörden, Rechtsanwälte, Unternehmen, Bür-
gerinnen und Bürger). Andernfalls besteht ein Auseinanderfallen hinsichtlich der Eröffnung des 
besonderen elektronischen Postfaches für die Gerichte, die durch die bloße Eintragung in das 
Verzeichnis erfolgt, und der Eröffnung nach dem VwVfG NRW, die grundsätzlich nach Satz 2 
und 3 die Bekanntgabe auf der Internetseite einschließlich der Angabe der technischen Rah-
menbedingen voraussetzt. Weiterhin ist hierbei zu berücksichtigen, dass für das Vorverfahren 
– auch wenn dieses in Nordrhein-Westfalen aufgrund von § 110 Justizgesetz NRW (JustG 
NRW) nur einen begrenzten Anwendungsbereich hat – durch die bundesrechtliche Regelung 
in § 70 Absatz 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) eine Erhebung des Wider-
spruches schriftformersetzend durch Übermittlung aus einem besonderen elektronischen 
Postfach nach der Parallelvorschrift des § 3a Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe a bis c Verwal-
tungsverfahrensgesetz Bund (VwVfG Bund) möglich ist. Die explizite Nennung der Vorschrif-
ten des VwVfG Bund sperrt insoweit die Anwendbarkeit der landesgesetzlichen Regelungen. 
Mangels einer den Sätzen 2 und 3 VwVfG NRW vergleichbaren Regelung im VwVfG Bund 
richtet sich die Zugangseröffnung in diesen Fällen daher nach den allgemeinen Regelungen 
des VwVfG Bund, sodass hinsichtlich des Vorverfahrens eine Zugangseröffnung ebenfalls 
durch die Eintragung in das sichere elektronische Verzeichnis (analog zur Zugangseröffnung 
für die Kommunikation mit den Gerichten) anzunehmen ist. 
Die gewählte Lösung ist auch sachgerecht, da durch die Nutzungspflicht bei Eintragung in das 
sichere elektronische Verzeichnis für gerichtliche Verfahren gewährleistet ist, dass die ent-
sprechenden Postfächer regelmäßig seitens der Behörde auf Neueingänge kontrolliert werden 
müssen. Eingänge, die ein Verwaltungsverfahren betreffen, sind dann entsprechend intern zur 
weiteren Bearbeitung weiterzuleiten. 
Hinsichtlich der Öffnung des besonderen elektronischen Postfaches für den Rückkanal durch 
den jeweiligen Nutzer für Nachrichten der Behörde über das besondere elektronische Postfach 
bestimmt sich die Zugangseröffnung nach den allgemeinen Regeln bzw. durch spezielle 
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gesetzliche Vorschriften wie zum Beispiel § 4 Absatz 1 Satz 1 E-Government-Gesetz Nord-
rhein-Westfalen (EGovG NRW). Hinsichtlich des Ersatzes der Schriftform durch die Behörde 
(für den Rückkanal) führt die Regelung ebenfalls zu keiner Änderung, sodass die Regelungen 
des § 3a Absatz 2 und 3 anzuwenden sind. 
Die Regelung von § 3a Absatz 1 Satz 4 weicht insoweit von der Konkordanz ab. Dies ist inso-
weit der Tatsache geschuldet, dass bereits die Sätze 2 und 3 von § 3a Absatz 1 von der Kon-
kordanz abweichend formuliert wurden. 
 
Zu Buchstabe b (§ 3a Absatz 2) 
Aus dem unverändert bleibenden Absatz 2 Satz 1 und 2 ergibt sich, dass die Funktionen der 
Schriftform grundsätzlich nur vollständig durch die elektronische Form erfüllt werden, für die 
nach Absatz 2 Satz 2 die qualifizierte elektronische Signatur erforderlich ist. Absatz 2 Satz 4 
hat weitere Möglichkeiten des Schriftformersatzes geregelt. Um diese Differenzierung auch 
durch die Regelungssystematik zu unterstreichen und der Regelung zusätzlicher Möglichkei-
ten des elektronischen Schriftformersatzes Raum zugeben, wird Satz 4 an dieser Stelle auf-
gehoben und mit teilweise verändertem Inhalt in dem neuen Absatz 3 neu gefasst. 
Nicht in den neuen Absatz 3 übernommen wird Nummer 4 des bislang geltenden Absatz 2 
Satz 4 Nummer 4. Von der Regelung ist bislang kein Gebrauch gemacht worden. Neben dem 
Umstand, dass bislang kein adäquates Verfahren existiert, ist Grund dafür auch, dass ein un-
tergesetzlich angeordneter elektronischer Schriftformersatz zahlreiche rechtliche Folgefragen 
hinsichtlich Rechtssicherheit und Beweissicherheit aufwerfen würde. Vor diesem Hintergrund 
ist die Regelung verzichtbar. 
Satz 5 wird an dieser Stelle aufgehoben. Er wird unverändert nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 
1 verschoben und damit unmittelbar Teil der Regelung des elektronischen Schriftformersatzes, 
deren Anforderungen durch Satz 5 näher bestimmt werden. 
 
Zu Buchstabe c (§ 3a Absatz 3 bis 5) 
In Absatz 3 werden die weiteren Möglichkeiten des elektronischen Schriftformersatzes neben 
der elektronischen Form mittels qualifizierter elektronischer Signatur nach Absatz 2 geregelt. 
Mit dem neuen Absatz 3 erfolgt eine Neufassung und Erweiterung des aufgehobenen Absatz 
2 Satz 4. Es wird systematische Klarheit geschaffen und weitere Möglichkeiten des elektroni-
schen Schriftformersatzes werden gesetzlich zugelassen. Unberührt bleiben die spezielleren 
Regelungen zum elektronischen Schriftformersatz bei Identifizierung über ein Nutzerkonto und 
Abgabe einer Erklärung mittels Online-Formular über ein Verwaltungsportal nach dem geplan-
ten § 9a des Onlinezugangsgesetzes-E (OZG-E, vgl. BR-Drs. 20/8093). 
 
Nummer 1 enthält unverändert die Regelung zum elektronischen Schriftformersatz aus Num-
mer 1 des aufgehobenen Absatz 2 Satz 4. Es wird lediglich aus Gründen der Übersichtlichkeit 
die bereits bestehende Regelung zur notwendigen Identifizierung – der aufgehobene Absatz 
2 Satz 5 – unverändert an Nummer 1 angefügt, da er ausschließlich eine Anforderung für den 
elektronischen Schriftformersatz nach Nummer 1 vorsieht. 
 
In Nummer 2 sind die neben Nummer 1 bestehenden Möglichkeiten des elektronischen 
Schriftformersatzes für Erklärungen gegenüber Behörden zusammengefasst, also für den so-
genannten Hin-Kanal. Das zu übermittelnde Dokument muss in diesen Fällen mit einer einfa-
chen Signatur, also mit der Namenswiedergabe des Erklärenden unterzeichnet werden; es 
muss nicht mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen werden. Die in Nummer 2 
genannten besonderen elektronischen Postfächer werden nur für den Hin-Kanal zugelassen, 
um mit dem System Erfahrungen zu sammeln; die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. Sie 
beruhen auf der für den elektronischen Rechtsverkehr mit den Gerichten etablierten Infrastruk-
tur des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspostfachs (EGVP).  
In Nummer 2 Buchstabe a werden Erklärungen, die insbesondere über ein besonderes elekt-
ronisches Anwaltspostfach (beA) nach § 31a der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) oder 
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ein besonderes elektronisches Anwaltspostfach für Berufsausübungsgesellschaften nach § 
31b BRAO abgegeben werden, für den Hin-Kanal als schriftformersetzend anerkannt. Ent-
sprechende, auf gesetzlicher Grundlage errichtete, berufsbezogene elektronische Postfächer 
sind derzeit die besonderen elektronischen Postfächer für Notare (§ 78n BNotO) und für Steu-
erberater (§ 86d des Steuerberatungsgesetzes – StBerG) sowie für deren Berufsausübungs-
gesellschaften (§ 86e StBerG). 
In Nummer 2 Buchstabe b werden Erklärungen von Behörden, die über ein besonderes elekt-
ronisches Behördenpostfach (beBPo) nach §§ 6 ff. der Elektronischen-Rechtsverkehr-Verord-
nung (ERVV) abgegeben werden, als schriftformersetzend gegenüber Behörden (Hin-Kanal) 
anerkannt. 
In Nummer 2 Buchstabe c werden Erklärungen die über ein besonderes elektronisches Bür-
ger- und Organisationspostfach (eBO) nach §§ 10 ff. ERVV abgegeben werden, als schrift-
formersetzend gegenüber Behörden (Hin-Kanal) anerkannt. Für Bürgerinnen und Bürger steht 
inzwischen mit der Online-Anwendung „Mein Justizpostfach“, die das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat bereitstellt, eine kostenlose Möglichkeit zur Einrichtung und Nutzung 
eines besonderen elektronischen Bürgerpostfaches unter Verwendung der BundID bereit. 
Nummer 2 Buchstabe d entspricht unverändert der Nummer 2 aus dem aufgehobenen Ab-
satz 2 Satz 4 (De-Mail).  
 
Nummer 3 enthält Möglichkeiten des Schriftformersatzes für die Behörde. 
Mit Nummer 3 Buchstabe a wird als zusätzliche Möglichkeit des elektronischen Schriftfor-
mersatzes neben der qualifizierten elektronischen Signatur nach Absatz 2 Satz 2 das qualifi-
zierte elektronische Behördensiegel zugelassen, das jedoch – anders als die qualifizierte elekt-
ronische Signatur – nur für Behörden zur Verfügung steht. 
Die Nutzung des qualifizierten elektronischen Siegels als Schriftformersatz für Behörden ist 
nicht verpflichtend, sondern eine zusätzliche Möglichkeit zu dem bereits im bisherigen Recht 
geregelten elektronischen Schriftformersatz durch qualifizierte elektronische Signatur nach § 
3a Absatz 2. Die Verwendung des qualifizierten elektronischen Siegels verursacht voraussicht-
lich weniger technischen Aufwand, jedenfalls aber weniger Kosten als die Nutzung der quali-
fizierten elektronischen Signatur. Denn die Behörden müssen für die qualifizierte elektronische 
Signatur aufgrund des Personenbezugs der Signatur die zum Signieren erforderliche techni-
sche Infrastruktur und die erforderlichen Zertifikate für jede einzelne zeichnungsberechtigte 
Person bereitstellen. Da das qualifizierte elektronische Siegel nicht personenbezogen, son-
dern behördenbezogen ist, werden voraussichtlich weniger technische Infrastruktur und auch 
weniger Zertifikate benötigt (zum Beispiel durch ein „Siegel-Portal“ bzw. einen „Siegel-Dienst“). 
Insofern gibt das qualifizierte elektronische Behördensiegel den Behörden die Möglichkeit, in 
einigen Bereichen auf die Bereitstellung der für die personenbezogene qualifizierte elektroni-
sche Signatur benötigte Infrastruktur und Zertifikate zu verzichten. Die Behörden müssen dann 
lediglich durch innerorganisatorische Maßnahmen sicherstellen, dass nur Berechtigte das Sie-
gel nutzen und dass die siegelnde Person sicher festgestellt werden kann. 
Zur Erhaltung der schriftformersetzenden Funktion des qualifizierten elektronischen Siegels 
ist – wie auch bei der qualifizierten elektronischen Signatur – erforderlich, dass das schrift-
formbedürftige Dokument mit dem elektronischen Siegel der Behörde verbunden bleibt. 
Nach derzeitiger Rechtslage bleibt das mit qualifiziertem elektronischen Behördensiegel ver-
sehene Dokument hinsichtlich der in der Zivilprozessordnung geregelten Beweiskraft öffentli-
cher Urkunden hinter dem mit qualifizierter elektronischer Signatur signierten Dokument zu-
rück. Gemäß § 371a Absatz 3 Satz 2 ZPO findet die Echtheitsvermutung nach § 437 ZPO 
entsprechend (nur) für öffentliche elektronische Dokumente Anwendung, wenn „das Doku-
ment von der erstellenden öffentlichen Behörde oder von der mit öffentlichem Glauben verse-
henen Person mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist“. Die Echtheitsver-
mutung nach § 371a Absatz 3 Satz 2 ZPO gilt also derzeit nicht für elektronische Dokumente 
einer Behörde, die mit einem qualifizierten elektronischen Behördensiegel versehen worden 
sind. Der Bund wurde durch die Länder im Bundesrat aufgefordert, die Gleichstellung in der 
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ZPO vorzunehmen (BR-Drs. 369/23 (Beschluss), S. 4); dies ist jedoch bisher leider noch nicht 
erfolgt. 
Elektronische Siegel sind Daten in elektronischer Form, die anderen Daten in elektronischer 
Form beigefügt oder logisch mit ihnen verbunden werden, um deren Ursprung und Unversehrt-
heit sicherzustellen (vgl. Artikel 3 Nummer 25 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und 
Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 1999/93/EG, die durch die Richtlinie (EU) 2022/2555 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, 
S. 80) geändert worden ist). Ein qualifiziertes elektronisches Siegel wird von einer qualifizierten 
elektronischen Siegelerstellungseinheit erstellt und beruht auf einem qualifizierten Zertifikat für 
elektronische Siegel, Artikel 3 Nummer 27 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Das qualifizierte 
elektronische Siegel bestätigt Herkunft, Echtheit und Unverfälschtheit eines Dokuments, siehe 
Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014: „Für ein qualifiziertes elektronisches 
Siegel gilt die Vermutung der Unversehrtheit der Daten und der Richtigkeit der Herkunftsan-
gabe der Daten, mit denen das qualifizierte elektronische Siegel verbunden ist.“ 
Das qualifizierte elektronische Behördensiegel kann im Übrigen auch – wie derzeit schon 
rechtlich möglich – für nicht schriftformbedürftige Dokumente und damit unabhängig von der 
hier vorgesehenen Regelung verwendet werden. Es kann auf diese Weise einen Mehrwert für 
die Fälschungssicherheit elektronischer Behördenerklärungen, z. B. auch nicht schriftformbe-
dürftiger Verwaltungsakte, darstellen. 
Nummer 3 Buchstabe b entspricht unverändert der Nummer 3 aus dem aufgehobenen Ab-
satz 2 Satz 4 (De-Mail).  
 
Die Verschiebung der weiteren schriftformersetzenden Varianten von Absatz 2 Satz 4 nach 
Absatz 3 ändert nichts daran, dass auch diese Varianten des Schriftformersatzes, so wie das 
für die elektronische Form in Absatz 2 Satz 1 durch den klarstellenden Einschub, „soweit durch 
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist“, ausdrücklich geregelt ist, weiterhin keine ab-
schließende Regelung des Schriftformersatzes durch das VwVfG NRW darstellen. Dies folgt 
bereits im Wege eines einfachen „Erst-recht-Schlusses“ aus dem Einschub in Absatz 2 Satz 
1, so dass die Wiederholung dieses Einschubs im Regelungstext des Absatzes 3 entbehrlich 
ist. 
 
Die bisherige Absatz 3 wird unverändert als neuer Absatz 4 übernommen. 
 
Absatz 5 ist – wie auch Absatz 4 – eine Ordnungsvorschrift. § 3a regelt allgemein die elektro-
nische Kommunikation, Absatz 1 deren Zulässigkeit, die Absätze 2 und 3 die Möglichkeiten 
des elektronischen Schriftformersatzes, und die Absätze 4 und 5 die Rahmenbedingungen für 
den Umgang mit elektronischen Dokumenten und Erklärungen. Die Ordnungsvorschrift des 
Absatzes 5 dient dem Schutz des Erklärenden – unabhängig davon, ob eine schriftformbe-
dürftige Erklärung abgegeben werden soll oder nicht. Gerade bei digitalen Formularen, die 
nach Befüllung nicht ausschließlich auf einer Bildschirmseite abgebildet werden und gegebe-
nenfalls auch inhaltlich etwas komplexer sind, sollte bereits bei der Konzeption entsprechender 
digitaler Prozesse sichergestellt werden, dass der Erklärende den Überblick über die von ihm 
abzugebenden Erklärungsinhalte behält und dies auch für sich nachhalten kann. 
Dem Erklärenden ist nach Satz 2 eine Kopie der abgegebenen Erklärung zur Verfügung zu 
stellen. Dies kann auf verschiedene Weise geschehen, z. B. durch eine Abrufmöglichkeit oder 
auch durch Anbieten einer Speichermöglichkeit. 
Absatz 5 regelt keine Voraussetzung elektronischer Erklärungen. Daher sind die Vorgaben 
des Absatzes 5 keine Wirksamkeitsvoraussetzungen elektronischer Erklärungen und auch 
keine Voraussetzung des wirksamen elektronischen Schriftformersatzes. 
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Zu Nummer 3 (§ 25) 
Zu Buchstabe a 
Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung aus Absatz 3 wird aus § 25 herausgelöst und eigenständig 
in § 25a geregelt, sodass die Paragraphenüberschrift entsprechend neu zu fassen ist. 
 
Zu Buchstabe b  
Die Regelung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in Absatz 3 wird an dieser Stelle aufgeho-
ben und eigenständig in § 25a geregelt. 
 
Zu Nummer 4 (§ 25a) 
Die Regelung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in einem eigenen Paragraphen unter-
streicht die Bedeutung, die diesem – dem eigentlichen Verwaltungsverfahren vorgelagerten – 
Instrument beigemessen werden soll und macht die Vorschrift deutlich sichtbarer. Die Loslö-
sung von den Regelungen zu allgemeinen Beratungs- und Auskunftspflichten in § 25 Absatz 
1 und 2 VwVfG ist auch systematisch richtig, da sich die Regelungen zur frühen Öffentlich-
keitsbeteiligung auf eine komplexe Vorgehensweise beziehen. Die Neuregelung entspricht der 
zwischen Bund und Ländern abgestimmten Fassung (vgl. BR-Drs. 208/24 für das Verwal-
tungsverfahrensgesetz des Bundes). 
Absatz 1 Satz 1 führt den Begriff der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ein und erläutert, für 
welche Vorhaben sie in Betracht kommt. Es wird klargestellt, dass die frühe Öffentlichkeitsbe-
teiligung bereits vor Antragstellung und frühzeitig vom Vorhabenträger durchgeführt werden 
soll und dass die Behörde auf ihre Durchführung hinwirken soll. Da die Regelung als Soll-
Vorschrift ausgestaltet ist, kann auch weiterhin Besonderheiten der Praxis Rechnung getragen 
werden und eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung in Einzelfällen auch nach Antragsstellung 
durchgeführt werden, wenn sich zum Beispiel das Erfordernis einer frühen Öffentlichkeitsbe-
teiligung erst nach Antragstellung herausstellt. Das Ziel der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
muss dabei jedoch gewahrt bleiben: Die Optimierung des eigenen Antrags durch den Vorha-
benträger und keine Ersetzung der im anschließenden, eigentlichen Verwaltungsverfahren 
durchzuführenden Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Satz 2 stellt klar, dass die Behörde nicht erneut auf eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung hin-
wirken muss, wenn eine entsprechende Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit bereits nach 
anderen Rechtsvorschriften vor Antragstellung erfolgt ist.  
Mit der Klarstellung nach Satz 3 soll zum Ausdruck gebracht werden, dass es sich um ein 
spezielles Verfahren zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung durch den Vorhabenträger handelt, 
das dem eigentlichen Verwaltungsverfahren (zum Beispiel Planfeststellungsverfahren, Geneh-
migungsverfahren) vorangeht und mit dem spätere Einwendungen und Stellungnahmen in 
dem anschließenden Verfahren nicht präkludiert werden. 
Absatz 2 beschreibt den Gegenstand der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung, auch um diese 
vom späteren Beteiligungsverfahren im Rahmen des eigentlichen Planfeststellungs- oder Ge-
nehmigungsverfahrens abzugrenzen: frühzeitige Unterrichtung der betroffenen Öffentlichkeit, 
Angebot der Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung dazu. 
Absatz 3 Satz 1 befasst sich mit der Weitergabe der so gewonnenen Erkenntnisse an die 
Behörde und die betroffene Öffentlichkeit. Wesentliches Ziel der Regelung ist, dass diese Er-
kenntnisse Eingang in das Genehmigungsverfahren finden. Die Ergebnisse der frühen Öffent-
lichkeitsbeteiligung sollen bereits in verkehrsüblichem elektronischem Format in den behördli-
chen Prozess einfließen, um die digitale und dadurch möglichst beschleunigte Durchführung 
des anschließenden Verwaltungsverfahrens zu ermöglichen. Der Begriff „verkehrsübliches 
elektronisches Format“ wird bereits in § 27b VwVfG verwendet. 
Satz 2 unterstreicht, dass für die Übermittlung an die Behörde auch ein maschinenlesbares 
Format verwendet werden soll, wenn auf Seiten des Vorhabenträgers und der Behörde die 
technischen Voraussetzungen vorliegen und kein unverhältnismäßig hoher Aufwand entsteht; 
dadurch würden weitere Beschleunigungseffekte erzielt. 
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Da die Regelungen des § 25a für den Vorhabenträger als Soll-Vorschriften ausgestaltet sind, 
und da das geregelte Verfahren zudem grundsätzlich der Antragstellung und dem eigentlichen 
Verwaltungsverfahren vorangeht, kann aus der Nichtbeachtung der Vorschrift kein Verfah-
rensfehler im Hinblick auf das eigentliche Verwaltungsverfahren abgeleitet werden. 
Des Weiteren ist zwischen privaten und öffentlichen Vorhabenträgern zu unterscheiden. Die 
frühe Öffentlichkeitsbeteiligung soll grundsätzlich vor der Antragstellung und damit vor dem 
eigentlichen Verwaltungsverfahren erfolgen und dem Vorhabenträger zur Optimierung seines 
Antrags dienen. Bei privaten Vorhabenträgern betrifft sie damit den Bereich der grundsätzli-
chen Handlungsfreiheit, sodass zwingende Vorgaben als allgemeine Regelungen im VwVfG 
ausscheiden. Bei öffentlichen Vorhabenträgern dagegen kann der jeweils zuständige Verwal-
tungsträger weitergehende generelle und auch einzelfallbezogene Vorgaben machen. So 
kann er zum Beispiel im Rahmen seiner Regelungsbefugnisse die Durchführung der frühen 
Öffentlichkeitsbeteiligung anordnen, oder weitergehende Anforderungen zu deren Durchfüh-
rung aufstellen, wie zum Beispiel zum Zeitpunkt der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung (Absatz 
1 Satz 1) oder zum Format der Übermittlung an die Behörde (Absatz 3). 
Hinsichtlich des Schutzes personenbezogener Daten gelten die allgemeinen Regelungen.  
 
Zu Nummer 5 (§§ 27a bis 27c) 
Zu § 27a (Bekanntmachung im Internet) 
Zu § 27a Absatz 1 Satz 1 
Abweichend von der bisherigen Soll-Regelung in § 27a ist der Inhalt einer öffentlichen oder 
ortsüblichen Bekanntmachung nach Satz 1 nunmehr zwingend auch auf einer Internetseite 
der zuständigen Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich zu machen. Damit wird 
die Veröffentlichung im Internet eine Wirksamkeitsvoraussetzung der Bekanntmachung, die 
ggf. zusätzlich zu den fach- oder ortsspezifisch geregelten Anforderungen an das Bewirken 
einer öffentlichen oder ortsüblichen Bekanntmachung hinzutritt. 
Während der COVID-19-Pandemie ist die digitale Bekanntmachung auf der Grundlage von § 
2 PlanSiG besonders in den Fokus gerückt. Die zwingende Veröffentlichung im Internet ent-
wickelt § 2 PlanSiG fort und soll einen wesentlichen Beitrag zur Verwaltungsdigitalisierung – 
insbesondere auch bei der Öffentlichkeitsbeteiligung – leisten. 
Die ortsübliche und öffentliche Bekanntmachung wird in § 27a Absatz 1 nicht neu definiert, es 
bleibt vielmehr grundsätzlich – wie bisher auch – dem Ortsrecht oder dem Fachgesetzgeber 
überlassen, hier passend zu den jeweiligen Gegebenheiten die sonstigen Wirksamkeitsvo-
raussetzungen solcher Bekanntmachungen festzulegen. Den bestehenden Regelungen zum 
Bewirken der Bekanntmachung, wie zum Beispiel in § 72 Absatz 2 Satz 2 oder § 73 Absatz 6 
Satz 5, wird in § 27a Absatz 1 Satz 1 eine weitere Bekanntmachungsvoraussetzung hinzuge-
fügt. Muss zum Beispiel in einer Gemeinde auf die geplante Auslegung von Unterlagen vorab 
durch örtliche oder öffentliche Bekanntmachung hingewiesen werden, ist dieser Hinweis auch 
im Internet zugänglich zu machen. 
 
Zu § 27a Absatz 1 Satz 2 
Absatz 1 Satz 1 ermöglicht der örtlichen und fachlichen Normsetzung weiterhin eine differen-
zierte Beurteilung, inwieweit digitale Bekanntmachungsformen derzeit noch analog begleitet 
werden sollen, z. B. durch Veröffentlichungen in Tageszeitungen. Die entsprechenden Rege-
lungen im Orts- und Fachrecht bleiben erhalten. Eine weitergehende Regelung wäre im VwVfG 
NRW mit Blick auf das Fachrecht auch kompetenzrechtlich nicht möglich, da das VwVfG NRW 
gegenüber dem Fachrecht subsidiär ist und das Ortsrecht auch bislang außerhalb des VwVfG 
NRW geregelt wird. Soweit in bestimmten Fällen eine Bekanntmachung nach den fachgesetz-
lichen oder örtlichen Vorgaben bereits in einem digitalen Veröffentlichungsblatt oder einem 
Internetportal der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers veröffentlicht werden muss, kann 
Satz 1 einen Mehrwert hinsichtlich der Anstoßfunktion generieren, ohne jedoch zu erheblichem 
Mehraufwand zu führen. In diesen Fällen ist eine Verlinkung auf das digitale Veröffentlichungs-
blatt der Behörde möglich. Hier wurde die bewährte Formulierung des bisherigen § 27a Absatz 
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1 Satz 2 übernommen, der die Zugänglichmachung „auf einer“ Internetseite der Behörde oder 
ihres Verwaltungsträgers anordnet. 
Absatz 1 Satz 2 dient der Klarstellung und betrifft die Fälle, in denen die Bekanntmachung zu 
einem bestimmten Zeitpunkt vorgeschrieben ist, z. B. „mindestens eine Woche“ vor dem Erör-
terungstermin (§ 73 Absatz 6 Satz 2 VwVfG NRW). Oft existieren dann rechtliche Vorgaben, 
auf welches Bekanntmachungsmedium für die Einhaltung vorgeschriebener Fristen durch die 
Bekanntmachung abzustellen ist. So sieht zum Beispiel das VwVfG NRW im Zusammenhang 
mit öffentlichen Bekanntmachungen vor, dass für die Frist auf die Veröffentlichung im „amtli-
chen Veröffentlichungsblatt“ abzustellen ist (z. B. § 67 Absatz 1 Satz 6, § 73 Absatz 6 Satz 5 
VwVfG NRW). Mit Blick auf die zunehmende Digitalisierung amtlicher Veröffentlichungsblätter 
enthält das VwVfG NRW insoweit eine entwicklungsoffene Regelung. Hier stellt Absatz 1 Satz 
2 die Weitergeltung der vorhandenen rechtlichen Festlegung klar. 
Fehlt es an einer rechtlichen Vorgabe, auf welches von mehreren Veröffentlichungsmedien für 
die Einhaltung vorgegebener Fristen durch die Bekanntmachung abzustellen ist, legt Absatz 
1 Satz 2 fest, dass die Veröffentlichung nach Absatz 1 Satz 1 das für die Frist maßgebliche 
Bekanntmachungsmedium ist. 
 
Zu § 27a Absatz 2 
Absatz 2 sieht für die in Absatz 1 Satz 1 zwingend angeordnete Zugänglichmachung im Inter-
net eine Ausnahme für Fälle vor, in denen Probleme bestehen, diese Anforderung umzuset-
zen. Das werden voraussichtlich insbesondere technische Störungen bzw. Szenarien sein, in 
denen zum Beispiel die gesamte Verwaltung einer Stadt oder Gemeinde nicht über das Inter-
net agieren beziehungsweise erreicht werden kann. Die Vorschrift ist als Ausnahmeregelung 
eng auszulegen. Eine unzureichende personelle oder technische Ausstattung stellt daher 
grundsätzlich keinen Fall der hier geregelten Unmöglichkeit dar. 
Die Ausnahmevorschrift soll verhindern, dass bei Unmöglichkeit der Internetveröffentlichung 
die Bekanntmachung insgesamt nicht wirksam wird. Da Absatz 1 Satz 1 die bereits örtlich oder 
fachlich vorgegebenen Bekanntmachungsformen um die Internetveröffentlichung ergänzt, 
richtet sich beim Ausfall dieser zusätzlichen Bekanntmachungsform die Wirksamkeit einer Be-
kanntmachung im Fall des Absatzes 2 wieder ausschließlich nach den örtlichen und fachlichen 
Bekanntmachungsregeln. Für Regelungen außerhalb des VwVfG NRW obliegt es dem jewei-
ligen Regelungsgeber entsprechende Vorkehrungen zu treffen, wenn Bekanntmachungen 
nach den dortigen Regelungen ausschließlich digital erfolgen sollen. 
In vielen Fällen besteht die rechtliche Anforderung, dass die Bekanntmachung spätestens zu 
einem bestimmten Zeitpunkt erfolgen muss, z. B. „mindestens eine Woche“ vor dem Erörte-
rungstermin. Hier kommt es für die Einhaltung der Frist auf das Erscheinungsdatum des Be-
kanntmachungsmediums an; im Fall des § 73 Absatz 6 VwVfG NRW wird zum Beispiel fest-
gelegt, dass ausschließlich das Erscheinungsdatum des amtlichen Veröffentlichungsblattes 
maßgeblich sein soll. Insoweit ist für die Bekanntmachung – anders als z. B. bei der Auslegung 
– nicht ein Zeitraum, sondern ein punktuelles Ereignis maßgeblich. Für die Frage der Unmög-
lichkeit ist daher auf diesen Zeitpunkt abzustellen. 
Sofern keine Unmöglichkeit vorliegt, wird jedoch gerade die Bekanntmachung im Internet re-
gelmäßig nicht nur am maßgeblichen Erscheinungstag, sondern über einen längeren Bekannt-
machungszeitraum – vor und nach diesem Datum – zur Verfügung stehen. Im Hinblick auf die 
Anstoßwirkung der Bekanntmachung stellt die Internetbekanntmachung insoweit eine deutli-
che Verbesserung dar. 
In Fällen der Unmöglichkeit nach Absatz 2 kann auch Absatz 1 Satz 2 nicht zur Anwendung 
kommen. 
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Zu § 27b (Zugänglichmachung auszulegender Dokumente) 
Absatz 1 ordnet in grundsätzlicher Fortführung von § 3 PlanSiG an, dass die durch Rechts-
vorschrift angeordnete Auslegung von Dokumenten durch die Bereitstellung der Dokumente 
auf einer Internetseite der für die Auslegung zuständigen Behörde oder ihres Verwaltungsträ-
gers und durch Zugänglichmachung auf mindestens eine andere Weise bewirkt wird. Der 
Schwerpunkt der Auslegung liegt hier auf der Veröffentlichung der bislang körperlich auszule-
genden Dokumente im Internet. 
Die Bereitstellung der Dokumente muss auf einer Internetseite der für die Auslegung zustän-
digen Behörde oder ihres Verwaltungsträgers erfolgen; ein Link zu einer Seite des Vorhaben-
trägers ist daher nicht zulässig. Die Zugänglichmachung kann dabei z. B. auch in der Weise 
erfolgen, dass die Unterlagen auf einem gesetzlich vorgeschriebenen Portal (vgl. z. B. § 20 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG) bereitgestellt werden und dass 
hierauf über einen Link auf der Behördenseite Zugriff genommen werden kann. Zulässig ist 
hierbei auch, dass die Gemeinden (vgl. § 73 Absatz 3 VwVfG NRW) zum Beispiel auf die Seite 
der Anhörungsbehörde verlinken, wenn dort die Unterlagen bereitgestellt werden. Überdies 
können aber zum Beispiel auch integrierte Portallösungen (zum Beispiel: Bereitstellung der 
Unterlagen und Möglichkeit zur Einwendung, siehe insoweit Nr. 12 Buchstabe b), durch die 
Behörde genutzt werden, wenn die Behörde als „Herrin des Verfahrens“ den maßgeblichen 
Zugriff zur Durchführung und Steuerung des Verfahrens behält. 
Für diejenigen, die das Internet nicht nutzen (können), müssen die auszulegenden Dokumente 
zudem auf mindestens eine andere Weise zugänglich gemacht werden. Die Entscheidung, 
was im konkreten Fall die andere Zugangsmöglichkeit ist und wie viele es davon geben muss, 
obliegt der insoweit zuständigen und mit den Gegebenheiten des Einzelfalls vertrauten Be-
hörde. Die andere Zugangsmöglichkeit kann durchaus auch die herkömmliche (analoge) Aus-
legung der Dokumente zur Einsicht sein. Allerdings muss diese Auslegung dann – anders als 
nach bisherigem Recht – nicht zwingend an allen von dem Vorhaben betroffenen Orten erfol-
gen. Dabei muss die andere Zugangsmöglichkeit nicht zwingend analog, sondern kann – ohne 
Internetnutzung – durchaus auch digital sein (z. B. Leseterminals in öffentlichen Gebäuden). 
Die Zugänglichmachung auf einem gesetzlich vorgeschriebenen Portal ist jedoch keine andere 
Weise der Zugänglichmachung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2.  
Die Zurverfügungstellung nur einer einzigen anderen Zugangsmöglichkeit kann ausreichen (z. 
B. bei punktuellen Vorhaben), ist aber nicht hierauf begrenzt (z. B. bei Streckenvorhaben). 
Auf die Übernahme des auf die andere Zugangsmöglichkeit bezogenen Kriteriums „leicht zu 
erreichend“ aus § 3 Absatz 2 Satz 2 PlanSiG wurde verzichtet. Die Frage, wann eine Ausle-
gung zumutbar ist, ist von der Rechtsprechung hinreichend konkretisiert worden. Dagegen hat 
das Kriterium „leicht zu erreichend“ wiederholt Fragen aufgeworfen; auch soll vermieden wer-
den, dass durch das Kriterium eine Reduktion auf die örtlichen Gegebenheiten stattfindet. 
Die Dauer, für die die auszulegenden Dokumente im Internet und auf andere Weise zugänglich 
zu machen sind, ergibt sich aus dem jeweils mit der Auslegung angeordneten Auslegungszeit-
raum. 
Absatz 1 Satz 2 sieht zu der in Absatz 1 Satz 1 angeordneten Zugänglichmachung im Internet 
eine Ausnahme für diejenigen Fälle vor, in denen schwerwiegende, konkrete und einzelfallbe-
zogene Probleme bestehen, diese Anforderung umzusetzen. Das werden voraussichtlich ins-
besondere technische Szenarien sein, in denen zum Beispiel technische Störungen auftreten 
bzw. Szenarien, in denen die gesamte Verwaltung einer Stadt oder Gemeinde nicht über das 
Internet agieren beziehungsweise erreicht werden kann. Die Vorschrift ist nur für Ausnahme-
fälle anwendbar. Eine unzureichende personelle oder technische Ausstattung stellt daher 
grundsätzlich keinen Fall der hier geregelten Unmöglichkeit dar. Wenn der Ausnahmefall vor-
liegt, wird die Auslegung allein durch die „andere Zugangsmöglichkeit“ nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bewirkt. 
 
In Absatz 2 werden die Inhalte der Bekanntmachung der Auslegung definiert; weitergehende 
Anforderungen aus anderen Vorschriften bleiben unberührt. 
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Absatz 3 regelt Anforderungen, die aus der Digitalisierung entstehen und in der Praxis über-
wiegend bereits so gehandhabt werden. 
 
Absatz 4 trägt dem Schutz der Geheimnisse im Sinne von § 3b, also insbesondere dem 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen Rechnung. Vergleichbare Regelungen exis-
tieren zum Beispiel im Hinblick auf Anlagengenehmigungen. 
Für die praktische Wirksamkeit der Regelung des Absatzes 4 wird es in besonderem Maße 
auf die Umsetzung durch die vollziehenden Behörden ankommen, die insoweit verstärkt den 
Zweck einer Auslegung in den Blick nehmen müssen. Die vollziehenden Behörden müssen 
sich dabei der Frage widmen, ob Inhaltsbeschreibungen zum festgelegten Zwecke der Ausle-
gung ausreichen, z. B. zur angemessenen Information der Öffentlichkeit über das anstehende 
Vorhaben. Über den Zweck der Auslegung hinausgehende Informationen müssen nicht veröf-
fentlich werden; dies gilt erst recht, wenn der Betroffene (z. B. der Vorhabenträger) geltend 
macht, dass Geheimnisse im Sinne von § 3b enthalten sind. 
 
Zu § 27c (Erörterung mit Verfahrensbeteiligten oder der Öffentlichkeit) 
§ 27c basiert auf den Regelungen des § 5 Absatz 2 und 5 PlanSiG. 
Absatz 1 regelt die Möglichkeit, eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Erörterung, wie ins-
besondere einen Erörterungstermin, eine mündliche Verhandlung oder eine Antragskonferenz 
durch digitale Formate zu ersetzen. Dies umfasst auch die Möglichkeit, die genannten Aus-
tauschformate durch die digitalen Varianten teilweise zu ergänzen. Die Regelung gilt für durch 
Rechtsvorschrift angeordnete Austauschformate. Daraus folgt jedoch kein Verbot, Austausch-
formate, die im Ermessen der zuständigen Behörde stehen, digital zu ersetzen. Dies steht – 
wie bisher auch – im Verfahrensermessen der zuständigen Behörde, das durch die vorlie-
gende Regelung nicht unnötig eingeschränkt werden soll. An dem bereits im PlanSiG geregel-
ten Zustimmungserfordernis für die Durchführung einer Video- oder Telefonkonferenz wird mit 
Blick auf die Rechte der Teilnehmer, insbesondere auf deren Persönlichkeitsrecht festgehal-
ten. Derzeit kann technisch nicht sichergestellt werden, dass die Rechte eines jeden Teilneh-
mers auch von allen anderen Teilnehmenden gewahrt werden. Die Evaluierung des PlanSiG 
hat zwar ergeben, dass das Zustimmungserfordernis der Verwaltung insbesondere bei größe-
ren Teilnehmerkreisen Umsetzungsschwierigkeiten bereiten kann. Die Evaluierung hat aber 
auch gezeigt, dass sich insbesondere die Videokonferenz vor allem für kleinere Teilnehmer-
kreise eignet. Es ist davon auszugehen, dass in diesen Fällen die Einholung der Einwilligung 
weniger problematisch ist. 
Absatz 2 regelt die Onlinekonsultation. Weitergehende Regelungen wie in § 5 Absatz 4 Plan-
SiG sind verzichtbar, da hier unmittelbar und explizit angeordnet wird, dass die Onlinekonsul-
tation das analoge Austauschformat ersetzt. Die Frage, was Gegenstand des Austausches ist 
und wer zur Teilnahme berechtigt ist, ergibt sich aus den dem Austausch zugrundeliegenden 
Regelungen, also z. B. aus den Regelungen zur Durchführung eines Erörterungstermins. Aus 
diesen Regelungen ergibt sich auch, dass mit der Onlinekonsultation nicht das Einwendungs-
verfahren wiederholt wird. Die Äußerungen beziehen sich in beiden Fällen auf einen unter-
schiedlichen Sachverhalt: Die Einwendungen haben die Antragsunterlagen zum Gegenstand; 
die Äußerungen im Rahmen einer Onlinekonsultation beziehen sich dagegen z. B. bei Erset-
zung eines Erörterungstermins nach § 73 Absatz 6 Satz 1 VwVfG auf „die gegen den Plan 
erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen 
[…] sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan“. Die Bezugnahme in Absatz 2 Satz 
1 auf die zur Teilnahme Berechtigten ergibt sich daraus, dass die hier zu ersetzenden Aus-
tauschformate grundsätzlich keine öffentlichen Veranstaltungen sind. Es ist grundsätzlich nur 
eine Äußerungsmöglichkeit vorgesehen. Wiederholte Äußerungsmöglichkeiten werden jedoch 
durch die Regelung nicht unterbunden; der Umgang mit wiederholten Äußerungen liegt im 
Verfahrensermessen der zuständigen Behörde. Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse auch dann zu berücksichtigen sind, wenn als Grundlage des digitalen 
Austausches Dokumente zugänglich gemacht werden. 
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Absatz 3 stellt klar, dass die insbesondere für eine Videokonferenz relevanten Regelungen 
des § 67 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Nummer 1 und 4 und Absatz 3 sowie § 68 auch hier gelten. 
 
Zu Nummer 6 (§ 33) 
Es handelt sich um Folgeänderungen zur Änderung des § 3a in Bezug auf die Beglaubigung, 
insbesondere wird hier die Einführung des qualifizierten elektronischen Siegels berücksichtigt. 
 
Zu Nummer 7 (§ 34) 
Es erfolgen ausschließlich redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 8 (§ 37) 
Es handelt sich um Folgeänderungen zur Änderung des § 3a in Bezug auf die Form des Ver-
waltungsaktes, insbesondere wird hier die Einführung des qualifizierten elektronischen Siegels 
berücksichtigt. 
 
Zu Nummer 9 (§ 41) 
Aufgrund der mit dem Gesetz zur Modernisierung des Postrechts eingeführten neuen Post-
laufzeiten, die zum 1. Januar 2025 in Kraft treten werden, ist auch eine Anpassung der Frist 
der Bekanntgabefiktion erforderlich. Die neuen Laufzeiten sehen vor, dass Universaldienste-
anbieter von den an einem Werktag eingelieferten inländischen Briefsendungen im Jahres-
durchschnitt jeweils mindestens 95 Prozent am dritten auf den Einlieferungstag folgenden 
Werktag und 99 Prozent am vierten auf den Einlieferungstag folgenden Werktag zustellen 
müssen. Aus diesem Grund ist die Fiktionsregelung des § 41 Absatz 1 Satz 1 von drei Tagen 
auf vier Tage zu verlängern, sodass weiterhin eine Bekanntgabefiktion innerhalb der zulässi-
gen maximalen Postlaufzeiten angewendet werden kann. Zudem erfolgt weiterhin ein Gleich-
lauf der Fristen für Bekanntgabe durch postalischen Versand und die Bekanntgabe durch 
elektronische Übermittlung. 
 
Zu Nummer 10 (§ 44) 
Zu Buchstabe a (§ 44 Absatz 1) 
Es erfolgt die Übernahme des Wortlauts aus dem VwVfG Bund. 
 
Zu Buchstaben b und c (§ 44 Absatz 2 und 3) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 11 (§ 71e) 
Die Änderung der vorhandenen Regelung dient als Folgeänderung der Klarstellung, dass im 
Rahmen des Verfahrens über eine einheitliche Stelle alle Varianten des in § 3a VwVfG gere-
gelten Schriftformersatzes möglich, aber auch erforderlich sind. 
 
Zu Nummer 12 (§ 73) 
§ 73 VwVfG ist aufgrund des neu eingefügten § 27b VwVfG anzupassen. 
 
Zu Buchstabe a (§ 73 Absatz 2) 
In Absatz 2 wird durch den Verweis auf § 27b klargestellt, dass die Gemeinden die auszule-
genden Dokumente über ihre Internetseite zugänglich zu machen haben (zur Frage der Zu-
lässigkeit von Verlinkungen siehe die Ausführungen unter Nummer 5 zu § 27b Absatz 1). 
 
Zu Buchstabe b (§ 73 Absatz 3) 
In Absatz 3 wird klargestellt, dass die „andere Zugangsmöglichkeit“, die nach § 27b Absatz 1 
zur Verfügung zu stellen ist, nicht in allen Gemeinden geschaffen werden muss und dass die 
Entscheidung hierüber von der Anhörungsbehörde getroffen wird (zur Anzahl der Gemeinden 
siehe die Ausführungen unter Nummer 5 zu § 27b Absatz 1). Sofern eine Gemeinde von der 
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Anhörungsbehörde zur Verfügungstellung einer anderen Zugangsmöglichkeit bestimmt wird, 
ist über weitere Einzelheiten ein Benehmen mit dieser Gemeinde herzustellen. 
 
Zu Buchstabe c (§ 73 Absatz 4) 
 
Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 
Die Änderung dient nach der Einfügung des Absatzes 3 der Klarstellung. 
 
Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 
Folgeänderung. 
 
Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 7) 
Aufgrund der Rückmeldungen der Vollzugsbehörden zu den gemachten Erfahrungen gemäß 
§ 4 PlanSiG, die Einwendungen auch einfach elektronisch zu erheben, soll den Behörden ein 
ermessensfreies Wahlrecht eingeräumt werden, einen Zugang zur Erhebung von Einwendun-
gen oder Abgabe von Stellungnahmen auch (einfach) elektronisch zu eröffnen. Diese Form-
variante tritt dann neben die bereits in Satz 1 vorgesehen Formvarianten (schriftlich bzw. in 
elektronischer Form oder schriftformersetzend nach § 3a oder zur Niederschrift), es handelt 
sich hierbei also um eine zusätzliche Formvariante, die die Behörde für ein konkretes Verfah-
ren eröffnen kann. Von dieser Möglichkeit kann die jeweilige Behörde für konkrete Verfahren 
Gebrauch machen. Hierdurch können Behörden, die bereits in der Corona-Zeit positive Erfah-
rungen gesammelt haben, diese Möglichkeit weiter nutzen. Behörden, die hingegen noch 
keine oder nur wenig Erfahrungen gesammelt haben, können nun zum Beispiel mit kleinen 
Verfahren erste Erfahrungen sammeln. Hierdurch sind, soweit der Zugang für das konkrete 
Verfahren eröffnet wird, Einwendung und Stellungnahmen künftig z. B. per E-Mail oder auch 
innerhalb von Beteiligungsplattformen (z. B. www.beteiligung.nrw.de) ohne einer § 3a Absatz 
2 und 3 vergleichbaren Identifizierung möglich. Der Halbsatz 2 ordnet an, dass in der maßge-
benden Bekanntmachung zum Anhörungsverfahren nach Absatz 5 ein entsprechender Hin-
weis aufzunehmen ist, wenn der Zugang eröffnet wurde. 
Um, trotz des Abweichens an dieser Stelle von der Konkordanz, im Übrigen weiterhin die Re-
visibilität von § 73 Absatz 4, insbesondere Satz 1, zu erhalten, wurde die Regelung nicht in 
Satz 1 integriert, sondern als neuer Satz 7 dem Absatz 4 angefügt. 
 
Zu Buchstabe d (§ 73 Absatz 5) 
Die Änderung dient nach der Einfügung des Absatzes 3 der Klarstellung. 
 
Zu Buchstabe e (§ 73 Absatz 6) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 13 (§ 74) 
§ 74 Absatz 4 VwVfG ist aufgrund des neu eingefügten § 27b VwVfG anzupassen. Zudem 
erfolgen redaktionelle Änderungen in Absatz 6. 
 
Zu Buchstabe a (§ 74 Absatz 4) 
Zu Doppelbuchstabe a 
Der Inhalt der Bekanntmachung einer Auslegung wird nunmehr in § 27b Absatz 1 Satz 2 
VwVfG geregelt. 
 
Zu Doppelbuchstabe b 
Der neue Satz 2 stellt klar, dass die Planfeststellungsbehörde die Entscheidung darüber trifft, 
in welcher Gemeinde eine andere Zugangsmöglichkeit nach § 27b Absatz 1 geschaffen wer-
den muss und dass über weitere Einzelheiten insoweit ein Benehmen mit dieser Gemeinde 
herzustellen ist. 
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Zu Buchstabe b (§ 74 Absatz 6) 
 
Zu Doppelbuchstabe a 
Im Verweis auf § 66 des Landesnaturschutzgesetzes wird durch eine redaktionelle Ergänzung 
klargestellt, dass es sich um eine dynamische Verweisung handelt. Zudem erfolgt eine redak-
tionelle Berichtigung zur Richtigstellung des Verweises auf die zutreffende Norm (§ 14 statt § 
4) im Bundesnaturschutzgesetz. Hierbei wird außerdem die bisherige statische Verweisung 
durch eine dynamische Verweisung ersetzt. 
 
Zu Doppelbuchstabe b 
Redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nummer 14 (§ 95) 
Der bisherige § 96 wird in den unbelegten § 95 inhaltlich unverändert verschoben. Als redak-
tionelle Änderung wird die Angabe „Innenministerium“ durch „für Inneres zuständige Ministe-
rium“ ersetzt. 
 
Zu Nummer 15 (§ 96) 
Der bisherige § 98 wird in den § 96 inhaltlich unverändert verschoben. Als redaktionelle Ände-
rung wird die Angabe „Innenministerium“ durch „für Inneres zuständige Ministerium“ ersetzt. 
 
Zu Nummer 16 (§ 97) 
Die Aufnahme eine Übergangsvorschrift ist erforderlich, damit die rechtssichere Abwicklung 
von Verfahren möglich ist.  
Grundsätzlich finden nach Satz 1 auch auf bereits vor dem 1. Januar 2025 begonnene Ver-
fahren die neuen Regelungen Anwendung. Dies ist insbesondere für langlaufende Verwal-
tungsverfahren, wie zum Beispiel Planfeststellungen oder umfängliche Genehmigungsverfah-
ren, erforderlich, da diese häufig einen längeren Zeitraum, teils mehrere Jahre in Anspruch 
nehmen. Damit hier nicht ein früherer Rechtszustand angewendet werden muss, der insbe-
sondere keine Möglichkeiten einer weitergehenden Digitalisierung der Abläufe bietet, sind 
auch in diesen Verfahren die neuen Regelungen anzuwenden. Satz 2 regelt jedoch für bereits 
vor dem 1. Januar 2025 begonnene Verfahrensschritte, dass diese nach den zum Zeitpunkt 
des Beginns geltenden Regelungen durchgeführt und beendet werden. Erst der sich dann 
anschließende Verfahrensschritt kann nach den neuen Regelungen durchgeführt werden. 
Dies dient der rechtssicheren Abwicklung der Verfahren. Verfahrensschritte in diesem Sinne 
sind zum Beispiel das Anhörungsverfahren nach § 66 VwVfG NRW oder die mündliche Ver-
handlung nach § 67 VwVfG NRW im förmlichen Verwaltungsverfahren oder die Auslage von 
Unterlagen nach § 73 Absatz 2 und 3 VwVfG NRW oder der Erörterungstermin nach § 73 
Absatz 6 VwVfG NRW im Rahmen von Planfeststellungsverfahren.  
Das Abstellen auf einzelne Verfahrensschritte für die Anwendung neuer rechtlicher Vorschrif-
ten wurde bereits in § 6 Absatz 1 Satz 1 PlanSiG geregelt, sodass bei den Vollzugsbehörden 
hinreichende Erfahrungen zur Abgrenzung der einzelnen Verfahrensschritte bestehen und in-
sofern nur eine Übernahme dieses Regelungskonzeptes erfolgt, da es die oben genannten 
Vorteile bietet. 
In Satz 3 erfolgt eine Regelung für Verfahrensschritte, die bereits nach altem Recht begonnen 
wurden, jedoch nach neuem Recht durchgeführt werden sollen. In diesem Fall ist ein bereits 
begonnener Verfahrensschritt insgesamt nach den neuen Regelungen zu wiederholen. 
Gleichwohl kann sich hierdurch, insbesondere mit Blick auf die neuen digitalen Verfahrens-
weisen, eine Beschleunigung des Verfahrens ergeben, sodass diese Möglichkeit den verfah-
rensführenden Behörden zur Verfügung stehen soll. 
Abschließend wird in Satz 4 festgelegt, dass die Regelungen zur elektronischen Kommunika-
tion im überarbeiteten § 3a unabhängig von den Übergangsvorschriften Anwendung finden. 
Die elektronische Kommunikation gemäß des überarbeiteten § 3a ist daher ab 1. Januar 2025 
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auch in Verfahrensschritten anwendbar, die gemäß Satz 2 im Übrigen nach altem Recht zu 
Ende geführt werden. Eine Wiederholung des Verfahrensschrittes gemäß Satz 3, nur um die 
elektronische Kommunikation gemäß des überarbeiteten § 3a zu ermöglichen, ist damit nicht 
erforderlich. Dies dient der Vereinfachung der Verfahren im Vollzug. 
 
Zu Nummer 17 (§ 98) 
Der bisherige § 99 wird in den nunmehr unbelegten § 98 übernommen. Der Halbsatz 2 wird 
aus Klarstellungsgründen gestrichen, da er sich auf das ursprüngliche Inkrafttreten des Ge-
setzes bezieht und durch Zeitablauf obsolet geworden ist. 
 
Zu Nummer 18 und 19 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
 
Zu Artikel 2 (Landeszustellungsgesetz) 
Zu Nummer 1 (Überschrift) 
Der Kurzbezeichnung „Landeszustellungsgesetz“ wird die Angabe „NRW“ hinzugefügt. 
 
Zu Nummern 2(§ 1), 3 (§ 2) und 4 (§ 3) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen bei denen Fundstellen aktualisiert oder ergänzt 
werden. 
 
Zu Nummer 5 (§ 4) und Nummer 7 (§ 5a) 
Die Änderungen erfolgen aufgrund der Änderung des Postrechts (siehe Begründung zu Artikel 
1 Nummer 6). 
 
Zu Nummer 6 (§ 5) 
Zu Buchstabe a 
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Nummerierung; eine inhaltliche Änderung ist da-
mit nicht verbunden. 
 
Zu Buchstabe b 
Die Änderungen erfolgen aufgrund der Änderung des Postrechts (siehe Begründung zu Artikel 
1 Nummer 6). 
 
Zu Nummer 8 (§ 9) 
Zu Buchstabe a 
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Nummerierung; eine inhaltliche Änderung ist da-
mit nicht verbunden. 
 
Zu Buchstabe b 
Es erfolgen redaktionelle Anpassungen. 
 
Zu Buchstabe c 
Die Änderungen erfolgen aufgrund der Änderung des Postrechts (siehe Begründung zu Artikel 
1 Nummer 6). 
 
Zu Nummer 9 (§ 10) 
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Nummerierung; eine inhaltliche Änderung ist da-
mit nicht verbunden. 
 
Zu Nummer 10 
Es erfolgen redaktionelle Änderungen. 
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Zu Artikel 3 (Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW) 
Zu Nummer 1 (§ 1 Absatz 2 Satz 2) und Nummer 2 (§ 4 Absatz 1) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 3 (§ 5) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung: Die Fundstelle zur Abgabenordnung, die bis-
lang in § 5a enthalten war, wird in den § 5 verschoben, da die Abgabenordnung dort erstmalig 
genannt wird. 
 
Zu Nummer 4 (§ 5a) 
Bislang erfolgte die Entscheidung über die Eintragung in das Schuldnerverzeichnis stets durch 
die Vollstreckungsbehörde, auch wenn diese im Übrigen einen Vollstreckungsbeamten der 
Justizverwaltung mit der Vollstreckung gemäß § 3a VwVG NRW beauftragt hat. Die Eintragung 
orientierte sich an § 284 Absatz 9 AO, der ein Ermessen hinsichtlich der Eintragung vorsieht, 
während der Vollstreckungsbeamte der Justizverwaltung nach der ZPO die Eintragung von 
Amts wegen anordnet. Dieses Ermessen ist jedoch dahingehend beschränkt, dass grundsätz-
lich eine Eintragung erfolgen soll, wenn nicht ausnahmsweise ein atypischer Fall vorliegt. Fak-
tisch erfolgte damit auch hier weit überwiegend die Eintragung in das Schuldnerverzeichnis. 
Die Regelung wurde zuletzt mehrfach kritisch hinterfragt. Aus diesem Grund wurden die Inte-
ressenträger zu einer möglichen Angleichung an die Regelung der ZPO befragt. Weit über-
wiegend wurde zurückgemeldet, dass ein Wechsel zu einer Eintragung von Amts wegen, wenn 
die Voraussetzungen vorliegen, wünschenswert ist. Dies würde insbesondere zur Vollständig-
keit des Schuldnerverzeichnisses beitragen, da nunmehr die Eintragung von Amts wegen an-
geordnet wird, wenn die Voraussetzungen vorliegen. Zudem kann künftig auch die Eintragung 
durch die Gerichtsvollzieher (gemäß § 3a VwVfG NRW nach den Verfahrensregelungen der 
ZPO) erfolgen, sodass die Beauftragung der Vollstreckungsbeamten der Justizverwaltung um-
fassend erfolgen kann. Die Vollstreckungsbehörden tragen jedoch auch weiterhin selbst ein, 
sofern sie das Verfahren selbst führen und nicht die Vollstreckungsbeamten der Justizverwal-
tung beauftragen, in diesem Fall entfällt jedoch künftig die intendierte Ermessensentschei-
dung, sodass insoweit auch eine Verfahrensvereinfachung erfolgt. 
Daneben erfolgt eine redaktionelle Änderung (siehe Begründung zu Nummer 3). 
 
Zu Nummer 5 (§ 6) 
Zu Buchstabe a) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Die bisherige Aufzählung durch Buchstaben 
wird durch eine Aufzählung mit Nummern ersetzt; dies dient der Vereinheitlichung innerhalb 
des § 6. 
 
Zu Buchstabe b) 
Die Ergänzung ist im Zusammenhang mit der Einfügung des Absatzes 4 in § 20 zu sehen 
(siehe insofern auch die Begründung zur Nummer 5) und erfolgt aufgrund praktischer Erwä-
gungen zur Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens. Der neue Absatz 4 des § 20 stellt le-
diglich die Ermächtigungsgrundlage dar; es müsste daher zur Geltendmachung des Kosten-
beitrags ein gesonderter Leistungsbescheid erlassen werden. Durch die Ergänzung in § 6 Ab-
satz 4 Nummer 2 wird der Erlass eines gesonderten Leistungsbescheides obsolet und klarge-
stellt, dass, sofern im Leistungsbescheid über die Hauptforderung dem Grunde nach auf die 
Geltendmachung des Kostenbeitrags nach § 1 Absatz 2 Satz 2 (der in § 5 Ausführungsverord-
nung VwVG hinsichtlich der Höhe festgelegt wird) hingewiesen worden ist, dieser ohne weite-
ren Leistungsbescheid geltend gemacht werden kann. Es liegt insoweit eine vergleichbare In-
teressenlage zu Säumniszuschlägen, Zinsen, Kosten und anderen Nebenforderungen vor, die 
bereits nach aktueller Regelung ohne weiteren Bescheid beigetrieben werden können. 
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Zu Nummer 6 (§ 6a) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nummer 7 (§ 12) 
Die Regelung wird durch die Änderungen wieder auf den Stand vor der letzten Änderung zu-
rückgeführt. Aus Sicht der Vollstreckungsbehörden begegnet die aktuelle Regelung Bedenken 
im Hinblick auf die beabsichtigte weitere Digitalisierung des Verfahrens, da hierbei zwingend 
eine Papierunterlage für den Schuldner gedruckt und übergeben werden muss. Auch stellten 
sich hierbei Einzelfragen im konkreten Vollzug, die nur unbefriedigend zu beantworten waren. 
Dem der Aushändigung zugrundeliegenden – legitimen – Schuldnerinteresse, Kenntnis dar-
über zu haben, aufgrund welcher Forderungen konkret die Vollstreckung erfolgt, wird durch 
eine Änderung des § 19 VwVG NRW Rechnung getragen. 
 
Zu Nummer 8 (§ 14 Absatz 3) 
Redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nummer 9 (§ 16 Satz 3) 
Redaktionelle Änderung der Fundstelle. 
 
Zu Nummer 10 (§ 19) 
Wie bereits unter Nummer 3 ausgeführt wurde die bisher gefundene Lösung zur Information 
des Schuldners über die konkret zu vollstreckenden Forderungen moniert. Nach Auswertung 
der Rückmeldungen der Vollstreckungsbehörden dürfte durch die Regelung, eine Übersicht 
der Forderungen (mit Höhe, Grund und Fälligkeit) spätestens im Zeitpunkt der Vollstreckung 
zu übergeben, für einen interessensgerechten Ausgleich sorgen. Soweit eine solche Übersicht 
bereits mit der Mahnung oder Zahlungserinnerung erstellt und dem Schuldner zur Verfügung 
gestellt wird, ist dem Interesse des Schuldners an einer hinreichenden Information aber ge-
nügt; überdies dürfte damit ein Großteil der bereits bei den Vollstreckungsbehörden bestehen-
den und bewährten Vollzugspraxis abgebildet sein, wonach die Verknüpfung von Mahnung 
und Übersicht vielfach in den eingesetzten Softwareprodukten implementiert ist. Wo dies noch 
nicht der Fall ist, kann nunmehr die Vollstreckungsbehörde den verfahrensmäßig besten Zeit-
punkt auswählen. Als spätester Zeitpunkt ist jedoch verbindlich der Beginn der Vollstreckung 
durch die Verknüpfung mit dem Vorzeigen des Auftrages nach § 12 VwVG NRW vorgegeben. 
 
Zu Nummer 11 (§ 20 Absatz 4) 
§ 20 Absatz 1 VwVG NRW regelt als zentrale Norm, dass die Kosten der Mahnung der 
Zwangsvollstreckung dem Schuldner zur Last fallen. Eine Parallelvorschrift findet sich in § 788 
Absatz 1 Satz 1 ZPO. Ferner regelt er die Kostentragungspflicht des Schuldners für die Voll-
streckungskosten und die Kosten der Mahnung und stellt diesbezüglich eine Rechtsgrundlage 
dar. Der Begriff des Kostenbeitrags ist nicht identisch mit dem Begriff der Kosten, so dass § 
20 Absatz 1 VwVG NRW für die Geltendmachung des Kostenbeitrags nicht direkt herangezo-
gen werden kann. Eine Analogie verbietet sich im Rahmen des Eingriffsrechts. 
Durch die Einfügung eines neuen Absatzes 4 wird eine Rechtsgrundlage geschaffen, damit 
der Kostenbeitrag, dessen Höhe in § 5 der Ausführungsverordnung VwVG festgelegt ist, eben-
falls beim Vollstreckungsschuldner geltend gemacht werden kann. Hintergrund der Schaffung 
einer gesetzlichen Grundlage ist die wirtschaftliche Betrachtung, die in § 20 VwVG NRW Aus-
druck gefunden hat. Der Vollstreckungsschuldner soll auch die Kosten tragen, die mit der Voll-
streckung, die er durch seine Säumnis zu verantworten hat, einhergehen. Dies umfasst auch 
den durch die Behörden, die nicht zugleich auch Vollstreckungsbehörde sind, zu leistenden 
Kostenbeitrag. 
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Zu Nummer 12 (§ 30) 
Durch die Änderung wird künftig auch die Versteigerung im Internet geregelt.  
Der neue Absatz 1 übernimmt den Wortlaut der bisherigen Sätze 1 und 2 inhaltlich unverän-
dert. 
Durch den neuen Absatz 2 wird in Satz 1 die Möglichkeit einer Versteigerung im Internet über 
die allgemein zugänglichen Versteigerungsplattformen der Justiz (www.justiz-auktion.de) oder 
der Finanzverwaltung/des Zolls (www.zoll-auktion.de) eröffnet. Neben einer weiteren Digitali-
sierung des Verfahrens und dem Wegfall der Organisation von Versteigerungsterminen, die 
zu einer Vereinfachung des Verfahrens führen, kann durch eine Online-Versteigerung zudem 
ein größerer Erwerberkreis erreicht werden, was potenziell zu höheren Versteigerungserlösen 
führt. Um den Verwaltungsaufwand im Übrigen gering zu halten, werden die bestehenden und 
etablierten Plattformen von Justiz und Finanzverwaltung/Zoll für zulässig erklärt. Für Verstei-
gerungen über die genannten Plattformen sind gemäß Satz 2 neben dem VwVG NRW die 
jeweiligen für die Versteigerungsplattform geltenden Vorschriften anzuwenden, dies beinhaltet 
auch die jeweiligen Versteigerungs- bzw. Nutzungsbedingungen. Durch Satz 3 wird klarge-
stellt, dass § 31 Absatz 2 VwVG NRW bei einer Versteigerung im Internet nicht anzuwenden 
ist, weil weder das Erfordernis der Bekanntmachung von Zeit und Ort der Auktion noch das 
Beiwohnen eines Gemeindebediensteten zu ständig fortlaufenden Internetauktionen passt. 
Ferner wird die Anwendung von § 1239 Absatz 2 Bürgerliches Gesetzbuch ausgeschlossen, 
weil die Regelung für Internetversteigerungen nicht praktikabel ist. Im Fall der Plattform 
www.justiz-auktion.de sind zudem gemäß Satz 4 die §§ 3 bis 7 der InternetversteigerungsVO 
entsprechend anwendbar, die insbesondere Regelungen zur Registrierung und zur Durchfüh-
rung der Versteigerung enthalten. 
Der neue Absatz 3 übernimmt den Wortlaut der bisherigen Sätze 3 und 4 unverändert. 
 
Zu Nummer 13 (§ 32) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. Zudem erfolgt hinsichtlich der Empfangnahme 
des Erlöses die Klarstellung, dass auch eine Empfangnahme durch die Vollstreckungsbehörde 
als Zahlung des Schuldners gilt. Dies ist insbesondere für die künftige Online-Versteigerung 
von Bedeutung, da bei dieser in der Regel die Vollstreckungsbehörde nach außen tätig wird 
und nicht der einzelne Vollziehungsbeamte.  
 
Zu Nummer 14 (§ 40 Absatz 5) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 15 (§ 51) 
Zu Buchstabe a (§ 51 Absatz 1 Satz 3) 
Redaktionelle Ergänzung der Fundstelle des in Bezug genommenen Gesetzes. 
 
Zu Buchstaben b und c (§ 51 Absatz 1 Satz 3 und 4) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 16 (§ 53 Absatz 4 Satz 2) 
Redaktionelle Änderungen einschließlich der Ergänzung der Fundstelle des in Bezug genom-
menen Gesetzes. 
 
Zu Nummer 17 (§ 54 Satz 1) und 18 (§ 57) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 19 (§ 60 Absatz 3) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung des Absatzes. Die bestehenden Teilsätze 2 
und 3 werden aufgelöst und als eigenständige Sätze 2 und 3 fortgeführt. Eine inhaltliche Än-
derung ist damit nicht verbunden. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/10463 

 
 

119 

Zu Nummer 20 (§ 64 Satz 2) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nummer 21 (§ 65) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. Unter Buchstabe a) wird der Verweis auf das 
Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen unter Angabe der Fundstelle ergänzt und die 
bisherigen Abkürzungen aufgelöst; eine inhaltliche Änderung erfolgt nicht. Unter Buchstabe b) 
erfolgt eine Anpassung der Aufzählung und die redaktionelle Klarstellung, dass sich Satz 2 auf 
den gesamten Absatz bezieht und nicht zur Nummer 3 gehört. 
 
Zu Nummer 22 (§ 68) 
Zu Buchstabe a (Absatz 1) 
Die Aufzählung der Vollzugsdienstkräfte wird anlässlich diverser zwischenzeitlicher Änderun-
gen an die geltende Rechtslage angepasst und redaktionell neu geordnet. Eine inhaltliche 
Erweiterung der Vollzugsdienstkräfte ist damit nicht verbunden. 
 
Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 3) 
Es erfolgt eine redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nummer 23 (§ 71 Absatz 4) 
Der Verweis ist an die geltende Rechtslage anzupassen: Die in Bezug genommenen Rege-
lungen sind im Zuge der Dienstrechtsreform von Bund und Ländern im Beamtenstatusgesetz 
(BeamtStG) geregelt worden; das novellierte Landesbeamtengesetz enthält keine entspre-
chende Regelung mehr. 
Die Regelung modifiziert § 36 Absatz 2 und 3 BeamtStG. Soweit der Bund im Rahmen der 
konkurrierenden Gesetzgebung gemäß Artikel 72, 74 Absatz 1 Nummer 27 Grundgesetz (GG) 
tätig wird, können die Länder – sofern keine Öffnungsklausel besteht – nur in „Verfahrensfra-
gen, Fristen und landesspezifischen Besonderheiten“ vom BeamtStG abweichen (BT-Drs. 
16/4027, S. 20). Eine solche Öffnungsklausel enthält jedoch § 16 Unmittelbarer Zwang-Gesetz 
(des Bundes, UZwG), wonach die Länder für ihre Vollzugsbeamten „durch Landesgesetz ein 
dem Grundsatz des § 7 dieses Gesetzes entsprechende Regelung“ treffen können. § 71 
VwVG NRW ist inhalts- und in weiten Teilen wortgleich zu § 7 UZwG. Der in § 7 Absatz 4 
UZwG in Bezug genommene § 56 Bundesbeamtengesetz (BBG) findet sich nach der Dienst-
rechtsreform nun mehr in § 63 Absatz 2 und 3 BBG; er ist die dem § 36 Absatz 2 und 3 Be-
amtStG inhaltsgleiche Parallelvorschrift für die Beamten des Bundes. 
Die landesrechtliche Regelung ist daher an die geltende Rechtslage anzupassen. 
 
Zu Nummer 24 (§ 74) 
Redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Nummer 25 (§ 77 Absatz 2) 
Es erfolgen redaktionelle Anpassungen, die zu einer besseren Lesbarkeit der Norm beitragen. 
Hierzu werden insbesondere die Sätze 8 bis 10 in einen einheitlichen Satz 8 überführt, der die 
bisherigen in einzelnen Sätzen gegliederten Unterfälle nunmehr in eine Aufzählung über-
nimmt. Eine inhaltliche Änderung ist hiermit jedoch nicht verbunden. 
 
Zu Nummer 26 (§ 78 Absatz 4 Satz 2) 
Redaktionelle Änderung der Fundstelle. 
 
Zu Nummer 27 (§ 79) und Nummer 28 (§ 80 Absatz 1) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
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Zu Nummer 29 (§ 82 Satz 2) 
Der Satz ist für sich genommen nicht verständlich; zudem sind die mit dem Satz bezweckten 
rechtlichen Änderungen durch Inkrafttreten umgesetzt und damit erledigt, sodass es der Re-
gelung nicht mehr bedarf. Aus Gründen der Rechtsklarheit ist er aufzuheben. 
 
Zu Nummer 30 und Nummer 31 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
 
Zu Artikel 4 (Gebührengesetz NRW) 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Die Inhaltsübersicht wird an die geänderten Paragraphenüberschriften angepasst. 
 
Zu Nummer 2 (§ 2)  
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung: Die bislang fehlende Fundstelle wird ergänzt 
und die dynamische Verweisung im Wortlaut klargestellt. 
 
Zu Nummer 3 (§ 8) 
Zu Buchstabe a 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung: Die bislang fehlende Fundstelle wird ergänzt 
und die dynamische Verweisung im Wortlaut klargestellt. 
 
Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 
 
Zu Buchstabe c 
In Nummer 7 werden die öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und -ingenieure er-
gänzt, da diese, wie auch die bereits bisher in Nummer 7 genannten Vermessungs- und Ka-
tasterbehörden Aufgaben nach dem Vermessungs- und Katastergesetz wahrnehmen, sodass 
die Aufnahme aus Klarstellungsgründen angezeigt ist. 
Zudem wird in Nummer 8 die Fundstelle ergänzt und die dynamische Verweisung im Wortlaut 
klargestellt. 
 
Zu Nummer 4 (§ 10) 
Zu Buchstabe a 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung: Die bislang fehlende Fundstelle wird ergänzt 
und die dynamische Verweisung im Wortlaut klargestellt. 
 
Zu Buchstabe b 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen: Die bislang fehlende Fundstelle wird ergänzt 
und die dynamische Verweisung im Wortlaut klargestellt. Zudem wird die bisherige Abkürzung 
aufgelöst. 
 
Zu Nummer 5 (§ 20) 
Bereits bislang war die gesetzliche Regelung der Verjährung in § 20 an der Abgabenordnung 
(AO), insbesondere § 171 AO, angelehnt. Die Vorschrift des § 171 AO wurde aufgrund der 
bundesgerichtlichen Rechtsprechung um einen Absatz 3a ergänzt, der bestimmte Fallkonstel-
lationen regelt. Hierdurch wird die Verjährung unter anderem solange hinausgezögert, bis über 
einen Rechtsbehelf unanfechtbar entschieden wurde. Soweit das Gericht nicht abschließend 
entscheidet, weil zum Beispiel eine weitere Sachaufklärung durch die Behörde erforderlich ist, 
tritt die Unanfechtbarkeit erst ein, wenn dieser nachfolgende Bescheid unanfechtbar geworden 
ist. Durch die jetzige Überarbeitung von § 20 Absatz 1 erfolgt insbesondere die Wiederherstel-
lung des Gleichlaufes zwischen dem Gebührengesetz NRW und der Abgabenordnung. 
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Zu Absatz 1 
Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden sprachlich angepasst und als Sätze 1 bis 3 übernommen. 
Während die Sätze 1 und 2 inhaltlich unverändert bleiben, erhält der neue Satz 3 eine Ergän-
zung um den Verweis auf § 171 Absatz 1 der AO, der nunmehr die Hemmung in Fällen höherer 
Gewalt regelt. Dies war vorher im Absatz 3 enthalten, dessen Regelungsgehalt nunmehr direkt 
in Absatz 1 und dem neuen Absatz 3 durch Verweise auf die entsprechenden Vorschriften der 
AO enthalten ist. Satz 4 übernimmt die Regelungen des bisherigen Satzes 3 und passt dessen 
Regelungsinhalt entsprechend der Parallelvorschrift von § 171 AO an, damit der Gleichlauf 
der Vorschriften wieder hergestellt wird. Mit Blick auf die Terminologie des § 171 Absatz 3 AO 
wird hier anstelle des „Einspruchsverfahrens“ nicht der Begriff des „Widerspruchsverfahrens“ 
verwendet, sondern der des Vorverfahrens, so wie er auch in §§ 68 Absatz 1 Satz 1 sowie § 
69 der Verwaltungsgerichtsordnung und in § 110 des Justizgesetzes NRW enthalten ist. 
 
Zu Absatz 2 
Die Regelung übernimmt in Satz 1 bis 4 inhaltlich die Regelung des § 171 Absatz 3a AO und 
vervollständigt insoweit zunächst wieder die bisherige Orientierung der Verjährungsvorschrif-
ten an die der AO. Um die Lesbarkeit der Norm zu steigern, erfolgt kein Verweis auf die AO, 
da dieser aufgrund der im Gebührenrecht anderen Gerichtsbarkeit (Verwaltungsgerichtsbar-
keit statt der Finanzgerichtsbarkeit) hinsichtlich der Rechtsfolgen bestimmter gerichtlicher Ent-
scheidungen ansonsten terminologisch ohnedies hätte angepasst werden müssen. Wird durch 
die Neufassung der Inhalt des § 171 Absatz 3a AO uneingeschränkt übernommen, so wird in 
Satz 4 die nicht ohne Weiteres aus sich heraus verständliche Formulierung des § 171 Absatz 
3a Satz 3 AO sprachlich modifiziert (vgl. zur Vorgängernorm OVG NRW, Urteil vom 25. Okto-
ber 1990 – 2 A 816/89 –, Rn. 13, juris). Die Verjährung tritt in den ausgewiesenen Fällen nach 
der hier getroffenen neuen Regelung zwei Jahre nach Ablauf des Jahres ein, in dem die Auf-
hebung des beklagten Verwaltungsaktes durch das Gericht erfolgt ist. Der gewählte Zeitraum 
dürfte dabei den betroffenen Behörden hinreichend Zeit einräumen, im Fall der erfolgreichen 
gerichtlichen Anfechtung eines Bescheids einen neuen Bescheid unter Berücksichtigung der 
Gerichtsauffassung zu erstellen. Selbst für Fälle, in denen der angegriffene Bescheid auf einer 
unwirksamen Gebührenordnung oder -satzung oder eines in diesen enthaltenen einzelnen 
Gebührensatzes beruht und das Gericht insoweit die Unwirksamkeit festgestellt hat, dürfte der 
gewählte Zeitraum von über zwei Jahren den Verordnungs- bzw. Satzungsgeber in die Lage 
versetzen, die Vorschriften gemäß der Rechtsauffassung des Gerichts zu überarbeiten und 
eine rechtmäßige Grundlage für die Gebührenerhebung zu schaffen. Selbst komplexere Re-
gelungs- und Berechnungsfragen, aber auch die Durchführung aufwändigerer Verfahrens-
schritte wie zum Beispiel eventuell europarechtlich erforderliche Konsultations- oder Notifizie-
rungsverfahren, sollten innerhalb dieses Zeitraums durchführbar sein.  
Absatz 2 stellt des Weiteren nun auch durch den Wortlaut klar, dass die Aufhebung des Kos-
tenbescheids - soll sie die ablaufhemmende Wirkung erzeugen - nur innerhalb einer gerichtli-
chen Entscheidung erfolgen kann (vgl. hierzu mit überzeugenden Argumenten insbesondere 
BFH, Urteil vom 5. Oktober 2004 – VII R 77/03 –, BFHE 207, 504, BStBl II 2005, 122, Rn. 16, 
juris). 
 
Zu Absatz 3 
Der bisherige Absatz 2 wird als neuer Absatz 3 fortgeführt und sprachlich neu gegliedert. Zu-
dem erhält er einen Verweis auf § 230 Absatz 1 AO, der die Regelung zur Hemmung der 
Verjährung in Fällen höherer Gewalt bei der Zahlungsverjährung beinhaltet. Diese war vorher 
zusammen mit demselben Regelungsgegenstand für die Festsetzungsverjährung im Absatz 3 
enthalten, dessen Regelungsgehalt nunmehr direkt in Absatz 1 und dem neuen Absatz 3 durch 
Verweise auf die jeweils entsprechenden Vorschriften der AO ohne inhaltliche Veränderung 
aufgeteilt wird. 
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Zu Absatz 4 
Der bisherige Absatz 4 wird inhaltlich unverändert übernommen. Satz 1 erhält jedoch zur bes-
seren Lesbarkeit eine Auflistung der dort enthaltenen Fälle der Unterbrechung. 
 
Zu Absatz 5 
In Absatz 5 wird die bisherige Regelung des Erstattungsanspruches der Behörde zur Verjäh-
rung in Fällen der höheren Gewalt durch nunmehr direkten Verweis auf die entsprechenden 
Vorschriften der AO inhaltlich unverändert fortgeführt. 
 
Zu Nummer 6 (§ 21) 
Zu Buchstabe a 
Die Verweisung auf § 20 wird der geänderten Vorschrift angepasst, sodass die Bezüge wie-
derhergestellt werden. 
 
Zu Buchstabe b 
In Absatz 4 Satz 1 erfolgt eine redaktionelle Änderung. In Satz 2 wird der Zinsanspruch da-
hingehend geändert, dass künftig nicht mehr 0,5 Prozent je Monat fällig werden, sondern durch 
einen Verweis die allgemeine Zinsvorschrift des § 49a Absatz 3 Satz 1 VwVfG NRW zu An-
wendung kommt. Diese sieht einen Zinssatz von 3 Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz vor. Mit der Änderung einher geht auch eine Änderung des Zinsbeginns: Nach der 
bisherigen Regelung wurden angefangene Monate nicht verzinst. Nunmehr beginnt die Ver-
zinsung Tag genau mit dem Tag, an dem die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen. 
 
Zu Nummer 7 (§ 30) 
Die Übergangsregelung ordnet an, dass die geänderten Verjährungsregelungen des neu ge-
fassten § 20 auch für alle zum Tag des Inkrafttretens der Neuregelung noch in laufender Ver-
jährung befindlichen Sachverhalte gelten und ist an Artikel 97 § 10 Absatz 9 des Einführungs-
gesetzes zur Abgabenordnung (EGAO) angelehnt (vgl. auch BR-Drs. 475/99 S. 44, 99). Die 
Erfassung auch dieser Sachverhalte durch eine geänderte Verjährungsregelung stellt nach 
der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts keinen Verstoß gegen das 
Rückwirkungsverbot dar (vgl. zum Beispiel BVerfG, Beschl. v. 30.05.94 – 2 BvR 746/94, juris; 
Beschl. v. 31.01.2000 – 2 BvR 104/00, juris, Rn. 8, wonach sogar auch hinsichtlich einer be-
reits begonnenen strafrechtlichen Verjährung kein Vertrauensschutz besteht). Durch die ge-
setzliche Neureglung werden abgeschlossene (verjährte) Sachverhalte nicht rückwirkend ge-
ändert. Es werden ausschließlich noch nicht abgeschlossene Sachverhalte der Neuregelung 
unterworfen, deren Anknüpfung zwar in der Vergangenheit liegt, die sich jedoch noch in der 
laufenden Verjährung befinden. Ein schutzwürdiges Interesse der Betroffenen besteht inso-
weit nicht, da noch kein hinreichend sicherer Vertrauenstatbestand entstanden ist.  
 
Zu Nummer 8 (§§ 31, 32) 
Der bisherige § 32 wird inhaltlich unverändert in den gegenstandlosen § 31 verschoben. Der 
bisherige § 32 entfällt damit.  
 
Zu Nummer 9 und 10 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen durch Auflösung von Abkürzungen. 
 
 
Zu Artikel 5 (Folgeänderungen aufgrund der Änderung des VwVfG NRW) 
Zu Absatz 1 (E-Government-Gesetz) 
Es werden die Bezüge aufgrund der erfolgten Änderungen des VwVfG NRW wiederhergestellt. 
Daneben erfolgen redaktionelle Änderungen. 
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Zu Absatz 2 (Serviceportal.NRW-Verordnung) 
Es werden die Bezüge aufgrund der erfolgten Änderungen des VwVfG NRW wiederhergestellt. 
 
Zu Absatz 3 (Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen) 
In § 25 Absatz 3 erfolgt eine Ersetzung des statischen Verweises durch einen dynamischen 
Verweis. Hierdurch ist sichergestellt, da stets die aktuelle Fassung des VwVfG NRW zur An-
wendung kommt und das Verfahrensrecht nicht auf einem veralteten Stand zurückbleibt. 
Die Änderungen in § 38 betreffen die Wiederherstellung von Bezügen aufgrund der erfolgten 
Änderungen des VwVfG NRW. Daneben erfolgen redaktionelle Änderungen. 
Zudem erfolgen redaktionelle Änderungen in den §§ 18a, § 38b, 39, 40 und 42. 
 
 
Zu Artikel 6 (Änderung der Ausführungsverordnung VwVG) 
Zu Nummer 1 (§8), 2 (§ 11), 4 (§ 14) und 5 (§ 15) 
Es handelt sich um notwendige redaktionelle Folgeänderungen zur Anwendung desselben 
Wortlauts und zur Wiederherstellung der Verweise auf das VwVG NRW. 
 
Zu Nummer 3 (§12) 
Die Änderungen ergänzen die Kostenregelungen für Versteigerungen und Verwertungen auf-
grund der Einführung der Online-Versteigerung. Zudem erfolgt eine Neuordnung der Berech-
nungsmodalitäten. 
In Absatz 1 wird zunächst durch den Verweis auf § 17 Absatz 2 der VO VwVG klargestellt, 
dass die Regelung hier anzuwenden ist. Zugrundzulegen ist daher der Erlös, soweit er nicht 
die Summe der beizutreibenden Beträge übersteigt. Begrifflich wird hierzu die Legaldefinition 
„maßgebender Betrag“ eingeführt, die in den nachfolgenden Regelungen für eine bessere Les-
barkeit sorgt. 
Das Gebührengefüge und die Berechnungsgrundlagen werden als neuer Absatz 1a stark ver-
einfacht: Die bisherigen „Sockelgebühren“ werden als „Grundgebühren“ fortgeführt. Die bishe-
rigen prozentualen Gebühren werden bereits ab dem ersten Euro berechnet und erhoben, die 
bisherige Berechnung erst ab Überschreiten eines Mehrbetrages („Sockelbetrag“) entfällt. Die 
Gebühren setzen sich fortan aus der „Grundgebühr“ und der jeweils prozentual errechneten 
Gebühr vom maßgebenden Betrag zusammen. Die Umstellung erfolgt insoweit annähernd 
ohne Veränderung: Die Gebühren je Tarifstelle steigen maximal um 1 Euro, im Gegenzug ist 
die Berechnung jedoch erheblich vereinfacht. 
Hinsichtlich der Online-Versteigerung werden gegenüber der Versteigerung vor Ort leicht re-
duziertere Gebühren (sowohl Grundgebühr, als auch prozentuale Gebühr) eingeführt. Die Ge-
bühren für Online-Versteigerungen werden jedoch je Gegenstand erhoben, während alle an-
deren Gebühren des Absatzes 1a nach dem Gesamterlös (bzw. dem beizutreibenden Betrag) 
berechnet werden. 
Die bisherigen zusätzlichen Gebühren für besonders lange Versteigerungstermine, die länger 
als drei Stunden dauern, werden leicht modifiziert übernommen. Aufgrund der ständigen 
Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen zu Zeitge-
bühren erfolgt die Berechnung künftig, analog zur Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung 
NRW, je angefangene 15 Minuten. Der zugrundeliegende Stundensatz wird zur vereinfachten 
Berechnung hierzu von 15 auf 16 Euro angehoben. 
 
Zu Nummer 6 (§ 20) 
Als weiteres Regelbeispiel wird die Erstattung der Kosten für die Versteigerungsplattformen 
bei Online-Versteigerungen aufgenommen. 
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Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 
Die Änderungen des VwVG NRW einschließlich der notwendigen Folgeänderungen sowie die 
Änderungen des Gebührengesetzes treten gemäß Absatz 1 am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 
Absatz 2 lässt die Änderungen der Ausführungsverordnung VwVG mit einem Tag Verzöge-
rung zu den Änderungen im VwVG NRW in Kraft treten.  
In Absatz 3 wird geregelt, dass die Artikel 1, 2 und 5 mit den Änderungen des VwVfG NRW, 
des LZG NRW und den notwendigen Folgeänderungen zum 1. Januar 2025 in Kraft treten, da 
zu diesem Zeitpunkt auch die entsprechenden Änderungen auf Bundesebene (Außerkrafttre-
ten PlanSiG, Änderung Postrecht) erfolgen.  
In Absatz 4 wird geregelt, dass Artikel 3 Nummern 3 und 4 zum 1. April 2025 in Kraft treten, 
damit sowohl die Vollstreckungsbehörden als auch die Vollstreckungsbeamten der Justizver-
waltung ausreichend Zeit haben, sich auf die Änderung des Verfahrens der Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis einzustellen. Aufgrund des Zusammenhangs zwischen Nummer 4 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Nummer 3 betreffend die Verschiebung der Fundstelle 
der Abgabenordnung tritt auch Nummer 3 erst zu diesem Zeitpunkt in Kraft. 
 
 
 


